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Bekanntmachung 
der Neufassung des Gesetzes über das Kreditwesen 

Vom 30. Juni 1993 

Auf Grund des Artikels 8 des Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über das Kreditwesen und anderer Vor­
schriften über Kreditinstitute vom 21. Dezember 1992 
(BGBI. 1 S. 2211) wird nachstehend der Wortlaut des 
Gesetzes über das Kreditwesen in der ab 1. Juli 1993 
geltenden Fassung bekanntgemacht. Die Neufassung 
berücksichtigt: 

1. die Fassung der Bekanntmachung vom 11. Juli 1985 
(BGBI. 1 S. 1472), 

2. den am 1. Januar 1986 in Kraft getretenen Artikel 7 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 1985 (BGBI. 1 S .. 2355), 

3. den am 1. August 1986 in Kraft getretenen Artikel 6 des 
Gesetzes vom 15. Mai 1986 (BGBI. 1 S. 721 ), 

4. den am 1. Januar 1987 in Kraft getretenen § 31 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 1986 (BGBI. 1 S. 2488), 

5. den am 26. Juli 1988 in Kraft getretenen Artikel 23 Nr. 3 
und den am 1. Januar 1990 in Kraft getretenen Arti-

Bonn, den 30. Juni 1993 

kel 23 Nr. 1, 2 und 4 des Gesetzes vom 25. Juli 1988 
(BGBI. 1 S. 1093), 

6. den am 23. Dezember 1989 in Kraft getretenen Arti­
kel 14 des Gesetzes vom 22. Dezember 1989 (BGBI. 1 
s. 2408), 

7. den am 26. Juni 1990 in Kraft getretenen Artikel 4 des 
Gesetzes vom 25. Juni 1990 (BGBl.1990 II S. 518), 

8. den am 1. Januar 1991 in Kraft getretenen Artikel 5 des 
Gesetzes vom 30. November 1990 (BGBI. 1 S. 2570), 

9. den am 30. Dezember 1992 in Kraft getretenen Artikel 1 
Nr. 43, den am 1. Januar 1993 in Kraft getretenen 
Artikel 1 Nr. 1 bis 3 und 4 Buchstabe b, Nr. 5 bis 9, 11 
bis 14, 16, 18 bis 42 und 44, den am 1 . Juli 1993 in Kraft 
tretenden Artikel 1 Nr. 10, 15 und 17 und den am 
1. Januar 1996 in Kraft tretenden Artikel 1 Nr. 4 Buch­
stabe a des eingangs genannten Gesetzes. 

Der Bundesminister der Finanzen 
Theo Waigel 
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§ 32 Erlaubnis 
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gemeinschaft 

§ 33b Anhörung der zuständigen Behörden eines anderen Mit-
gliedstaats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

§ 34 Stellvertretung und Fortführung bei Todesfall 

§ 35 Erlöschen und Aufhebung der Erlaubnis 

§ 36 Abberufung von Geschäftsleitern 

§ 37 Einschreiten gegen ungesetzliche Geschäfte 

§ 38 Folgen der Aufhebung und des Erlöschens 
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§ 47 Moratorium, 
Einstellung des Bank- und Börsenverkehrs 

§ 48 Wiederaufnahme des Bank- und Börsenverkehrs 

5. Vollziehbarkeit, Zwangsmittel, 
Kosten und Gebühren 

§ 49 Sofortige Vollziehbarkeit 
§ 50 Zwangsmittel 

§ 51 Kosten und Gebühren 

Vierter Abschnitt 

Sondervorschriften 

§ 52 Sonderaufsicht 

§ 53 Zweigstellen von Unternehmen 
mit Sitz in einem anderen Staat 

§ 53 a Repräsentanzen von Unternehmen 
mit Sitz in einem anderen Staat 

§ 53 b Unternehmen mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

§ 53c Unternehmen mit Sitz außerhalb der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 

§ 53d Meldungen an die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

1. Kreditinstitute und Finanzinstitute 

§ 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Kreditinstitute sind Unternehmen, die Bankgeschäfte 
betreiben, wenn der Umfang dieser Geschäfte einen in 
kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb 
erfordert. Bankgeschäfte sind 

1. die Annahme fremder Gelder als Einlagen ohne Rück­
sicht darauf, ob Zinsen vergütet werden (Einlagen­
geschäft); 

2. die Gewährung von Gelddarlehen und Akzeptkrediten 
(Kreditgeschäft); 

3. der Ankauf von Wechseln und Schecks (Diskont­
geschäft); 

4. die Anschaffung und die Veräußerung von Wertpapie­
ren für andere (Effektengeschäft); 

5. die Verwahrung und die Verwaltung von Wertpapieren 
für andere (Depotgeschäft); 

6. die in § 1 des Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaf­
ten bezeichneten Geschäfte (Investmentgeschäft); 

7. die Eingehung der Verpflichtung, Darlehensforderun­
gen vor Fälligkeit zu erwerben; 

8. die Übernahme von Bürgschaften, Garantien und son­
stigen Gewährleistungen für andere (Garantie­
geschäft); 

Fünfter Abschnitt 

Strafvorschriften, Bußgeldvorschriften 

§ 54 Verbotene Geschäfte, Handeln ohne Erlaubnis 
§ 55 Verletzung der Pflicht zur Anzeige 

der Zahlungsunfähigkeit oder der Überschuldung 

§ 56 Ordnungswidrigkeiten 
§ 57 (weggefallen) 

§ 58 (weggefallen) 

§ 59 Geldbußen gegen Kreditinstitute 

§ 60 Zuständige Verwaltungsbehörde 

Sechster Abschnitt 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 61 Erlaubnis für bestehende Kreditinstitute 

§ 62 Überleitungsbestimmungen 
§ 63 Aufhebung und Änderung von Rechtsvorschriften 

§ 63a Sondervorschriften für das in Artikel 3 des Einigungs-
vertrages genannte Gebiet 

§ 64 Deutsche Bundespost POSTBANK 
§ 64a Grenzen für Anlagen von bestehenden Kreditinstituten 

§ 64 b Kapital von bestehenden Kreditinstituten 

9. die Durchführung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs 
und des Abrechnungsverkehrs (Girogeschäft). 

Der Bundesminister der Finanzen kann nach Anhön.1ng 
der Deutschen Bundesbank durch Rechtsverordnung wei­
tere Geschäfte als Bankgeschäfte bezeichnen, wenn dies 
nach der Verkehrsauffassung unter Berücksichtigung des 
mit diesem Gesetz verfolgten Aufsichtszweckes gerecht­
fertigt ist. 

(2) Geschäftsleiter im Sinne dieses Gesetzes sind die­
jenigen natürlichen Personen, die nach Gesetz, Satzung 
oder Gesellschaftsvertrag zur Führung der Geschäfte und 
zur Vertretung eines Kreditinstituts in der Rechtsform einer 
juristischen Person oder einer Personenhandelsgesell­
schaft berufen sind. In Ausnahmefällen kann das Bundes­
aufsichtsamt für das Kreditwesen (§ 5) auch eine andere 
mit der Führung der Geschäfte betraute und zur Vertretung 
ermächtigte Person widerruflich als Geschäftsleiter be­
zeichnen, wenn sie zuverlässig ist und die erforderliche 
fachliche Eignung hat; § 33 Abs. 2 ist anzuwenden. Wird 
das Kreditinstitut von einem Einzelkaufmann betrieben, so 
kann in Ausnahmefällen unter den Voraussetzungen des 
Satzes 2 eine von dem Inhaber mit der Führung der 
Geschäfte betraute und zur Vertretung ermächtigte Person 
widerruflich als Geschäftsleiter bezeichnet werden. Beruht 
die Bezeichnung einer Person als Geschäftsleiter auf 
einem Antrag des Kreditinstituts, so ist sie auf Antrag des 
Kreditinstituts oder des Geschäftsleiters zu widerrufen. 

(3) Finanzinstitute sind Unternehmen, die nicht Kredit­
institute im Sinne des Absatzes 1 sind und deren Haupt­
tätigkeit darin besteht, 

1. Beteiligungen zu erwerben, 

2. Geldforderungen entgeltlich zu erwerben, 
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3. Leasingverträge abzuschließen, 

4. Kreditkarten oder Reiseschecks auszugeben oder zu 
verwalten, 

5. ausländische Zahlungsmittel für eigene Rechnung 
oder im Auftrag von Kunden zu handeln oder zu wech­
seln (Sortengeschäft), 

6. mit Wertpapieren für eigene Rechnung zu handeln, 

7. mit Terminkontrakten, Optionen, Wechselkurs- oder 
Zinssatzinstrumenten für eigene Rechnung oder im 
Auftrag von Kunden zu handeln, 

8. an Wertpapieremissionen teilzunehmen und damit 
verbundene Dienstleistungen zu erbringen, 

9. Unternehmen über die Kapitalstruktur, die industrielle 
Strategie und die damit verbundenen Fragen zu bera­
ten sowie bei Zusammenschlüssen und Übernahmen 
von Unternehmen diese zu beraten und ihnen Dienst­
leistungen anzubieten, 

10. Darlehen zwischen Kreditinstituten zu vermitteln 
(Geldmaklergeschäfte) oder 

11. in Wertpapieren oder in Instrumenten nach Nummer 7 
angelegtes Vermögen für andere zu verwalten oder 
andere bei der Anlage in diesen Vermögenswerten zu 
beraten. 

Der Bundesminister der Finanzen kann nach Anhörung 
der Deutschen Bundesbank durch Rechtsverordnung 
weitere Unternehmen als Finanzinstitute bezeichnen, um 
welche die Liste im Anhang der Richtlinie 89/646/EWG 
vom 15. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts­
und Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und Aus­
übung der Tätigkeit der Kreditinstitute und zur Änderung 
der Richtlinie 77/780/EWG - ABI. EG Nr. L 386 S. 1 -
(Zweite Bankrechtskoordinierungsrichtlinie) erweitert wird. 

(4) Herkunftsmitgliedstaat ist ein Mitgliedstaat der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, in dem die Hauptnie­
derlassung eines Kreditinstituts zugelassen ist. 

(5) Aufnahmemitgliedstaat ist ein Mitgliedstaat der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, in dem ein Kreditinsti­
tut außerhalb des Herkunftsmitgliedstaats eine Zweigstelle 
unterhält oder Dienstleistungen erbringt. 

(6) Mutterunternehmen sind Unternehmen, die als Mut­
terunternehmen im Sinne des § 290 des Handelsgesetz­
buchs gelten, ohne daß es auf die Rechtsform und den 
Sitz ankommt. 

(7) Tochterunternehmen sind Unternehmen, die als 
Tochterunternehmen im Sinne des § 290 des Handels­
gesetzbuchs gelten, ohne daß es auf die Rechtsform und 
den Sitz ankommt. 

(8) Eine Kontrolle besteht, wenn ein Unternehmen im 
Verhältnis zu einem anderen Unternehmen als Mutter­
unternehmen gilt oder wenn zwischen einer natürlichen 
oder einer juristischen Person und einem Unternehmen 
ein gleichartiges Verhältnis besteht. 

(9) Eine bedeutende Beteiligung besteht, wenn unmittel­
bar oder mittelbar über ein oder mehrere Tochterunter­
nehmen mindestens zehn vom Hundert des Kapitals oder 
der Stimmrechte eines Unternehmens gehalten werden 
oder wenn auf die Geschäftsführung des Unternehmens, 
an dem eine Beteiligung besteht, ein maßgeblicher Einfluß 
ausgeübt werden kann. Für die Berechnung des Anteils 

der Stimmrechte gilt Artikel 7 Satz 1 der Richtlinie 
88/627/EWG vom 12. Dezember 1988 über die bei Erwerb 
und Veräußerung einer bedeutenden Beteiligung an einer 
börsennotierten Gesellschaft zu veröffentlichenden Infor­
mationen (ABI. EG Nr. L 348 S. 62). Die mittelbar gehalte­
nen Beteiligungen sind dem mittelbar beteiligten Unterneh­
men in vollem Umfang zuzurechnen. 

§2 

Ausnahmen 

(1) Als Kreditinstitut im Sinne dieses Gesetzes gelten 
vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 nicht 

1 . die Deutsche Bundesbank; 

2. die Deutsche Bundespost;*) 

3. die Kreditanstalt für Wiederaufbau; 

4. die Sozialversicherungsträger und die Bundesanstalt 
für Arbeit; 

5. private und öffentlich-rechtliche Versicherungsunter-
nehmen; 

6. (weggefallen) 

7. (weggefallen) 

8. Unternehmen des Pfandleihgewerbes, soweit sie die­
ses durch Hingabe von Darlehen gegen Faustpfand 
betreiben; 

9. Unternehmen, die auf Grund des Gesetzes über Unter­
nehmensbeteiligungsgesellschaften vom 17. Dezem­
ber 1986 (BGBI. 1 S. 2488) als Unternehmensbeteili­
gungsgesellschaften anerkannt sind. 

(2) Für die Kreditanstalt für Wiederaufbau gelten § 14 
und die auf Grund von § 47 Abs. 1 Nr. 2 und § 48 
getroffenen Regelungen; für die Sozialversicherungsträ­
ger, für die Bundesanstalt für Arbeit, für Versicherungs­
unternehmen sowie für Unternehmensbeteiligungsgesell­
schaften gilt § 14. 

(3) Für Unternehmen der in Absatz 1 Nr. 5 bis 9 bezeich­
neten Art gelten die Vorschriften dieses Gesetzes inso­
weit, als sie Bankgeschäfte betreiben, die nicht zu den 
ihnen eigentümlichen Geschäften gehören. 

( 4) Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen kann 
im Einzelfall bestimmen, daß auf ein Unternehmen im 
Sinne des § 1 Abs. 1 die Vorschriften der §§ 10 bis 20, 24 
bis 38, 45 bis 46c und 51 Abs. 1 dieses Gesetzes sowie 
des§ 112 Abs. 2 der Vergleichsordnung insgesamt nicht 
anzuwenden sind, solange das Unternehmen wegen der 
Art der von ihm betriebenen Geschäfte insoweit nicht der 
Aufsicht bedarf. Die Entscheidung ist im Bundesanzeiger 
bekanntzumachen. 

§ 2a 

Rechtsform 

Kreditinstitute, die eine Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 
benötigen, dürfen nicht in der Rechtsform des Einzelkauf­
manns betrieben werden. 

*) Nummer 2 wird am 1. Januar 1996 gestrichen. 
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§ 2b 

Inhaber bedeutender Beteiligungen 

(1) Wer beabsichtigt, eine bedeutende Beteiligung an 
einem Kreditinstitut zu erwerben, hat dem Bundesauf­
sichtsamt für das Kreditwesen und der Deutschen Bundes­
bank die Höhe der beabsichtigten Beteiligung unverzüglich 
anzuzeigen. In der Anzeige hat er die für die Beurteilung 
seiner Zuverlässigkeit wesentlichen Tatsachen, die durch 
Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4 näher zu bestimmen 
sind, anzugeben; auf Verlangen des Bundesaufsichtsam­
tes sind die in§ 32 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 Buchstabe d und e 
genannten Unterlagen einzureichen. Ist der Erwerber eine 
juristische Person oder Personenhandelsgesellschaft, 
muß die Anzeige die für die Beurteilung der Zuverlässig­
keit der gesetzlichen Vertreter oder persönlich haftenden 
Gesellschafter wesentlichen Tatsachen enthalten; solange 
die bedeutende Beteiligung besteht, ist jeder neu bestellte 
gesetzliche Vertreter oder neue persönlich haftende Ge­
sellschafter mit den für die Beurteilung seiner Zuverlässig­
keit wesentlichen Tatsachen unverzüglich anzuzeigen. 
Der Inhaber einer bedeutenden Beteiligung hat dem Bun­
desaufsichtsamt und der Deutschen Bundesbank ferner 
unverzüglich anzuzeigen, wenn er beabsichtigt, den Be­
trag der bedeutenden Beteiligung so zu erhöhen, daß die 
Schwellen von 20 vom Hundert, 33 vom Hundert oder 
50 vom Hundert der Stimmrechte oder des Kapitals er­
reicht oder überschritten werden oder daß das Kreditinsti­
tut zu einem Tochterunternehmen wird. Das Bundesauf­
sichtsamt kann innerhalb von drei Monaten nach Eingang 
der Anzeige den beabsichtigten Erwerb der bedeutenden 
Beteiligung oder ihre Erhöhung untersagen, wenn Tatsa­
chen vorliegen, aus denen sich ergibt, daß der Anzeigende 
oder, wenn er juristische Person oder Personenhandels­
gesellschaft ist, gesetzliche Vertreter oder persönlich haf­
tende Gesellschafter nicht zuverlässig sind; dies gilt auch, 
wenn andere Tatsachen vorliegen, die das Bundesauf­
sichtsamt zu einer Versagung der Erlaubnis nach § 33 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2a oder Satz 2 berechtigten. Wird der 
Erwerb nicht untersagt, kann das Bundesaufsichtsamt ei­
nen Zeitraum bestimmen, nach dessen Ablauf der Anzei­
gende das Bundesaufsichtsamt unverzüglich zu unterrich­
ten hat, wenn er die nach den Sätzen 1 oder 4 angezeigte 
Absicht nicht verwirklicht hat. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann dem Inhaber einer 
bedeutenden Beteiligung die Ausübung seiner Stimmrech­
te untersagen, wenn 

1. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, daß der 
vom Inhaber oder von gesetzlichen Vertretern oder 
persönlich haftenden Gesellschaftern des beteiligten 
Unternehmens ausgeübte Einfluß sich schädlich auf 
das Kreditinstitut auswirken kann, 

2. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, daß bei 
einer bedeutenden Beteiligung an dem Kreditinstitut 
der Inhaber oder gesetzliche Vertreter oder persönlich 
haftende Gesellschafter des beteiligten Unternehmens 
nicht den im Interesse einer soliden und umsichtigen 
Führung des Kreditinstituts zu stellenden Ansprüchen 
genügen; das ist insbesondere der Fall, wenn sie nicht 
zuverlässig sind, 

3. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, daß das 
Kreditinstitut mit dem Inhaber der bedeutenden Beteili­
gung verbunden ist (§ 15 des Aktiengesetzes) und 
wegen dieser Unternehmensverbindung oder der 

Struktur der Unternehmensverbindung des Inhabers 
der bedeutenden Beteiligung mit anderen Unterneh­
men eine wirksame Aufsicht über das Kreditinstitut 
nicht möglich ist oder 

4. die Beteiligung trotz einer vollziehbaren Untersagung 
nach Absatz 1 Satz 5 erworben oder erhöht worden 
ist. 

In den Fällen des Satzes 1 kann die Ausübung der Stimm­
rechte .auf einen Treuhänder übertragen werden. Der 
Treuhänder hat bei der Ausübung der Stimmrechte den 
Interessen einer soliden und umsichtigen Führung des 
Kreditinstituts Rechnung zu tragen. Der Treuhänder wird 
auf Antrag des Kreditinstituts, eines an ihm Beteiligten 
oder des Bundesaufsichtsamtes vom Gericht des Sitzes 
des Kreditinstituts bestellt. Sind die Voraussetzungen des 
Satzes 1 entfallen, hat das Bundesaufsichtsamt den Wi­
derruf der Bestellung des Treuhänders zu beantragen. Der 
Treuhänder hat Anspruch auf Ersatz angemessener Aus­
lagen und auf Vergütung für seine Tätigkeit. Das Gericht 
setzt auf Antrag des Treuhänders die Auslagen und die 
Vergütung fest; die weitere Beschwerde ist ausgeschlos­
sen. Der Bund schießt die Auslagen und die Vergütung 
vor; für seine Aufwendungen haften dem Bund der betrof­
fene Inhaber der bedeutenden Beteiligung und das Kredit­
institut gesamtschuldnerisch. 

(3) Vor Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 5 und Absatz 2 
Satz 1 hat das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
die zuständigen Behörden des anderen Mitgliedstaats der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft anzuhören, wenn 
es sich bei dem Erwerber der bedeutenden Beteiligung um 
ein in dem anderen Mitgliedstaat zugelassenes Kreditin­
stitut, um ein Mutterunternehmen eines in dem anderen 
Mitgliedstaat zugelassenen Kreditinstituts oder um eine 
Person handelt, die ein in dem anderen Mitgliedstaat zuge­
lassenes Kreditinstitut kontrolliert, und wenn das Kredit­
institut, an dem der Erwerber eine Beteiligung zu halten 
beabsichtigt, durch den Erwerb zu einem Tochterunter­
nehmen oder vom Erwerber kontrolliert würde. 

(4) Wer beabsichtigt, eine bedeutende Beteiligung an 
einem Kreditinstitut aufzugeben oder den Betrag seiner 
bedeutenden Beteiligung unter die Schwellen von 20 vom 
Hundert, 33 vom Hundert oder 50 vom Hundert der Stimm­
rechte oder des Kapitals abzusenken oder die Beteiligung 
so zu verändern, daß das Kreditinstitut nicht mehr Tochter­
unternehmen ist, hat dies dem Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen und der Deutschen Bundesbank unverzüglich 
anzuzeigen; dabei ist die verbleibende Höhe der Beteili­
gung anzugeben. 

(5) Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen hat die 
Entscheidung über den Erwerb einer unmittelbaren oder 
mittelbaren Beteiligung an einem Kreditinstitut, durch den 
das Kreditinstitut zu einem Tochterunternehmen eines Un­
ternehmens mit Sitz außerhalb der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft würde, auszusetzen oder zu be­
schränken, wenn ein entsprechender Beschluß der Kom­
mission oder des Rates der Europäischen Gemeinschaf­
ten vorliegt, der nach Artikel 22 Abs. 2 der Zweiten Bank­
rechtskoordinierungsrichtlinie zustande gekommen ist. Die 
Aussetzung oder Beschränkung darf drei Monate vom 
Zeitpunkt des Beschlusses an nicht überschreiten. Be­
schließt der Rat der Europäischen Gemeinschaften die 
Verlängerung der Frist nach Satz 2, so hat das Bundesauf­
sichtsamt die Fristverlängerung zu beachten. 
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§3 §7 

Verbotene Geschäfte 

Verboten sind 

1 . der Betrieb des Einlagengeschäftes, wenn der Kreis 
der Einleger überwiegend aus Betriebsangehörigen 
des Unternehmens besteht (Werksparkassen) und 
nicht sonstige Bankgeschäfte betrieben werden, die 
den Umfang dieses Einlagengeschäftes übersteigen; 

2. die Annahme von Geldbeträgen, wenn der überwi.egen­
de Teil der Geldgeber einen Rechtsanspruch darauf 
hat, daß ihnen aus diesen Geldbeträgen Darlehen ge­
währt oder Gegenstände auf Kredit verschafft werden 
(Zwecksparunternehmen); dies gilt nicht für Bauspar­
kassen; 

3. der Betrieb des Kreditgeschäftes oder des Einlagen­
geschäftes, wenn es durch Vereinbarung oder ge­
schäftliche Gepflogenheit ausgeschlossen oder erheb­
lich erschwert ist, über den Kreditbetrag oder die Einla­
gen durch Barabhebung zu verfügen. 

§4 

Entscheidung 
des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen 

Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen entschei­
det in Zweifelsfällen, ob ein Unternehmen den Vorschriften 
dieses Gesetzes unterliegt. Seine Entscheidungen binden 
die Verwaltungsbehörden. 

2. Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 

§5 

Organisation 

(1) Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen (Bun­
desaufsichtsamt) wird als eine selbständige Bundesober­
behörde errichtet. Es hat seinen Sitz in Berlin. 

(2) Der Präsident des Bundesaufsichtsamtes wird auf 
Vorschlag der Bundesregierung durch den Bundespräsi­
denten ernannt; die Bundesregierung hat bei ihrem Vor­
schlag die Deutsche Bundesbank anzuhören. 

§6 

Aufgaben 

(1) Das Bundesaufsichtsamt übt die Aufsicht über die 
Kreditinstitute nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
aus. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt hat Mißständen im Kredit­
wesen entgegenzuwirken, die die Sicherheit der den Kre­
ditinstituten anvertrauten Vermögenswerte gefährden, die 
ordnungsmäßige Durchführung der Bankgeschäfte beein­
trächtigen oder erhebliche Nachteile für die Gesamtwirt­
schaft herbeiführen können. 

(3) Das Bundesaufsichtsamt nimmt die ihm nach diesem 
Gesetz und nach anderen Gesetzen zugewiesenen Aufga­
ben nur im öffentlichen Interesse wahr. 

Zusammenarbeit mit der Deutschen Bundesbank 

(1) Das Bundesaufsichtsamt und die Deutsche Bundes­
bank arbeiten nach Maßgabe dieses Gesetzes zusam­
men. Die Deutsche Bundesbank und das Bundesauf­
sichtsamt haben einander Beobachtungen und Feststel­
lungen mitzuteilen, die für die Erfüllung der beiderseitigen 
Aufgaben von Bedeutung sein können. Die Deutsche Bun­
desbank hat insoweit dem Bundesaufsichtsamt auch die 
Angaben zur Verfügung zu stellen, die sie auf Grund 
statistischer Erhebungen nach § 18 des Gesetzes über die 
Deutsche Bundesbank erlangt. Sie hat vor Anordnung 
einer solchen Erhebung das Bundesaufsichtsamt zu hö­
ren; § 18 Satz 5 des Gesetzes über die Deutsche Bundes­
bank gilt entsprechend. 

(2) Der Präsident des Bundesaufsichtsamtes, im Falle 
der Verhinderung sein Stellvertreter, hat das Recht, an den 
Beratungen des Zentralbankrates der Deutschen Bundes­
bank teilzunehmen, soweit bei diesen Gegenstände sei­
nes Aufgabenbereichs behandelt werden. Er hat kein 
Stimmrecht, kann aber Anträge stellen. 

§8 

Zusammenarbeit mit anderen Stellen 

(1) Das Bundesaufsichtsamt kann sich bei der Durchfüh­
rung seiner Aufgaben anderer Personen und Einrichtun­
gen bedienen. 

(2) Werden gegen Inhaber oder Geschäftsleiter von 
Kreditinstituten Steuerstrafverfahren eingeleitet, so steht 
§ 30 der Abgabenordnung Mitteilungen an das Bundesauf­
sichtsamt über das Verfahren und über den zugrunde 
liegenden Sachverhalt nicht entgegen; das gleiche gilt, 
wenn sich das Verfahren gegen Personen richtet, die das 
Vergehen als Bedienstete von Kreditinstituten begangen 
haben. 

(3) Bei der Aufsicht über Kreditinstitute, die in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft Bankgeschäfte betreiben, sowie bei der Auf­
sicht über Kreditinstitute auf zusammengefaßter Basis ar­
beiten das Bundesaufsichtsamt und, soweit sie im Rah­
men dieses Gesetzes tätig wird, die Deutsche Bundes­
bank mit den zuständigen Behörden des betreffenden 
Mitgliedstaats zusammen. Mitteilungen der zuständigen 
Behörden eines anderen Mitgliedstaats dürfen nur für 
folgende Zwecke verwendet werden: 

1 . zur Prüfung der Zulassung zum Geschäftsbetrieb eines 
Kreditinstituts, 

2. zur Überwachung der Tätigkeit eines Kreditinstituts 
oder einer Kreditinstitutsgruppe, 

3. für Anordnungen des Bundesaufsichtsamtes sowie zur 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
durch das Bundesaufsichtsamt, 

4. im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens über Rechts­
behelfe gegen eine Entscheidung des Bundesauf­
sichtsamtes oder 

5. im Rahmen von Verfahren vor Verwaltungsgerichten, 
Insolvenzgerichten, Staatsanwaltschaften oder für 
Straf- und Bußgeldsachen zuständigen Gerichten. 

Wird die Erlaubnis eines Kreditinstituts zum Betreiben von 
Bankgeschäften aufgehoben, so unterrichtet das Bundes-
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aufsichtsamt die zuständigen Behörden der anderen Mit­
gliedstaaten, in denen das Kreditinstitut Zweigstellen er­
richtet hat. 

(4) Verstößt ein Unternehmen im Sinne des § 53b 
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 durch seine Tätigkeit über eine 
Zweigstelle im Geltungsbereich dieses Gesetzes oder 
durch Dienstleistungen gegen Vorschriften, deren Einhal­
tung durch das Bundesaufsichtsamt überwacht wird, so 
unterrichtet das Bundesaufsichtsamt die Behörden des 
Herkunftsmitgliedstaats über die Maßnahmen, die es er­
greifen wird, um diese Verstöße zu beenden. Das Bundes­
aufsichtsamt teilt den zuständigen Behörden des Aufnah­
memitgliedstaats Maßnahmen mit, die es ergreifen wird, 
um Verstöße eines Kreditinstituts mit Sitz im Geltungsbe­
reich dieses Gesetzes gegen Rechtsvorschriften des Auf­
nahmemitgliedstaats zu beenden, über die das Bundes­
aufsichtsamt durch die zuständigen Behörden des Aufnah­
memitgliedstaats unterrichtet worden ist. 

§9 

Schweigepflicht 

(1) Die beim Bundesaufsichtsamt beschäftigten und die 
nach § 8 Abs. 1 oder § 30 Abs. 2 Satz 3 beauftragten 
Personen, die nach § 46 Abs. 1 Satz 2 bestellten Auf­
sichtspersonen sowie die im Dienst der Deutschen Bun­
desbank stehenden Personen, soweit sie zur Durchfüh­
rung dieses Gesetzes tätig werden, dürfen die ihnen bei 
ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen Tatsachen, deren Ge­
heimhaltung im Interesse des Kreditinstituts oder eines 
Dritten liegt, insbesondere Geschäfts- und Betriebsge­
heimnisse, nicht unbefugt offenbaren oder verwerten, 
auch wenn sie nicht mehr im Dienst sind oder ihre Tätigkeit 
beendet ist. Dies gilt auch für andere Personen, die durch 
dienstliche Berichterstattung Kenntnis von den in Satz 1 
bezeichneten Tatsachen erhalten. Ein unbefugtes Offen­
baren oder Verwerten im Sinne des Satzes 1 liegt insbe­
sondere nicht vor, wenn Tatsachen weitergegeben werden 
an 

1. Staatsanwaltschaften oder für Straf- und Bußgeldsa­
chen zuständige Gerichte, 

2. kraft Gesetzes oder im öffentlichen Auftrag mit der 
Überwachung von Kreditinstituten, Finanzinstituten 
oder Versicherungsunternehmen oder der Finanzmärk­
te betraute Stellen sowie von diesen beauftragte Per­
sonen, 

3. mit der Liquidation, dem Vergleich oder dem Konkurs 
eines Kreditinstituts befaßte Stellen, 

4. mit der gesetzlichen Prüfung der Rechnungslegung 
von Kreditinstituten oder von Finanzinstituten betraute 
Personen oder 

5. Einrichtungen zur Sicherung der Einlagen, 

soweit diese Stellen die Informationen zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben benötigen. Für die bei diesen Stellen beschäftig­
ten Personen gilt die Schweigepflicht nach Satz 1 ent­
sprechend. Befindet sich die Stelle in einem anderen 
Staat, so dürfen die Tatsachen nur weitergegeben werden, 
wenn diese Stelle und die von ihr beauftragten Personen 
einer dem Satz 1 entsprechenden Schweigepflicht unter­
liegen. 

(2) Die§§ 93, 97, 105 Abs. 1, § 111 Abs. 5 in Verbindung 
mit § 105 Abs. 1 sowie § 116 Abs. 1 der Abgabenordnung 

gelten nicht für die in Absatz 1 bezeichneten Personen, 
soweit sie zur Durchführung dieses Gesetzes tätig werden. 
Dies gilt nicht, soweit die Finanzbehörden die Kenntnisse 
für die Durchführung eines Verfahrens wegen einer Steu­
erstraftat sowie eines damit zusammenhängenden Be­
steuerungsverfahrens benötigen, an deren Verfolgung ein 
zwingendes öffentliches Interesse besteht, oder soweit es 
sich um vorsätzlich falsche Angaben des Auskunftspflichti­
gen oder der für ihn tätigen Personen handelt. Satz 2 ist 
nicht anzuwenden, soweit Tatsachen betroffen sind, die 
den in Absatz 1 Satz 1 oder 2 bezeichneten Personen 
durch eine Bankaufsichtsbehörde eines anderen Staates 
oder durch von dieser Behörde beauftragte Personen mit­
geteilt worden sind. 

zweiter Abschnitt 

Vorschriften für die Kreditinstitute 

1. Eigenkapital und Liquidität 

§ 10 

Eigenkapitalausstattung 

(1) Die Kreditinstitute müssen im Interesse der Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen gegenüber ihren Gläubigern, insbe­
sondere zur Sicherheit der ihnen anvertrauten Vermö­
genswerte, ein angemessenes haftendes Eigenkapital 
haben. Das Bundesaufsichtsamt stellt im Einvernehmen 
mit der Deutschen Bundesbank Grundsätze auf, nach 
denen es für den Regelfall beurteilt, ob die Anforderungen 
des Satzes 1 erfüllt sind; die Spitzenverbände der Kredit­
institute sind vorher anzuhören. Die Grundsätze sind im 
Bundesanzeiger zu veröffentlichen. 

(2) Als haftendes Eigenkapital sind anzusehen 

1. bei Einzelkaufleuten, offenen Handelsgesellschaften 
und Kommanditgesellschaften das Geschäftskapital 
und die Rücklagen nach Abzug der Entnahmen des 
Inhabers oder der persönlich haftenden Gesellschafter 
und der diesen gewährten Kredite sowie eines Schul­
denüberhanges beim freien Vermögen des Inhabers; 
bei offenen Handelsgesellschaften und Kommandit­
gesellschaften ist nur das eingezahlte Geschäftskapital 
zu berücksichtigen; 

2. bei Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften 
auf Aktien und Gesellschaften mit beschränkter Haf­
tung das eingezahlte Grund- oder Stammkapital und 
die Rücklagen abzüglich des Betrages der eigenen 
Aktien oder Geschäftsanteile sowie der Aktien, die mit 
einem nachzuzahlenden Vorzug bei der Verteilung des 
Gewinns ausgestattet sind; bei Kommanditgesellschaf­
ten auf Aktien ferner Vermögenseinlagen der persön­
lich haftenden Gesellschafter, die nicht auf das Grund­
kapital geleistet worden sind, unter Abzug der Entnah­
men der persönlich haftenden Gesellschafter und der 
diesen gewährten Kredite; 

3. bei eingetragenen Genossenschaften die Geschäfts­
guthaben und die Rücklagen zuzüglich eines vom 
Bundesminister der Finanzen nach Anhörung der Deut­
schen Bundesbank durch Rechtsverordnung festzuset­
zenden Zuschlages, welcher der Haftsummenverpflich­
tung der Genossen Rechnung trägt; Geschäftsgutha­
ben von Genossen, die zum Schluß des Geschäftsjah-
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res ausscheiden, und ihre Ansprüche auf Auszahlung 
eines Anteils an der in der Bilanz nach § 73 Abs. 3 des 
Gesetzes betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsge­
nossenschaften von eingetragenen Genossenschaften 
gesondert ausgewiesenen Ergebnisrücklage der Ge­
nossenschaft sind abzusetzen; der Bundesminister der 
Finanzen kann die Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen auf das Bundesaufsichtsamt 
übertragen; 

4. bei öffentlich-rechtlichen Sparkassen sowie bei Spar­
kassen des privaten Rechts, die als öffentliche Spar­
kassen anerkannt sind, die Rücklagen; 

5. bei Kreditinstituten des öffentlichen Rechts, die nicht 
unter Nummer 4 fallen, das eingezahlte Dotationskapi­
tal und die Rücklagen; 

6. bei Kreditinstituten in einer anderen Rechtsform das 
eingezahlte Kapital und die Rücklagen. 

Kredite an den Kommanditisten, den Gesellschafter einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung, den Aktionär, den 
Kommanditaktionär oder an den Anteilseigner an einem 
Kreditinstitut des öffentlichen Rechts, dem mehr als fünf­
undzwanzig vom Hundert des Kapitals (Nennkapital, Sum­
me der Kapitalanteile) des Kreditinstituts gehören oder 
dem mehr als fünfundzwanzig vom Hundert der Stimm­
rechte zustehen, sind abzuziehen, wenn sie zu nicht 
marktmäßigen Bedingungen gewährt werden oder soweit 
sie entgegen der Bankübung nicht ausreichend gesichert 
sind. Für die Berechnung des Vomhundertsatzes nach 
Satz 2 gilt § 16 Abs. 2 bis 4 des Aktiengesetzes entspre­
chend. 

(3) Dem haftenden Eigenkapital ist der Reingewinn zu­
zurechnen, soweit seine Zuweisung zum Geschäftskapital, 
zu den Rücklagen oder den Geschäftsguthaben beschlos­
sen ist. Als Rücklagen im Sinne des Absatzes 2 gelten nur 
die als Rücklagen ausgewiesenen Beträge mit Ausnahme 
solcher Passivposten, die auf Grund steuerlicher Vor­
schriften erst bei ihrer Auflösung zu versteuern sind. 

(4) Vermögenseinlagen stiller Gesellschafter sind dem 
haftenden Eigenkapital nur zuzurechnen, 

1. wenn sie bis zur vollen Höhe am Verlust teilnehmen, 

2. wenn sie im Falle des Konkurses oder der Liquidation 
des Kreditinstituts erst nach Befriedigung aller Gläubi­
ger zurückzuzahlen sind, 

3. wenn sie dem Kreditinstitut mindestens für die Dauer 
von fünf Jahren zur Verfügung gestellt worden sind, 

4. solange der Rückzahlungsanspruch nicht in weniger 
als zwei Jahren fällig wird oder auf Grund des Gesell­
schaftsvertrages fällig werden kann und 

5. wenn das Kreditinstitut bei der Begründung der stillen 
Gesellschaft auf die in den Sätzen 2 und 3 genannten 
Rechtsfolgen ausdrücklich und schriftlich hingewiesen 
hat. 

Nachträglich können die Teilnahme am Verlust nicht ge­
ändert, der Nachrang nicht beschränkt sowie die Laufzeit 
und die Kündigungsfrist nicht verkürzt werden. Eine vorzei­
tige Rückzahlung ist dem Kreditinstitut ohne Rücksicht auf 
entgegenstehende Vereinbarungen zurückzugewähren. 
Kredite an stille Gesellschafter, deren Vermögenseinlage 
mehr als fünfundzwanzig vom Hundert des haftenden Ei­
genkapitals beträgt, sind vom haftenden Eigenkapital ab­
zuziehen, wenn sie zu nicht marktmäßigen Bedingungen 

gewährt werden oder soweit sie entgegen der Bankübung 
nicht ausreichend gesichert sind. Für die Berechnung des 
Vomhundertsatzes nach Satz 4 gilt§ 16 Abs. 4 des Aktien­
gesetzes entsprechend. 

(4a) Dem haftenden Eigenkapital können zugerechnet 
werden: 

1. Vorsorgereserven nach § 340f des Handelsgesetz­
buchs, 

2. Sonderposten für allgemeine Bankrisiken nach§ 340g 
des Handelsgesetzbuchs, 

3. Aktien, die mit einem nachzuzahlenden Vorzug bei der 
Verteilung des Gewinns ausgestattet sind, 

4. nicht realisierte Reserven 

a) in Höhe von 45 vom Hundert des Unterschieds­
betrages zwischen dem Buchwert und dem Belei­
hungswert bei Grundstücken, grundstücksgleichen 
Rechten und Gebäuden; 

b) in Höhe von 35 vom Hundert des Unterschiedsbe­
trages zwischen dem Buchwert und 

aa) dem Kurswert bei Wertpapieren, die an einer 
Börse zum amtlichen Handel zugelassen oder 
in einen anderen organisierten Markt einbezo­
gen sind, der anerkannt und für das Publikum 
offen und dessen Funktionsweise ordnungs­
gemäß ist (notierte Wertpapiere); 

bb) dem Wert, der nach § 11 Abs. 2 Satz 2 bis 5 des 
Bewertungsgesetzes festzusteHen- ist-, bei-nicht · 
notierten Wertpapieren, die Anteile an zum Ver­
bund der Kreditgenossenschaften oder der 
Sparkassen gehörenden Kapitalgesellschaften 
mit einer Bilanzsumme von mindestens 20 Mil­
lionen Deutsche Mark verbriefen; 

cc) dem veröffentlichten Rücknahmepreis von An­
teilen an einem Wertpapier- oder Grundstücks­
Sondervermögen mit Ausnahme eines Spezial­
fonds, die nach den Vorschriften des Gesetzes 
über Kapitalanlagegesellschaften, oder von An­
teilen an einem Wertpapier-Sondervermögen, 
die von einer Investmentgesellschaft mit Sitz in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaften nach den Bestimmungen der 
Richtlinie 85/611/EWG des Rates vom 20. De­
zember 1985 zur Koordinierung der Rechts­
und Verwaltungsvorschriften betreffend be­
stimmte Organismen für gemeinsame Anlagen 
in Wertpapieren (ABI. EG Nr. L 375 S. 3) ausge­
geben werden; 

bei diesen Vermögenswerten gebildete Vorsorge­
reserven sind dem Buchwert hinzuzurechnen, 

5. Rücklagen nach § 6 b des Einkommensteuergesetzes 
in Höhe von 45 vom Hundert, soweit diese Rücklagen 
durch die Einstellung von Erlösen aus der Veräußerung 
von Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten und 
Gebäuden entstanden sind. 

Nicht realisierte Reserven können dem haftenden Eigen­
kapital nur zugerechnet werden, wenn die Summe der 
Eigenkapitalbestandteile nach den Absätzen 2 bis 4, nach 
Satz 1 Nr. 2 dieses Absatzes sowie nach den Absätzen 6 
und 7 Satz 3, ohne den Zuschlag nach Absatz 2 Satz 1 
Nr. 3 und abzüglich der in Absatz 6a Satz 1 Nr. 1 und 2 
aufgeführten Beträge (Kernkapital), mindestens 4,4 vom 
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Hundert der entsprechend dem Grundsatz I des Bundes­
aufsichtsamtes nach ihrem Risiko gewichteten Aktiva des 
Kreditinstituts ausmacht; die nicht realisierten Reserven 
können dem haftenden Eigenkapital nur bis zu 1,4 vom 
Hundert dieser nach ihrem Risiko gewichteten Aktiva zu­
gerechnet werden. Nicht realisierte Reserven können nur 
berücksichtigt werden, wenn in die Berechnung des Unter­
schiedsbetrages jeweils sämtliche Aktiva nach Satz 1 Nr. 4 
Buchstabe a oder b einbezogen werden. Die Berechnung 
der nicht realisierten Reserven ist dem Bundesaufsichts­
amt und der Deutschen Bundesbank unverzüglich nach 
ihrem Abschluß unter Angabe der maßgeblichen Wert­
ansätze offenzulegen. 

(4b) Für die Ermittlung des Beleihungswertes von 
Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten und Gebäu­
den gilt§ 12 Abs. 1 und 2 des Hypothekenbankgesetzes 
entsprechend. Diese Werte sind mindestens alle drei Jah­
re durch Bewertungsgutachten zu ermitteln. Für die Ermitt­
lung des Beleihungswertes hat das Kreditinstitut einen aus 
mindestens drei Mitgliedern bestehenden Sachverständi­
genausschuß zu bestellen. § 32 Abs. 2 und 3 des Geset­
zes über Kapitalanlagegesellschaften gilt entsprechend. 
Liegt der Beleihungswert unter dem Buchwert, sind die 
nicht realisierten Reserven um diesen negativen Unter­
schiedsbetrag zu ermäßigen. 

(4c) Der Kurswert der notierten Wertpapiere bestimmt 
sich nach dem Kurs am Bilanzstichtag. Liegt der Durch­
schnitt aus diesem Kurs und den Kursen, die an den 
vorher vergangenen drei Bilanzstichtagen festgestellt 
wurden, unterhalb dieses Kurses, so gilt der Durch­
schnittskurs. Liegt an einem Bilanzstichtag kein Kurs vor, 
so ist der letzte innerhalb von 30 Tagen vor dem Bilanz­
stichtag festgestellte Kurs maßgebend. Wird von der Be­
handlung von Wertpapieren nach den Grundsätzen für das 
Anlagevermögen Gebrauch gemacht, sind die nicht reali­
sierten Reserven um den Unterschiedsbetrag zwischen 
dem maßgeblichen Kurswert und dem höheren Buchwert 
zu ermäßigen. Auf die Ermittlung des Wertes der nicht 
notierten Wertpapiere nach § 11 Abs. 2 des Bewertungs­
gesetzes und des Rücknahmepreises von Anteilen an 
einem Sondervermögen ist das Verfahren der Sätze 1, 2 
und 4 entsprechend anzuwenden. 

(5) Kapital, das gegen Gewährung von Genußrechten 
eingezahlt ist, ist dem haftenden Eigenkapital nur zuzu­
rechnen, 

1. wenn es bis zur vollen Höhe am Verlust teilnimmt und 
das Kreditinstitut verpflichtet ist, im Falle eines Verlu­
stes Zinszahlungen aufzuschieben, 

2. wenn vereinbart ist, daß es im Falle des Konkurses 
oder der Liquidation des Kreditinstituts erst nach Be­
friedigung aller nicht nachrangigen Gläubiger zurück­
gezahlt wird, 

3. wenn es dem Kreditinstitut mindestens für die Dauer 
von fünf Jahren zur Verfügung gestellt worden ist und 
nicht auf Verlangen des Gläubigers vorzeitig zurückge­
zahlt werden muß; die Frist von fünf Jahren braucht 
nicht eingehalten zu werden, wenn in Wertpapieren 
verbriefte Genußrechte wegen Änderung der Besteue­
rung, die zu Zusatzzahlungen an den Erwerber der 
Genußrechte führt, vorzeitig gekündigt werden und das 
Kapital vor Rückerstattung durch die Einzahlung ande­
ren, zumindest gleichwertigen haftenden Eigenkapitals 
ersetzt worden ist, 

4. solange der Rückzahlungsanspruch nicht in weniger 
als zwei Jahren fällig wird oder auf Grund des Vertra­
ges fällig werden kann, 

5. wenn das Kreditinstitut bei Abschluß des Vertrages auf 
die in den Sätzen 2 und 3 genannten Rechtsfolgen 
ausdrücklich und schriftlich hingewiesen hat. 

Nachträglich können die Teilnahme am Verlust nicht ge­
ändert, der Nachrang nicht beschränkt sowie die Laufzeit 
und die Kündigungsfrist nicht verkürzt werden. Eine vor­
zeitige Rückzahlung ist dem Kreditinstitut ohne Rücksicht 
auf entgegenstehende Vereinbarungen zurückzugewähren, 
sofern nicht das Kapital durch die Einzahlung anderen, 
zumindest gleichwertigen haftenden Eigenkapitals ersetzt 
worden ist. Werden Wertpapiere über die Genußrechte 
begeben, so ist nur in den Zeichnungs- und Ausgabebe­
dingungen auf die in den Sätzen 2 und 3 genannten 
Rechtsfolgen hinzuweisen. Ein Kreditinstitut darf in Wert­
papieren verbriefte eigene Genußrechte nur erwerben, 
wenn es mit dem Erwerb eine Einkaufskommission aus­
führt; zur Marktpflege darf das Kreditinstitut außerdem bis 
zu drei vom Hundert des Gesamtnennbetrages einer 
Emission eigener Genußrechte erwerben, sofern die Ge­
nußrechte in notierten Wertpapieren verbrieft sind; die 
Absicht, von der Möglichkeit der Marktpflege Gebrauch zu 
machen, ist dem Bundesaufsichtsamt und der Deutschen 
Bundesbank anzuzeigen. Die §§ 71 a, 71 d und 71 e des 
Aktiengesetzes gelten entsprechend. 

(Sa) Kapital, das auf Grund der Eingehung nachrangiger 
Verbindlichkeiten eingezahlt ist, ist dem haftenden Eigen­
kapital nur zuzurechnen, wenn vereinbart ist, daß 

1. es im Falle des Konkurses oder der Liquidation des 
Kreditinstituts erst nach Befriedigung aller nicht nach­
rangigen Gläubiger zurückerstattet wird, 

2. es dem Kreditinstitut mindestens für die Dauer von fünf 
Jahren zur Verfügung gestellt wird und nicht auf Verlan­
gen des Gläubigers vorzeitig zurückgezahlt werden 
muß; ist für die Rückerstattung des Kapitals eine Zeit 
nicht bestimmt, so ist eine Kündigungsfrist von minde­
stens fünf Jahren vorzusehen; eine kürzere Kündi­
gungsfrist nach Ablauf dieser fünf Jahre kann zugun­
sten des Kreditinstituts für den Fall vereinbart werden, 
daß das Kapital vor Rückerstattung durch die Einzah­
lung anderen, zumindest gleichwertigen haftenden Ei­
genkapitals ersetzt worden ist; die Frist von fünf Jahren 
braucht nicht eingehalten zu werden, wenn Schuldver­
schreibungen wegen Änderung der Besteuerung, die 
zu Zusatzzahlungen an den Erwerber der Schuldver­
schreibungen führt, vorzeitig gekündigt werden, 

3. die Aufrechnung des Rückerstattungsanspruchs gegen 
Forderungen des Kreditinstituts ausgeschlossen ist 
und für die Verbindlichkeiten keine vertraglichen Si­
cherheiten durch das Kreditinstitut oder durch Dritte 
gestellt werden; ein Kreditinstitut darf nachrangige Si­
cherheiten für nachrangige Verbindlichkeiten stellen, 
die ein ausschließlich für den Zweck der Kapitalaufnah­
me gegründetes Tochterunternehmen des Kreditinsti­
tuts eingegangen ist; § 11 Nr. 3 des Gesetzes zur 
Regelung des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbe­
dingungen über das Aufrechnungsverbot findet keine 
Anwendung auf Forderungen aus nachrangigen Ver­
bindlichkeiten des Kreditinstituts. 

Wenn der Rückerstattungsanspruch in weniger als zwei 
Jahren fällig wird oder auf Grund des Vertrages fällig 
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werden kann, werden die Verbindlichkeiten nur noch zu 
zwei Fünftein dem haftenden Eigenkapital zugerechnet. 
Nachträglich können der Nachrang nicht beschränkt sowie 
die Laufzeit und die Kündigungsfrist nicht verkürzt werden. 
Eine vorzeitige Rückerstattung ist dem Kreditinstitut ohne 
Rücksicht auf entgegenstehende Vereinbarungen zu­
rückzugewähren, sofern das Kreditinstitut nicht aufgelöst 
wurde oder sofern nicht das Kapital durch die Einzahlung 
anderen, zumindest gleichwertigen haftenden Eigenkapi­
tals ersetzt worden ist. Das Kreditinstitut hat bei Abschluß 
des Vertrages auf die in den Sätzen 3 und 4 genannten 
Rechtsfolgen ausdrücklich und schriftlich hinzuweisen; 
werden Wertpapiere über die nachrangigen Verbindlich­
keiten begeben, so ist nur in den Zeichnungs- und Ausga­
bebedingungen auf die genannten Rechtsfolgen hinzu­
weisen. Absatz 5 Satz 5 und 6 gilt entsprechend. Für 
nachrangige Verbindlichkeiten darf keine Bezeichnung 
verwendet und mit keiner Bezeichnung geworben werden, 
die den Wortteil „Spar" enthält oder sonst geeignet ist, über 
den Nachrang im Fall des Konkurses oder der Liquidation 
zu täuschen; dies gilt jedoch nicht, soweit ein Kreditinstitut 
seinen in § 40 geschützten Firmennamen benutzt. 

(6) Nachgewiesenes freies Vermögen des Inhabers 
oder der persönlich haftenden Gesellschafter kann auf 
Antrag in einem vom Bundesaufsichtsamt zu bestimmen­
den Umfang als haftendes Eigenkapital berücksichtigt 
werden. 

(6a) Von dem haftenden Eigenkapital sind abzuziehen: 

1. Verluste; 

2. immaterielle Vermögensgegenstände; 

3. drei vom Hundert des Gesamtnennbetrages der je­
weiligen Emission in notierten Wertpapieren verbriefter 
eigener Genußrechte und nachrangiger Verbindlich­
keiten, sofern das Kreditinstitut von der Möglichkeit der 
Marktpflege Gebrauch zu machen beabsichtigt; 

4. folgende Beteiligungen, Forderungen aus nachrangi­
gen Verbindlichkeiten und Genußrechten sowie Vor­
zugsaktien: 

a) Beteiligungen an Kreditinstituten und Finanzinstitu­
ten, ausgenommen Kapitalanlagegesellschaften, in 
Höhe von mehr als zehn vom Hundert des Kapitals 
dieser Unternehmen; das Bundesaufsichtsamt kann 
auf Antrag des Kreditinstituts Ausnahmen zulassen, 
wenn das Kreditinstitut Anteile eines Kreditinstituts 
oder eines Finanzinstituts vorübergehend besitzt, 
um dieses Unternehmen finanziell zu stützen; 

b) Forderungen aus nachrangigen Verbindlichkeiten 
im Sinne des Absatzes Sa an Kreditinstitute und 
Finanzinstitute, ausgenommen Kapitalanlagege­
sellschaften, an denen das Kreditinstitut zu mehr als 
zehn vom Hundert des Kapitals dieser Unterneh­
men beteiligt ist; 

c) Forderungen aus Genußrechten im Sinne des Ab­
satzes 5 an Unternehmen nach Buchstabe b; 

d) Vorzugsaktien im Sinne des Absatzes 4a Satz 1 Nr. 3 
der Unternehmen nach Buchstabe b; 

5. der Gesamtbetrag der folgenden Beteiligungen, Forde­
rungen aus nachrangigen Verbindlichkeiten und Ge­
nußrechten sowie Vorzugsaktien, soweit er zehn vom 
Hundert des haftenden Eigenkapitals des Kreditinsti­
tuts vor Abzug der Beträge nach Nummer 4 und nach 
dieser Nummer übersteigt: 

a) Beteiligungen an Kreditinstituten und Finanzinstitu­
ten, ausgenommen Kapitalanlagegesellschaften, in 
Höhe von höchstens zehn vom Hundert des Kapi­
tals dieser Unternehmen; 

b) Forderungen aus nachrangigen Verbindlichkeiten 
im Sinne des Absatzes 5a an Kreditinstitute und 
Finanzinstitute, ausgenommen Kapitalanlagege­
sellschaften, an denen das Kreditinstitut nicht oder 
nur in Höhe von höchstens zehn vom Hundert des 
Kapitals dieser Unternehmen beteiligt ist; 

c) Forderungen aus Genußrechten im Sinne des Ab­
satzes 5 an Unternehmen nach Buchstabe b; 

d) Vorzugsaktien im Sinne des Absatzes 4a Satz 1 Nr. 3 
der Unternehmen nach Buchstabe b. 

Bezieht das Kreditinstitut alle Beteiligungen von minde­
stens zehn vom Hundert an Kreditinstituten oder Finanz­
instituten, ausgenommen Kapitalanlagegesellschaften, in 
die Konsolidierung nach § 10 a ein, braucht es für diese 
Unternehmen keine Abzüge nach Satz 1 Nr. 4 oder 5 
vorzunehmen.§ 10a Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend. 

(6b) Die Summe der Eigenkapitalbestandteile des Ab­
satzes 4a Satz 1 Nr. 1, 3 bis 5 sowie der Absätze 5 und 5a 
und des Zuschlags nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 darf das 
Kernkapital nicht übersteigen. Die Summe des Zuschlags 
nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 und der nachrangigen Verbind­
lichkeiten nach Absatz Sa darf fünfzig vom Hundert des 
Kernkapitals nicht übersteigen; unberührt bleiben die Vor­
schriften der Zuschlagsverordnung gemäß Absatz 2 Satz 1 
Nr. 3. Das Bundesaufsichtsamt kann einem Kreditinstitut 
oder Gruppen von Kreditinstituten gestatten, die in den 
Sätzen 1 und 2 festgelegten Grenzen unter außergewöhn­
lich€n Umständen zeitlich befristet zu überschreiten. 

(7) Maßgebend für die Bemessung des haftenden Ei­
genkapitals ist die letzte für den Schluß eines Geschäfts­
jahres festgestellte Bilanz. Das Bundesaufsichtsamt kann 
nachgewiesene Veränderungen des haftenden Eigenkapi­
tals bereits vor Feststellung des Jahresabschlusses be­
rücksichtigen. Zwischengewinne können berücksichtigt 
werden, soweit sie nicht für voraussichtliche Gewinnaus­
schüttungen oder Steueraufwendungen gebunden sind 
und wenn sie auf Grund von Zwischenabschlüssen ermit­
telt worden sind, die den für den Jahresabschluß gelten­
den Anforderungen entsprechen. Die Zwischenabschlüsse 
sind durch den Abschlußprüfer zu prüfen. Die Zwischenab­
schlüsse und die zugehörigen Prüfungsberichte sind dem 
Bundesaufsichtsamt und der Deutschen Bundesbank un­
verzüglich einzureichen. Aus dem Zwischenabschluß sich 
ergebende Verluste sind vom haftenden Eigenkapital ab­
zuziehen. Erstellt ein Kreditinstitut Zwischenabschlüsse, 
so darf es von diesem Verfahren erst nach fünf Jahren 
abweichen; das Verfahren kann erst fünf Jahre nach dem 
letzten Zwischenabschluß wieder aufgenommen werden. 

(8) Die Kreditinstitute haben dem Bundesaufsichtsamt 
und der Deutschen Bundesbank unverzüglich die Kredite 
anzuzeigen, die nach Absatz 2 Satz 2 oder nach Absatz 4 
Satz 4 abzuziehen sind. Diese Kredite sind unverzüglich 
erneut anzuzeigen, wenn die gestellten Sicherheiten oder 
die Kreditbedingungen rechtsgeschäftlich geändert wer­
den. Das Bundesaufsichtsamt kann von den Kreditinstitu­
ten fordern, ihm und der Deutschen Bundesbank alle fünf 
Jahre einmal eine Sammelanzeige der nach Satz 1 anzu­
zeigenden Kredite einzureichen. 
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§10a 

Eigenkapitalausstattung von Kreditinstitutsgruppen 

(1) Gruppenangehörige Kreditinstitute müssen insge­
samt ein angemessenes haftendes Eigenkapital haben. 
§ 1 O über die Eigenkapitalausstattung einzelner Kredit­
institute gilt entsprechend. 

(2) Kreditinstitute gehören einer Kreditinstitutsgruppe im 
Sinne dieser Vorschrift an, wenn ein Kreditinstitut (über­
geordnetes Kreditinstitut) bei einem anderen Kreditinstitut 
(nachgeordnetes Kreditinstitut) mindestens vierzig vom 
Hundert der Kapitalanteile unmittelbar oder mittelbar hält 
(erhebliche Beteiligung) oder unmittelbar oder mittelbar 
beherrschenden Einfluß ausüben kann. Unmittelbar und 
mittelbar gehaltene Kapitalanteile sowie Kapitalanteile, die 
einem anderen für Rechnung eines gruppenangehörigen 
Kreditinstituts gehören, sind zusammenzurechnen; mittel­
bar gehaltene Kapitalanteile bleiben bei der Ermittlung der 
erheblichen Beteiligung außer Betracht, wenn sie durch 
ein Unternehmen vermittelt werden, an dem das über­
geordnete Kreditinstitut weniger als vierzig vom Hundert 
der Kapitalanteile unmittelbar hält; dies gilt entsprechend 
für mittelbar gehaltene Kapitalanteile, die durch mehr als 
ein Unternehmen vermittelt werden. Kapitalanteilen stehen 
Stimmrechte gleich. § 16 Abs. 2 und 3 des Aktiengesetzes 
gilt entsprechend. Als nachgeordnete Kreditinstitute gelten 
auch 

1. Unternehmen, deren Gegenstand darauf gerichtet ist, 
Geldforderungen entgeltlich zu erwerben, 

2. Unternehmen, deren Gegenstand darauf gerichtet ist, 
Leasingverträge abzuschließen, und 

3. Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat, die ein 
§ 1 entsprechendes Bankgeschäft oder ein Nummer 1 
oder Nummer 2 entsprechendes Geschäft betreiben, 
ausgenommen Unternehmen nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 
und 8, 

wenn an ihnen eine erhebliche Beteiligung besteht oder 
wenn auf sie ein beherrschender Einfluß ausgeübt werden 
kann. Als nachgeordnete Krediti_nstitute gelten nicht Un­
ternehmen, die ausschließlich das Depot- oder das Invest­
mentgeschäft betreiben. 

(3) Ob gruppenangehörige Kreditinstitute insgesamt ein 
angemessenes haftendes Eigenkapital haben, ist anhand 
einer quotalen Zusammenfassung des haftenden Eigenka­
pitals und der weiteren im Rahmen der Grundsätze nach 
Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 1 O Abs. 1 Satz 2 
maßgeblichen Posten zu beurteilen; bei nachgeordneten 
Kreditinstituten mit Sitz in einem anderen Staat gelten als 
haftendes Eigenkapital die Bestandteile, die den nach § 1 O 
anerkannten Bestandteilen entsprechen. Für die quotale 
Zusammenfassung hat das übergeordnete Kreditinstitut 
mit seinen maßgeblichen Posten die maßgeblichen Po­
sten der nachgeordneten Kreditinstitute jeweils in Höhe 
desjenigen Anteils zusammenzufassen, der seiner Kapital­
beteiligung am nachgeordneten Kreditinstitut entspricht. 
Von dem gemäß Satz 2 quotal zusammenzufassenden 
haftenden Eigenkapital sind abzuziehen die bei dem über­
geordneten KreditinstiM ausgewiesenen, auf die gruppen­
angehörigen Kreditinstitute entfallenden Buchwerte der 
Kapitalanteile, der Vermögenseinlagen stiller Gesellschaf­
ter nach § 10 Abs. 4 Satz 1, des Genußrechtskapitals nach 
§ 10 Abs. 5 Satz 1 und der nachrangigen Verbindlichkeiten 
nach § 1 O Abs. 5a Satz 1 sowie die bei dem übergeordne-

ten Kreditinstitut berücksichtigten, nicht realisierten Reser­
ven nach § 1 O Abs. 4a Satz 1 Nr. 4, soweit sie auf die 
gruppenangehörigen Kreditinstitute entfallen; bei mittelba­
ren Beteiligungen sind solche Buchwerte gemäß Satz 2 
quotal abzuziehen. Ist der Buchwert einer Beteiligung hö­
her als der nach Satz 2 zusammenzufassende Teil des 
Kapitals und der Rücklagen des nachgeordneten Kredit­
instituts, so wird der Unterschiedsbetrag, wie er sich bei 
erstmaliger Einbeziehung der Beteiligung in die quotale 
Zusammenfassung ergibt, für die Dauer von längstens 
zehn Jahren mit einem jährlich um mindestens ein Zehntel 
abnehmenden Betrag nicht in den Abzug nach Satz 3 
einbezogen, sondern wie eine Beteiligung an einem grup­
penfremden Kreditinstitut behandelt. Die nicht in die Ver­
rechnung nach Satz 3 eingehenden sonstigen für die Be­
rechnung der Grundsätze maßgeblichen Posten, die sich 
aus Rechtsverhältnissen zwischen gruppenangehörigen 
Kreditinstituten ergeben, sind wegzulassen. Der Bundes­
minister der Finanzen kann im Benehmen mit der Deut­
schen Bundesbank durch Rechtsverordnung ergänzende 
Vorschriften erlassen. 

(4) Das übergeordnete Kreditinstitut ist für eine ange­
messene Eigenkapitalausstattung der Kreditinstitutsgrup­
pe verantwortlich. Es darf jedoch zur Erfüllung seiner Ver­
pflichtungen nach Satz 1 auf nachgeordnete Kreditinstitute . 
nur einwirken, soweit dem das allgemein geltende Gesell­
schaftsrecht nicht entgegensteht. Das übergeordnete 
Kreditinstitut hat dem Bundesaufsichtsamt und der Deut­
schen Bundesbank monatlich die für die Überprüfung der 
angemessenen Eigenkapitalausstattung erforderlichen 
Angaben einzureichen. 

(5) Nachgeordnete Kreditinstitute sind verpflichtet, dem 
übergeordneten Kreditinstitut die für eine quotare Zusam­
menfassung erforderlichen Angaben zu machen. Kann ein 
übergeordnetes Kreditinstitut für einzelne gruppenange­
hörige Kreditinstitute die erforderlichen Angaben nicht be­
schaffen, so sind die auf das gruppenangehörige Kredit­
institut entfallenden, in Absatz 3 Satz 3 genannten Buch­
werte vom haftenden Eigenkapital des übergeordneten 
Kreditinstituts abzuziehen. 

(6) Die Absätze 1, 3 und 4 gelten nicht für übergeordnete 
Kreditinstitute, die selbst nachgeordnete Kreditinstitute 
sind, es sei denn, es handelt sich um wechselseitig betei­
ligte Kreditinstitute, um Kreditinstitute, die einem Unter­
nehmen nach Absatz 2 Satz 5 Nr. 3 nachgeordnet sind, 
oder um Kreditinstitute, an denen übergeordnete Kredit­
institute weniger als fünfundsiebzig vom Hundert der Kapi­
talanteile halten. Die Absätze 1 und 3 bis 5 gelten nicht für 
nachgeordnete Kreditinstitute, die zu weniger als zehn 
vom Hundert ihrer Kapitalanteile in die Zusammenfassung 
nach Absatz 3 einzubeziehen wären. 

§ 11 

Liquidität 

Die Kreditinstitute müssen ihre Mittel so anlegen, daß 
jederzeit eine ausreichende Zahlungsbereitschaft gewähr­
leistet ist. Das Bundesaufsichtsamt stellt im Einvernehmen 
mit der Deutschen Bundesbank Grundsätze auf, nach 
denen es für den Regelfall beurteilt, ob die Liquidität eines 
Kreditinstituts ausreicht; die Spitzenverbände der Kredit­
institute sind vorher anzuhören. Die Grundsätze sind im 
Bundesanzeiger zu veröffentlichen. In den Grundsätzen ist 
an die Definition der Spareinlagen, insbesondere des 
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Sparbuches, in der Verordnung über die Rechnungs­
legung der Kreditinstitute, die insoweit der Zustimmung 
des Deutschen Bundestages bedarf, anzuknüpfen. 

§ 12 

Begrenzung von Anlagen 

(1) Die Anlagen eines Kreditinstituts in Grundstücken, 
Gebäuden, Betriebs- und Geschäftsausstattung, Schiffen, 
Anteilen an Kreditinstituten und an sonstigen Unterneh­
men sowie in Forderungen aus Vermögenseinlagen als 
stiller Gesellschafter, aus Genußrechten und aus Verbind­
lichkeiten im Sinne des § 1 o Abs. Sa an andere Kreditinsti­
tute ohne die Anlagen, die nach § 1 O Abs. 6a Satz 1 Nr. 4 
oder 5 vom haftenden Eigenkapital abgezogen sind, 
dürfen, nach den Buchwerten berechnet, zusammen das 
haftende Eigenkapital nicht übersteigen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für 

1. Anteilsbesitz an sonstigen Unternehmen, wenn er zehn 
vom Hundert des Kapitals (Nennkapital, Zahl der Kuxe, 
Summe der Kapitalanteile) des Unternehmens nicht 
übersteigt; 

2. zum Eigenhandel und zur Kurspflege bestimmte Wert­
papiere bis zur Höhe von fünf vom Hundert des Kapi­
tals eines Unternehmens, wenn sie an einer gebiets­
ansässigen oder gebietsfremden Börse zum Handel 
zugelassen oder in den geregelten Freiverkehr einbe­
zogen sind und wenn sie vom übrigen Anteilsbesitz 
getrennt erfaßt und verwaltet werden; 

3. Anteile an Unternehmen, die das Kreditinstitut im eige­
nen Namen für Rechnung eines Dritten erworben hat, 
solange das Kreditinstitut sie nicht länger als zwei 
Jahre behält; 

4. Grundstücke, Gebäude und Schiffe sowie Anteile an 
Unternehmen, die das Kreditinstitut zur Verhütung von 
Verlusten im Kreditgeschäft erworben hat, solange das 
Kreditinstitut sie nicht länger als fünf Jahre behält; 

5. Betriebs- und Geschäftsausstattung der Kreditgenos­
senschaften, soweit sie zur Durchführung von Waren­
geschäften erforderlich ist. 

(3) Das Bundesaufsichtsamt kann auf Antrag zulassen, 
daß ein Kreditinstitut vorübergehend von Absatz 1 ab­
weicht. 

(4) Absatz 1 gilt nicht für eingetragene Genossenschaf­
ten, die am 31. Dezember 1989 als gemeinnützige Woh­
nungsunternehmen anerkannt waren und deren Geschäfts­
tätigkeit überwiegend auf die Vermietung von Wohnungen 
an ihre Mitglieder gerichtet ist, wenn 

1. sie als Bankgeschäft ausschließlich das Einlagenge­
schäft und dieses nur mit ihren Mitgliedern und deren 
Angehörigen im Sinne des § 15 der Abgabenordnung 
betreiben, 

2. die Einlagen 70 vom Hundert des an Mitglieder vermie­
teten Anlagevermögens nicht überschreiten und 

3. sie einer Einrichtung zur Sicherung von Spareinlagen 
bei Unternehmen angehören, die am 31. Dezember 
1989 als gemeinnützige Wohnungsunternehmen aner­
kannt waren. 

(5) Ein Kreditinstitut, das Einlagen oder andere rückzahl­
bare Gelder des Publikums entgegennimmt und das 

Kreditgeschäft betreibt, darf an einem Unternehmen, das 
weder Kreditinstitut, Finanzinstitut oder Versicherungs­
unternehmen ist noch Hilfsgeschäfte für das Kreditinstitut 
betreibt, keine bedeutende Beteiligung halten, deren 
Nennbetrag fünfzehn vom Hundert des haftenden Eigen­
kapitals des Kreditinstituts übersteigt. Der Gesamtnennbe­
trag der bedeutenden Beteiligungen an diesen Unterneh­
men darf sechzig vom Hundert des haftenden Eigenkapi­
tals des Kreditinstituts nicht übersteigen. Anteile, die nicht 
dazu bestimmt sind, durch . die Herstellung einer dauern­
den Verbindung dem eigenen Geschäftsbetrieb zu dienen, 
sind in die Berechnung der Höhe der bedeutenden Beteili­
gung nicht einzubeziehen. Die in den Sätzen 1 und 2 
festgelegten Grenzen sind auch auf konsolidierter Basis 
entsprechend den Grundsätzen nach § 10a einzuhalten. 
Ein Kreditinstitut oder eine Kreditinstitutsgruppe darf die in 
den Sätzen 1 oder 2 festgelegten Grenzen überschreiten, 
wenn das Kreditinstitut oder die Kreditinstitutsgruppe die 
Ober die Grenzen hinausgehenden Beteiligungen durch 
haftendes Eigenkapital abdeckt; diese Teile des haftenden 
Eigenkapitals dürfen bei den Grundsätzen nach § 10 
Abs. 1 Satz 2 und § 1 Oa Abs. 1 Satz 1 Ober die Angemes­
senheit des haftenden Eigenkapitals nicht berücksichtigt 
werden. Werden beide in den Sätzen 1 und 2 genannten 
Grenzen überschritten, so ist der höhere Betrag durch 
haftendes Eigenkapital abzudecken. 

§ 12a 

Begründung von Unternehmensbeziehungen 

( 1 ) Ein Kreditinstitut hat 

1. bei dem Erwerb einer erheblichen Beteiligung im Sinne 
des§ 10a Abs. 2 oder bei dem Erwerb einer maßgeb­
lichen Beteiligung im Sinne des § 13 a Abs. 2 an einem 
Unternehmen nach § 1 O a Abs. 2 Satz 5 Nr. 3 oder 

2. bei der Begründung einer Unternehmensbeziehung, 
durch die über Mehrheitsbeteiligungen oder Beherr­
schungsverträge unmittelbar oder mittelbar beherr­
schender Einfluß auf ein derartiges Unternehmen aus­
geübt werden kann, 

sicherzustellen, daß es für die Erfüllung der jeweiligen 
Pflichten nach den§§ 10a, 13a und 25 Abs. 2 erforder­
lichen Angaben erhält. Satz 1 ist hinsichtlich der für die 
Erfüllung der Pflichten nach den§§ 10a und 13a erforder­
lichen Angaben nicht anzuwenden, wenn durch den ge­
mäß § 1 O a Abs. 5 Satz 2 vorzunehmenden Abzug der 
Buchwerte in einer der quotalen Zusammenfassung nach 
§ 1 O a Abs. 3 und § 13 a Abs. 3 vergleichbaren Weise dem 
Risiko aus der Begründung der Beteiligung oder der Unter­
nehmensbeziehung Rechnung· getragen und es dem Bun­
desaufsichtsamt ermöglicht wird, die Einhaltung dieser 
Voraussetzung zu überprüfen. Das Kreditinstitut hat die 
Begründung, die Veränderung oder die Aufgabe einer in 
Satz 1 genannten Beteiligung oder Unternehmensbezie­
hung unverzüglich dem Bundesaufsichtsamt und der Deut­
schen Bundesbank anzuzeigen. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann die Fortführung der 
Beteiligung oder der Unternehmensbeziehung untersa­
gen, wenn das Kreditinstitut die für die Erfüllung der Pflich­
ten nach § 1 O a, § 13 a oder § 25 Abs. 2 erforderlichen 
Angaben nicht erhält. Die Ausnahme nach Absatz 1 Satz 2 
gilt entsprechend für die Untersagungsermächtigung nach 
Satz 1. 
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2. Kreditgeschäft 

§ 13 

Großkredite 

(1) Kredite an einen Kreditnehmer, die insgesamt fünf­
zehn vom Hundert des haftenden Eigenkapitals des Kre­
ditinstituts übersteigen (Großkredite), sind unverzüglich 
der Deutschen Bundesbank anzuzeigen; dies gilt nicht für 
Großkredite, bei denen der zugesagte oder in Anspruch 
genommene Betrag nicht höher ist als fünfzigtausend 
Deutsche Mark, es sei denn, daß der Großkredit fünfzig 
vom Hundert des haftenden Eigenkapitals des Kreditinsti­
tuts übersteigt. Bereits angezeigte Großkredite sind erneut 
anzuzeigen, wenn sie um mehr als zwanzig vom Hundert 
des zuletzt angezeigten Betrages erhöht werden oder 
fünfzig vom Hundert des haftenden Eigenkapitals über­
steigen. Die Deutsche Bundesbank leitet die Anzeigen mit 
ihrer Stellungnahme an das Bundesaufsichtsamt weiter; 
dieses kann auf die Weiterleitung bestimmter Anzeigen 
verzichten. Das Bundesaufsichtsamt kann von den Kredit­
instituten fordern, ihm und der Deutschen Bundesbank 
jährlich einmal eine Sammelaufstellung der anzeigepflich­
tigen Großkredite einzureichen. 

(2) Kreditinstitute in der Rechtsform einer juristischen 
Person oder einer Personenhandelsgesellschaft dürfen 
unbeschadet der Wirksamkeit des Rechtsgeschäftes 
Großkredite nur auf Grund eines einstimmigen Beschlus­
ses sämtlicher Geschäftsleiter gewähren. Der Beschluß 
soll vor der Kreditgewährung gefaßt werden. Ist dies im 
Einzelfall wegen der Eilbedürftigkeit des Geschäftes nicht 
möglich, so ist der Beschluß unverzüglich nachzuholen. 
Der Beschluß ist aktenkundig zu machen. Ist der Großkre­
dit ohne vorherigen einstimmigen Beschluß sämtlicher 
Geschäftsleiter gewährt worden, so ist dem Bundesauf­
sichtsamt und der Deutschen Bundesbank innerhalb eines 
Monats anzuzeigen, ob und mit welchem Ergebnis die 
Beschlußfassung nachgeholt worden ist. Wird ein bereits 
gewährter Kredit durch Verringerung des haftenden Eigen­
kapitals zu einem Großkredit, ist die Weitergewährung 
dieses Großkredits unbeschadet der Wirksamkeit des 
Rechtsgeschäfts nur auf Grund eines unverzüglich nach­
zuholenden einstimmigen Beschlusses sämtlicher Ge­
schäftsleiter zulässig; die Sätze 4 und 5 gelten entspre­
chend. 

(3) Es dürfen 

1. (weggefallen) 

2. alle Großkredite zusammen das Achtfache 

des haftenden Eigenkapitals des Kreditinstituts unbescha­
det der Wirksamkeit des Rechtsgeschäftes nicht über­
steigen. In Satz 1 Nr. 2 sind die zugesagten, aber noch 
nicht in Anspruch genommenen Kredite nicht zu berück­
sichtigen. 

(4) Der einzelne Großkredit darf unbeschadet der Wirk­
samkeit des Rechtsgeschäftes fünfzig vom Hundert des 
haftenden Eigenkapitals des Kreditinstituts nicht über­
steigen. 

(5) Kredite, die Zentralkreditinstitute über die ihnen an­
geschlossenen Zentralkassen oder Girozentralen oder 
über die diesen angeschlossenen eingetragenen Genos­
senschaften oder Sparkassen an Endkreditnehmer leiten, 
sind in den Absätzen 3 und 4 bei den Zentralkreditinstitu-

ten nur in Höhe des dem einzelnen Endkreditnehmer ge­
währten Kredits zu berücksichtigen, wenn die Kreditforde­
rungen an das Zentralkreditinstitut zur Sicherheit abgetre­
ten werden. 

(6) Bei der Errechnung der Großkredite sind Bürgschaf­
ten, Garantien und sonstige Gewährleistungen, mit Aus­
nahme der Gewährleistungen für Kredite im Sinne des 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und 7, sowie Kredite aus dem 
Ankauf von bundesbankfähigen Wechseln nur zur Hälfte 
a,12usetzen. 

(7) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Zusagen von 
Kreditrahmenkontingenten mit der Maßgabe, daß die An­
zeigen nach Absatz 1 an Stichtagen zu erstatten sind, die 
vom Bundesaufsichtsamt bestimmt werden. 

(8) Als haftendes Eigenkapital im Sinne der vorstehen­
den Absätze gelten die Eigenkapitalbestandteile nach § 10 
Abs. 2 bis 4, 5, 6 und 7 Satz 1 und 2; Verluste sind 
abzuziehen. Kapital, das gegen Gewährung von Genuß­
rechten eingezahlt ist, ist dem haftenden Eigenkapital nur 
zuzurechnen, soweit es fünfundzwanzig vom Hundert des 
haftenden Eigenkapitals nach § 1 O Abs. 2 und 3, ohne 
einen Zuschlag nach § 1 O Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, nicht 
übersteigt. 

§ 13a 

Großkredite von Kreditinstitutsgruppen 

(1) Für von gruppenangehörigen Kreditinstituten insge­
samt gewährte Kredite gilt § 13 Abs. 1, 3 bis 8 über 
Großkredite einzelner Kreditinstitute entsprechend. 

(2) Kreditinstitute gehören. einer Kreditinstitutsgruppe im 
Sinne dieser Vorschrift an, wenn ein Kreditinstitut (über­
geordnetes Kreditinstitut) bei einem anderen Kreditinstaut 
(nachgeordnetes Kreditinstitut) mindestens fünfzig vom 
Hundert der Kapitalanteile unmittelbar oder mittelbar hält 
(maßgebliche Beteiligung) oder unmittelbar oder mittelbar 
beherrschenden Einfluß ausüben kann. Unmittelbar und 
mittelbar gehaltene Kapitalanteile sowie Kapitalanteile, die 
einem anderen für Rechnung eines gruppenangehörigen 
Kreditinstituts gehören, sind zusammenzurechnen; mittel­
bar gehaltene Kapitalanteile bleiben bei der Ermittlung der 
maßgeblichen Beteiligung außer Betracht, wenn sie durch 
ein Unternehmen vermittelt werden, an dem das über­
geordnete Kreditinstitut weniger als fünfzig vom Hundert 
der Kapitalanteile unmittelbar hält; dies gilt entsprechend 
für mittelbar gehaltene Kapitalanteile, die durch mehr als 
ein Unternehmen vermittelt werden.§ 10a Abs. 2 Satz 3 
bis 6 über gruppenangehörige Kreditinstitute gilt entspre­
chend. 

(3) Ob gruppenangehörige Kreditinstitute insgesamt ei­
nen Großkredit gewährt haben und die Grenzen des § 13 
Abs. 3 und 4 einhalten, ist anhand einer quotalen Zusam­
menfassung des haftenden Eigenkapitals und der Kredite 
an einen Kreditnehmer festzustellen, wenn für eines der 
gruppenangehörigen Kreditinstitute der von ihm gewährte 
Kredit ein Großkredit im Sinne des § 13 Abs. 1 Satz 1 ist. 
§ 1 O a Abs. 3 Satz 2 bis 6 über die quotale Zusammen­
fassung gilt entsprechend. 

(4) Das übergeordnete Kreditinstitut hat die Anzeige­
pflichten und die Pflicht zur Einreichung von Sammelauf­
stellungen nach Absatz 1 in Verbindung mit§ 13 Abs. 1 für 
die von gruppenangehörigen Kreditinstituten insgesamt 
gewährten Großkredite zu erfüllen. Es ist dafür verant-
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wortlich, daß die gruppenangehörigen Kreditinstitute ins­
gesamt die Grenzen des § 13 Abs. 3 und 4 einhalten. Es 
darf jedoch zur Erfüllung seiner Verpflichtungen nach 
Satz 2 auf nachgeordnete Kreditinstitute nur einwirken, 
soweit dem das allgemein geltende Gesellschaftsrecht 
nicht entgegensteht. 

(5) § 1 O a Abs. 5 und 6 über die Informationspflicht, das 
Abzugsverfahren und über Ausnahmen von der quotalen 
Zusammenfassung gilt entsprechend. 

§ 14 

Millionenkredite 

(1) Die Kreditinstitute haben der Deutschen Bundesbank 
bis zum Fünfzehnten der Monate Januar, April, Juli und 
Oktober diejenigen Kreditnehmer anzuzeigen, deren Ver­
schuldung bei ihnen zu irgendeinem Zeitpunkt während 
der dem Meldetermin vorhergehenden drei Kalendermo­
nate drei Millionen Deutsche Mark oder mehr betragen hat. 
Zugleich haben sie für ihnen nachgeordnete Unternehmen 
im Sinne des § 13 a Abs. 2 mit Sitz in einem anderen Staat, 
die § 1 entsprechende Bankgeschäfte betreiben, deren 
Kreditnehmer im Sinne des entsprechend anzuwenden­
den Satzes 1 anzuzeigen. Satz 1 gilt bei Gemeinschafts­
krediten von drei Millionen Deutsche Mark und mehr auch 
dann, wenn der Anteil des einzelnen Kreditinstituts drei 
Millionen Deutsche Mark nicht erreicht. Aus der Anzeige 
muß die Höhe der Verschuldung des Kreditnehmers am 
Ende des der Anzeige vorangegangenen Monats ersicht­
lich sein. § 13 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

(2) Ergibt sich, daß einem Kreditnehmer von mehreren 
Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne des Absat­
zes 1 Satz 2 Kredite der in Absatz 1 bezeichneten Art 
gewährt worden sind, so hat die Deutsche Bundesbank die 
beteiligten Kreditinstitute zu benachrichtigen. Die Benach­
richtigung darf nur Angaben über die Gesamtverschuldung 
des Kreditnehmers und über die Anzahl der beteiligten 
Kreditinstitute umfassen. Die Verschuldung bei den betei­
ligten Kreditinstituten ist in der Benachrichtigung aufzuglie­
dern in Verbindlichkeiten aus 

1. Krediten, die frühestens vier Jahre nach der Entste­
hung rückzahlbar sind oder einer regelmäßigen Tilgung 
unterliegen, die sich über mindestens vier Jahre er­
streckt; 

2. Krediten, die in weniger als vier Jahren nach der Ent­
stehung rückzahlbar sind; 

3. Wechselkrediten, bei denen der Kreditnehmer einen 
Anspruch gegen andere Wechselverpflichtete hat; 

4. Bürgschaften, Garantien und sonstigen Gewährleistun­
gen sowie aus der Haftung aus der Bestellung von 
Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten und aus 
Verpflichtungen, für die Erfüllung entgeltlich übertrage­
ner Geldforderungen einzustehen oder sie auf Verlan­
gen des Erwerbers zurückzuerwerben; 

5. Krediten, die in den Nummern 1 bis 4 erfaßt sind und 
die vom Bund, von einem Sondervermögen des Bun­
des, einem Land, einer Gemeinde oder einem Gemein­
deverband verbürgt oder von diesen in anderer Weise 
gesichert sind; 

6. Krediten, die in den Nummern 1 bis 4 erfaßt sind und 
die Voraussetzungen des § 20 Abs. 2 Nr. 1, 2 oder 5 
erfüllen. 

(3) Gelten nach § 19 Abs. 2 mehrere Schuldner als ein 
Kreditnehmer, so ist in den Anzeigen nach Absatz 1 auch 
die Verschuldung der einzelnen Schuldner anzugeben. Bei 
der Benachrichtigung nach Absatz 2 ist die Gesamtver­
schuldung der als ein Kreditnehmer geltenden Schuldner 
mitzuteilen. Die Verschuldung einzelner Schuldner ist nur 
denjenigen Kreditinstituten mitzuteilen, die selbst oder de­
ren nachgeordnete Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 
Satz 2 diesen Schuldnern Kredite gewährt haben. 

(4) Nach dem Abschluß von zwischenstaatlichen Ver­
einbarungen oder nach dem Inkrafttreten einer Richtlinie 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über Kredit­
meldungen im Sinne dieser Vorschrift ist die Deutsche 
Bundesbank befugt, die Anzeigen nach Absatz 1 in der 
nach Absatz 2 Satz 2 und 3 vorgesehenen Zusammenfas­
sung an die in der zwischenstaatlichen Vereinbarung oder 
in der Richtlinie der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft vorgesehenen Stellen zur Benachrichtigung der 
beteiligten Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat 
weiterzuleiten sowie die beteiligten Kreditinstitute gemäß 
Absatz 2 über die Verschuldung von Kreditnehmern bei 
Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat zu benach­
richtigen. 

(1) Kredite an . 

§ 15 

Organkredite 

1. Geschäftsleiter des Kreditinstituts, 

2. nicht zu den Geschäftsleitern gehörende Gesellschaf­
ter des Kreditinstituts, wenn dieses in der Rechtsform 
einer Personenhandelsgesellschaft oder der Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung betrieben wird, sowie 
an persönlich haftende Gesellschafter eines in der 
Rechtsform der Kommanditgesellschaft auf Aktien be­
triebenen Kreditinstituts, die nicht Geschäftsleiter 
sind, 

3. Mitglieder eines zur Überwachung der Geschäftsfüh­
rung bestellten Organs des Kreditinstituts, wenn die 
Überwachungsbefugnisse des Organs durch Gesetz 
geregelt sind (Aufsichtsorgan), 

4. Prokuristen und zum gesamten Geschäftsbetrieb er­
mächtigte Handlungsbevollmächtigte des Kreditinsti­
tuts, 

5. Ehegatten und minderjährige Kinder der unter den 
Nummern 1 bis 4 genannten Personen, 

6. stille Gesellschafter des Kreditinstituts, 

7. Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen 
Person oder einer Personenhandelsgesellschaft, 
wenn ein Geschäftsleiter, ein Prokurist oder ein zum 
gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigter Handlungs­
bevollmächtigter des Kreditinstituts gesetzlicher Ver­
treter oder Mitglied des Aufsichtsorgans der juristi­
schen Person oder Gesellschafter der Personenhan­
delsgesellschaft ist, 

8. Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen 
Person oder einer Personenhandelsgesellschaft, 
wenn ein gesetzlicher Vertreter der juristischen Per­
son, ein Gesellschafter der Personenhandelsgesell­
schaft, ein Prokurist oder ein zum gesamten Ge­
schäftsbetrieb ermächtigter Handlungsbevollmächtig­
ter dieses Unternehmens dem Aufsichtsorgan des 
Kreditinstituts angehört, 
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9. Unternehmen, an denen das Kreditinstitut oder ein 
Geschäftsleiter mit mehr als zehn vom Hundert des 
Kapitals des Unternehmens beteiligt ist oder bei de­
nen das Kreditinstitut oder ein Geschäftsleiter persön­
lich haftender Gesellschafter ist; als Beteiligung gilt 
jeder Besitz von Aktien, Kuxen oder Geschäftsanteilen 
des Unternehmens, wenn er mindestens ein Viertel 
des Kapitals (Nennkapital, Zahl der Kuxe, Summe der 
Kapitalanteile) erreicht, ohne daß es auf die Dauer des 
Besitzes ankommt, 

10. Unternehmen, die an dem Kreditinstitut mit mehr als 
zehn vom Hundert des Kapitals des Kreditinstituts 
beteiligt sind; Nummer 9 Halbsatz 2 gilt entspre­
chend, 

11. Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen 
Person oder einer Personenhandelsgesellschaft, 
wenn ein gesetzlicher Vertreter der juristischen Per­
son oder ein Gesellschafter der Personenhandels­
gesellschaft an dem Kreditinstitut mit mehr als zehn 
vom Hundert des Kapitals beteiligt ist; Nummer 9 
Halbsatz 2 gilt entsprechend, 

dürfen nur auf Grund eines einstimmigen Beschlusses 
sämtlicher Geschäftsleiter des Kreditinstituts und nur mit 
ausdrücklicher Zustimmung des Aufsichtsorgans gewährt 
werden. Der Gewährung eines Kredits steht die Gestat­
tung von Entnahmen gleich, die über die einem Geschäfts­
leiter oder einem Mitglied des Aufsichtsorgans zustehen­
den Vergütungen hinausgehen, insbesondere auch die 
Gestattung der Entnahme von Vorschüssen auf Ver­
gütungen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Gewährung von 
Krediten an persönlich haftende Gesellschafter, an Ge­
schäftsführer, an Mitglieder des Vorstandes oder des 
Aufsichtsorgans, an Prokuristen und an zum gesamten 
Geschäftsbetrieb ermächtigte Handlungsbevollmächtigte 
eines von dem Kreditinstitut abhängigen oder es beherr­
schenden Unternehmens sowie an ihre Ehegatten und 
minderjährigen Kinder. In diesen Fällen muß die ausdrück­
liche Zustimmung des Aufsichtsorgans des herrschenden 
Unternehmens erteilt sein. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht 

1. für Kredite an Prokuristen und an zum gesamten Ge­
schäftsbetrieb ermächtigte Handlungsbevollmächtigte 
sowie an ihre Ehegatten und minderjährigen Kinder, 
wenn der Kredit ein Jahresgehalt des Prokuristen oder 
des Handlungsbevollmächtigten nicht übersteigt, 

2. für Kredite an in Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 bis 11 genannte 
Personen oder Unternehmen, wenn der Kredit weniger 
als eins vom Hundert des haftenden Eigenkapitals des 
Kreditinstituts oder weniger als hunderttausend Deut­
sche Mark beträgt, 

3. für Kredite, die um nicht mehr als zehn vom Hundert 
des nach Absatz 1 Satz 1 beschlossenen Betrages 
erhöht werden. 

(4) Der Beschluß der Geschäftsleiter und der Beschluß 
über die Zustimmung sind vor der Gewährung des Kredits 
zu fassen. Die Beschlüsse müssen Bestimmungen über 
die Verzinsung und Rückzahlung des Kredits enthalten. 
Sie sind aktenkundig zu machen. Ist die Gewährung eines 
Kredits nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 bis 11 eilbedürftig, so 
genügt es, daß sämtliche Geschäftsleiter sowie das Auf­
sichtsorgan der Kreditgewährung unverzüglich nachträg-

lieh zustimmen; ist der Beschluß der Geschäftsleiter nicht 
innerhalb von zwei Monaten oder der Beschluß des Auf­
sichtsorgans nicht innerhalb von vier Monaten nachgeholt, 
so ist dies dem Bundesaufsichtsamt unverzüglich anzu­
zeigen. Der Beschluß der Geschäftsleiter und der Be­
schluß über die Zustimmung zu Krediten an die in Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1 bis 5 und Absatz 2 genannten Personen 
können für bestimmte Kreditgeschäfte und Arten von Kre­
ditgeschäften im voraus, jedoch nicht für länger als ein 
Jahr gefaßt werden. 

(5) Wird entgegen den Absätzen 1, 2 oder 4 ein Kredit 
an eine in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 oder an eine in Ab­
satz 2 genannte Person gewährt, so ist dieser Kredit ohne 
Rücksicht auf entgegenstehende Vereinbarungen sofort 
zurückzuzahlen, wenn nicht sämtliche Geschäftsleiter so­
wie das Aufsichtsorgan der Kreditgewährung nachträglich 
zustimmen. 

§ 16 

Anzeigepflicht für Organkredite 

Ein Kredit nach § 15 Abs. 1 oder 2 ist dem Bundesauf­
sichtsamt und der Deutschen Bundesbank unverzüglich 
anzuzeigen, wenn er 

1. bei natürlichen Personen zweihundertfünfzigtausend 
Deutsche Mark übersteigt, 

2. bei Unternehmen fünf vom Hundert des haftenden Ei­
genkapitals des Kreditinstituts übersteigt und höher als 
zweihundertfünfzigtausend Deutsche Mark ist. 

Satz 1 gilt entsprechend für Entnahmen durch Inhaber 
oder persönlich haftende Gesellschafter; bei persönlich 
haftenden Gesellschaftern sind Kredite und Entnahmen 
zusammenzurechnen. Das Bundesaufsichtsamt kann von 
den Kreditinstituten fordern, ihm und der Deutschen Bun­
desbank alle fünf Jahre einmal eine Sammelanzeige der 
anzuzeigenden Organkredite einzureichen. 

§ 17 

Haftungsbestimmung 

(1) Wird entgegen den Vorschriften des § 15 Kredit 
gewährt, so haften die Geschäftsleiter, die hierbei ihre 
Pflichten verletzen, und die Mitglieder des Aufsichtsor­
gans, die trotz Kenntnis gegen eine beabsichtigte Kredit­
gewährung pflichtwidrig nicht einschreiten, dem Kreditin­
stitut als Gesamtschuldner für den entstehenden Schaden; 
die Geschäftsleiter und die Mitglieder des Aufsichtsorgans 
haben nachzuweisen, daß sie nicht schuldhaft gehandelt 
haben. 

(2) Der Ersatzanspruch des Kreditinstituts kann auch 
von den Gläubigern des Kreditinstituts geltend gemacht 
werden, soweit sie von diesem keine Befriedigung erlan­
gen können. Den Gläubigern gegenüber wird die Ersatz­
pflicht weder durch einen Verzicht oder Vergleich des 
Kreditinstituts noch, bei Kreditinstituten in der Rechtsform 
einer juristischen Person, dadurch aufgehoben, daß die 
Kreditgewährung auf einem Beschluß des obersten Or­
gans des Kreditinstituts (Hauptversammlung, General­
versammlung, Gesellschafterversammlung) beruht. 

(3) Die Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in fünf 
Jahren. 



Nr. 34 - Tag der Ausgabe: Bonn, den 9. Juli 1993 1097 

§ 18 

Kreditunterlagen 

Von Kreditnehmern, denen Kredite von insgesamt mehr 
als einhunderttausend Deutsche Mark gewährt werden, 
hat sich das Kreditinstitut die wirtschaftlichen Verhältnisse, 
insbesondere durch Vorlage der Jahresabschlüsse, offen­
legen zu lassen. Das Kreditinstitut kann hiervon absehen, 
wenn das Verlangen nach Offenlegung im Hinblick auf die 
gestellten Sicherheiten oder auf die Mitverpflichteten of­
fensichtlich unbegründet wäre. Satz 1 gilt nicht für einen 
Kredit auf Grund des entgeltlichen Erwerbs einer Forde­
rung aus nicht bankmäßigen Handelsgeschäften, wenn 
Forderungen gegen den jeweiligen Schuldner laufend er­
worben werden, der Veräußerer der Forderung nicht für 
ihre Erfüllung einzustehen hat und die Forderung innerhalb 
von drei Monaten, vom Tage des Ankaufs an gerechnet, 
fällig ist. 

§ 19 

Begriff des Kredits und des Kreditnehmers 

(1) Als Kredite im Sinne der §§ 13 bis 18 sind anzu­
sehen 

1. Gelddarlehen aller Art, entgeltlich erworbene Geldfor­
derungen, Akzeptkredite sowie Forderungen aus Na­
mensschuldverschreibungen mit Ausnahme der auf 
den Namen lautenden Pfandbriefe und Kommunal­
schuldverschreibungen; 

2. die Diskontierung von Wechseln und Schecks; 

3. Geldforderungen aus sonstigen Handelsgeschäften ei­
nes Kreditinstituts, ausgenommen die Forderungen 
aus Warengeschäften der Kreditgenossenschaften, so­
fern diese nicht über die handelsübliche Frist hinaus 
gestundet werden; 

4. Bürgschaften, Garantien und sonstige Gewährleistun­
gen eines Kreditinstituts sowie die Haftung eines Kre­
ditinstituts aus der Bestellung von Sicherheiten für 
fremde Verbindlichkeiten; 

5. die Verpflichtung, für die Erfüllung entgeltlich übertra­
gener Geldforderungen einzustehen oder sie auf Ver­
langen des Erwerbers zurückzuerwerben; 

6. Beteiligungen eines Kreditinstituts an dem Unterneh­
men eines Kreditnehmers; als Beteiligung gilt jeder 
Besitz des Kreditinstituts an Aktien, Kuxen oder Ge­
schäftsanteilen des Unternehmens, wenn er minde­
stens ein Viertel des Kapitals (Nennkapital, Zahl der 
Kuxe, Summe der Kapitalanteile) erreicht, ohne daß es 
auf die Dauer des Besitzes ankommt; 

7. Gegenstände, über die ein Kreditinstitut als Leasingge­
ber Leasingverträge abgeschlossen hat, abzüglich sol­
cher Posten, die wegen der Erfüllung oder der Veräu­
ßerung von Forderungen aus diesen Leasingverträgen 
gebildet werden; ein solcher Posten kann nur bis zum 
Buchwert des ihm zugehörigen Leasinggegenstandes 
abgezogen werden. 

Zugunsten des Kreditinstituts bestehende Sicherheiten so­
wie Guthaben des Kreditnehmers bei dem Kreditinstitut 
bleiben außer Betracht. 

(2) Im Sinne der §§ 10, 13 bis 18 gelten als ein Kredit­
nehmer 

1. alle Unternehmen, die demselben Konzern angehören 
oder durch Verträge verbunden sind, die vorsehen, daß 

das eine Unternehmen verpflichtet ist, seinen ganzen 
Gewinn an ein anderes Unternehmen abzuführen, so­
wie in Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen mit den 
an ihnen mit Mehrheit beteiligten Unternehmen oder 
Personen, ausgenommen die in § 20 Abs. 1 Nr. 1 
genannten Gebietskörperschaften und Sonderver­
mögen; 

2. Personenhandelsgesellschaften und ihre persönlich 
haftenden Gesellschafter; 

3. Personen und Unternehmen, für deren Rechnung Kre­
dit aufgenommen wird, mit demjenigen, der den Kredit 
im eigenen Namen aufnimmt. 

Hält ein Kreditinstitut als Treuhänder die Mehrheit der 
Kapitalanteile an einer Kommanditgesellschaft, die ihr Ver­
mögen ausschließlich in inländischen Grundstücken an­
legt, und gewährt das Kreditinstitut dieser Gesellschaft 
Gelddarlehen zur Zwischenfinanzierung des Erwerbs oder 
der Bebauung der Grundstücke, so gilt insoweit die Gesell­
schaft bei der Einhaltung der Grenze des § 13 Abs. 4 nicht 
als ein Unternehmen im Sinne des Satzes 1 Nr. 1. Bei 
Anwendung des § 13 gilt Satz 1 nicht für Kredite innerhalb 
einer Kreditinstitutsgruppe nach § 13 a Abs. 2 an Unter­
nehmen, die in die Zusammenfassung nach§ 13a Abs. 3 
einbezogen sind. 

(3) Bei dem entgeltlichen Erwerb von Geldforderungen 
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 ist der Veräußerer der Forde­
rung als Kreditnehmer im Sinne der §§ 13 bis 18 anzuse­
hen, wenn er für die Erfüllung der übertragenen Forderung 
einzustehen oder sie auf Verlangen des Erwerbers zurück­
zuerwerben hat; andernfalls ist der Schuldner der Verbind­
lichkeit als Kreditnehmer anzusehen. 

§ 20 

Ausnahmen 

( 1) Die §§ 13 bis 18 gelten nicht für 

1. Kredite, die dem Bund, einem Sondervermögen des 
Bundes, einem Land, einer Gemeinde oder einem Ge­
meindeverband gewährt werden; 

2. ungesicherte Forderungen an andere Kreditinstitute 
aus bei diesen unterhaltenen, nur der Geldanlage die­
nenden Guthaben, die spätestens in drei Monaten fällig 
sind; Forderungen eingetragener Genossenschaften 
an ihre Zentralkassen, von Sparkassen an ihre Giro­
zentralen sowie von Zentralkassen und Girozentralen 
an ihre Zentralkreditinstitute können später fällig ge­
stellt sein; 

3. von anderen Kreditinstituten angekaufte Wechsel, die 
von einem Kreditinstitut angenommen, indossiert oder 
als eigene Wechsel ausgestellt sind, eine Laufzeit von 
höchstens drei Monaten haben und am Geldmarkt übli­
cherweise gehandelt werden; 

4. abgeschriebene Kredite. 

(2) § 13 Abs. 3 bis 5 über Großkredite, § 15 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 6 bis 11 und § 16 Satz 1 Nr. 2 über Organkredite sowie 
§ 18 über Kreditunterlagen gelten nicht für 

1. Kredite, die den Erfordernissen der§§ 11 und 12 Abs. 1 
und 2 des Hypothekenbankgesetzes entsprechen; 

2. Kredite mit Laufzeiten von höchstens fünfzehn Jahren 
gegen Bestellung von Schiffshypotheken, die den 
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Erfordernissen des § 1 O Abs. 1, 2 Satz 1 und Abs. 4 
Satz 2, des § 11 Abs. 1 und 4 sowie des§ 12 Abs. 1 
und 2 des Schiffsbankgesetzes entsprechen; 

3. Kredite, die einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts mit Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes, 
die nicht in Absatz 1 Nr. 1 genannt ist, der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft, der Europäischen Ge­
meinschaft für Kohle und Stahl, der Europäischen 
Atomgemeinschaft oder der Europäischen Investitions­
bank gewährt werden; 

4. Kredite, soweit sie von einer in Absatz 1 Nr. 1 genann­
ten Person gewährleistet sind; 

5. Kredite, die durch eine Hypothek, Grundschuld oder 
Schiffshypothek gesichert sind, die Beleihungsgrenze 
nach Nummer 1 oder 2 übersteigen und von einer in 
Absatz 1 Nr. 1 genannten Person in Höhe des über 
dieser Grenze liegenden Betrages gewährleistet sind. 

(3) § 13 Abs. 1, 2 und 7 über Großkreditanzeigen und 
über Großkreditbeschlüsse gilt nicht für die in Absatz 2 
Nr. 3 und 4 aufgeführten Kredite. § 14 über Millionen­
kredite gilt nicht für die in Absatz 2 Nr. 3 aufgeführten 
Kredite. 

3. (weggefallen) 

§§ 21 und 22 

(weggefallen) 

4. Werbung und Hinweispflichten 
der Kreditinstitute 

§ 23 

Werbung 

(1) Um Mißständen bei der Werbung der Kreditinstitute 
zu begegnen, kann das Bundesaufsichtsamt bestimmte 
Arten der Werbung untersagen. 

(2) Vor allgemeinen Maßnahmen nach Absatz 1 sind die 
Spitzenverbände der Kreditinstitute zu hören. 

§ 23a 

Hinweis auf fehlende Mitgliedschaft 
in einer Sicherungseinrichtung 

Ist ein Kreditinstitut, das Einlagen annimmt, nicht Mit­
glied einer inländischen Einrichtung zur Sicherung der 
Einlagen (Sicherungseinrichtung), hat es Kunden, die nicht 
Kreditinstitute sind, auf diese Tatsache drucktechnisch 
deutlich gestaltet in den Allgemeinen Geschäftsbedin­
gungen, im Preisaushang und vor Kontoeröffnung in dem 
Kontoeröffnungsantrag hinzuweisen. Der Hinweis im Kon­
toeröffnungsantrag darf keine anderen Erklärungen ent­
halten und ist von den Kunden gesondert zu unterschrei­
ben. Scheidet ein Kreditinstitut aus einer Sicherungsein­
richtung aus, hat es seine Kunden, die nicht Kreditinstitute 
sind, hierüber unverzüglich schriftlich zu unterrichten. 

5. Besondere Pflichten 
der Kreditinstitute und der Geschäftsleiter 

§ 24 

Anzeigen 

( 1) Die Kreditinstitute haben dem Bundesaufsichtsamt 
und der Deutschen Bundesbank . unverzüglich anzuzei­
gen 

1 . die Bestellung eines Geschäftsleiters und die Ermäch­
tigung einer Person zur Einzelvertretung des Kreditin­
stituts in dessen gesamten Geschäftsbereich unter 
Angabe der Tatsachen, die für die Beurteilung der 
Zuverlässigkeit und der fachlichen Eignung wesentlich 
sind, 

2. das Ausscheiden eines Geschäftsleiters sowie die 
Entziehung der Befugnis zur Einzelvertretung des Kre­
ditinstituts in dessen gesamten Geschäftsbereich, 

3. die Übernahme und die Aufgabe einer unmittelbaren 
Beteiligung an einem anderen Unternehmen sowie 
Veränderungen in der Höhe der Beteiligung; als Betei­
ligung gilt das Halten von mindestens zehn vom Hun­
dert des Kapitals oder der Stimmrechte des Unter­
nehmens; Veränderungen dieser Beteiligungen sind 
anzuzeigen, sobald sie über zehn · vom Hundert des 
Kapitals oder der Stimmrechte hinausgehen; jährlich 
ist einmal eine· Sammelanzeige dieser unmittelbaren 
Beteiligungen und eine Sammelanzeige der mittelba­
ren Beteiligungen einzureichen, 

4. die Änderung der Rechtsform, soweit nicht bereits 
eine Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 erforderlich ist, und 

. die Änderung der Firma, des Gesellschaftsvertrages 
oder der Satzung, 

5. einen Verlust in Höhe von fünfundzwanzig vom Hun­
dert des haftenden Eigenkapitals, Kapitalverände­
rungen, die in öffentliche Register eingetragen werden 
müssen, die Kündigung von Genußrechten und nach­
rangigen Verbindlichkeiten sowie bei Kreditinstituten 
in der Rechtsform einer Personenhandelsgesellschaft 
und bei stillen Gesellschaften die · Kündigung der Ge­
sellschaft und die Rückzahlung der Gesellschafterein­
lagen, 

6. die Verlegung der Niederlassung oder des Sitzes, 

7. die Errichtung, die Verlegung und die Schließung ei­
ner Zweigstelle; § 24a bleibt unberührt, 

8. die Einstellung des Geschäftsbetriebes, 

9. die Aufnahme und die Einstellung des Betreibens von 
Geschäften, die nicht Bankgeschäfte sind, 

10. die Absicht, Bankgeschäfte, Tätigkeiten nach § 1 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2 bis 11, Handelsauskünfte oder Schließ­
fachvermietungen als Dienstleistungen im Sinne des 
Artikels 60 des Vertrages zur Gründung der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft in einem anderen Mit­
gliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
auszuüben, 

11. den Erwerb oder die Aufgabe einer bedeutenden Be­
teiligung an dem anzeigenden Kreditinstitut, das Er­
reichen, das Über- oder das Unterschreiten der Betei­
ligungsschwellen von zwanzig vom Hundert, dreiund­
dreißig vom Hundert und fünfzig vom Hundert der 
Stimmrechte oder des Kapitals sowie die Tatsache, 
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daß das Kreditinstitut Tochterunternehmen eines an­
deren Unternehmens wird oder nicht mehr ist, wenn 
das Kreditinstitut von der Änderung dieser Beteili­
gungsverhältnisse Kenntnis erlangt, 

12. jährlich den Namen und die Anschrift des Inhabers 
einer bedeutenden Beteiligung an dem anzeigenden 
Kreditinstitut und an den ihm nach § 10 a Abs. 2 
nachgeordneten ausländischen Kreditinstituten und 
die Höhe dieser Beteiligungen, wenn das Kreditinstitut 
hiervon Kenntnis erlangt. 

(2) Hat ein Kreditinstitut die Absicht, sich mit einem 
anderen Kreditinstitut zu vereinigen, so hat es dies dem 
Bundesaufsichtsamt und der Deutschen Bundesbank 
rechtzeitig anzuzeigen. 

(3) Ein Geschäftsleiter eines Kreditinstituts hat dem 
Bundesaufsichtsamt und der Deutschen Bundesbank 
unverzüglich anzuzeigen 

1. die Aufnahme und die Beendigung einer Tätigkeit als 
Geschäftsleiter oder als Aufsichtsrats- oder Verwal­
tungsratsmitglied eines anderen Kreditinstituts oder ei­
nes anderen Unternehmens und 

2. die Übernahme und die Aufgabe einer Beteiligung an 
einem Unternehmen sowie Veränderungen in der Höhe 
der Beteiligung; § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 Halbsatz 2 gilt 
entsprechend. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen kann im Beneh­
men mit der Deutschen Bundesbank durch Rechtsverord­
nur,g nähere Bestimmungen über Art, Umfang und Zeit­
punkt der nach diesem Gesetz vorgesehenen Anzeigen 
und Vorlagen von Unterlagen erlassen, soweit dies zur 
Erfüllung der Aufgaben des Bundesaufsichtsamtes erfor­
derlich ist, insbesondere um einheitliche Unterlagen zur 
Beurteilung der von den Kreditinstituten durchgeführten 
Bankgeschäfte zu erhalten. Er kann diese Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung auf das Bundesaufsichtsamt mit 
der Maßgabe übertragen, daß Rechtsverordnungen des 
Bundesaufsichtsamtes nur im Einvernehmen mit der Deut­
schen Bundesbank ergehen. 

§ 24a 

Errichtung einer Zweigstelle 
in einem anderen Mitgliedstaat 

der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

(1) Ein Kreditinstitut hat die Absicht, in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
eine Zweigstelle zu errichten, dem Bundesaufsichtsamt 
und der Deutschen Bundesbank unverzüglich anzuzeigen. 
Die Anzeige muß enthalten: 

1 . die Angabe des Mitgliedstaats, in dem die Zweigstelle 
errichtet werden soll, 

2. einen Geschäftsplan, aus dem die Art der geplanten 
Geschäfte und der organisatorische Aufbau der Zweig­
stelle hervorgehen, 

3. die Anschrift, unter der Unterlagen des Kreditinstituts 
im Aufnahmemitgliedstaat angefordert und Schriftstük­
ke zugestellt werden können, und 

4. den Namen des Leiters der Zweigstelle. 

(2) Besteht kein Grund, die Angemessenheit der Organi­
sationsstruktur und der Finanzlage des Kreditinstituts an­
zuzweifeln, so übermittelt das Bundesaufsichtsamt die 

Angaben nach Absatz 1 Satz 2 innerhalb von zwei Mona­
ten nach Eingang der vollständigen Unterlagen den zu­
ständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats und teilt 
dies dem anzeigenden Kreditinstitut mit. Das Bundesauf­
sichtsamt unterrichtet die zuständigen Behörden des Auf­
nahmemitgliedstaats außerdem über die Höhe der Eigen­
mittel und die Angemessenheit der Eigenkapitalausstat­
tung sowie gegebenenfalls über die Sicherungseinrichtung 
des Verbandes der Kreditinstitute, dem das Kreditinstitut 
angehört. leitet das Bundesaufsichtsamt die Angaben 
nach Absatz 1 Satz 2 nicht an die zuständigen Behörden 
des Aufnahmemitgliedstaats weiter, so teilt das Bundes­
aufsichtsamt dem Kreditinstitut innerhalb von zwei Mona­
ten nach Eingang sämtlicher Angaben nach Absatz 1 
Satz 2 die Gründe dafür mit. 

(3) Ändern sich die Verhältnisse, die nach Absatz 1 Satz 2 
Nr. 2, 3 oder 4 angezeigt wurden, oder die Verhältnisse der 
Sicherungseinrichtung seines Verbandes, hat das Kredit­
institut dem Bundesaufsichtsamt, der Deutschen Bundes­
bank und den zuständigen Behörden des Aufnahmemit­
gliedstaats diese Änderung mindestens einen Monat zuvor 
schriftlich anzuzeigen. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, daß die Absätze 1 
bis 3 für die Errichtung einer Zweigstelle in einem Staat 
außerhalb der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ent­
sprechend gelten, soweit dies im Bereich des Niederlas­
sungsrechts auf Grund von Abkommen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft mit Staaten, die dieser nicht an­
gehören, erforderlich ist. 

§ 25 

Monatsausweise und weitere Angaben 

(1) Die Kreditinstitute haben unverzüglich nach Ablauf 
eines jeden Monats der Deutschen Bundesbank Monats­
ausweise einzureichen. Werden nach § 18 des Gesetzes 
über die Deutsche Bundesbank monatliche Bilanzstatisti­
ken durchgeführt, so gelten die hierzu einzureichenden 
Meldungen auch als Monatsausweise nach Satz 1. 

(2) Übergeordnete Kreditinstitute im Sinne des § 13 a 
Abs. 2 haben außerdem unverzüglich nach Ablauf eines 
jeden Monats der Deutschen Bundesbank quotal zusam­
mengefaßte Monatsausweise einzureichen.§ 10a Abs. 3 
über das Verfahren der quotalen Zusammenfassung, 
§ 10a Abs. 5 Satz 1 über die Informationspflicht und§ 10a 
Abs. 6 über die Ausnahmen von der quotalen Zusammen­
fassung gelten entsprechend. 

(3) Die Deutsche Bundesbank leitet die Monatsauswei­
se mit ihrer Stellungnahme an das Bundesaufsichtsamt 
weiter; dieses kann auf die Weiterleitung bestimmter 
Monatsausweise verzichten. 

( 4) Der Bundesminister der Finanzen kann im Beneh­
men mit der Deutschen Bundesbank durch Rechtsverord­
nung nähere Bestimmungen über Art und Umfang der 
Monatsausweise, soweit monatliche Bilanzstatistiken nach 
§ 18 des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank nicht 
durchgeführt werden, sowie über weitere Angaben erlas­
sen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben des Bundes­
aufsichtsamtes erforderlich ist, insbesondere um einheitli­
che Unterlagen zur Beurteilung der von den Kreditinstitu­
ten durchgeführten Bankgeschäfte zu erhalten. Die weite­
ren Angaben können sich auch auf Unternehmen mit Sitz 
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in einem anderen Staat beziehen, die nach § 13 a Abs. 2 
dem Kreditinstitut nachgeordnet sind. Der Bundesminister 
der Finanzen kann die Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen durch Rechtsverordnung auf das 
Bundesaufsichtsamt übertragen. 

Sa. Vorlage 
von Rechnungslegungsunterlagen 

§ 26 

Vorlage von Jahresabschluß, 
Lagebericht und Prüfungsberichten 

(1) Kreditinstitute haben den Jahresabschluß in den 
ersten drei Monaten des Geschäftsjahrs für das vergange­
ne Geschäftsjahr aufzustellen und den aufgestellten sowie 
später den festgestellten Jahresabschluß und den Lage­
bericht, soweit ein solcher erstattet wird, dem Bundesauf­
sichtsamt und der Deutschen Bundesbank jeweils unver­
züglich einzureichen; der Jahresabschluß ist in einer Anla­
ge zu erläutern. Der Jahresabschluß muß mit dem Bestäti­
gungsvermerk oder einem Vermerk über die Versagung 
der Bestätigung versehen sein. Der Abschlußprüfer hat 
den Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 
(Prüfungsbericht) unverzüglich nach Beendigung der Prü­
fung dem Bundesaufsichtsamt und der Deutschen Bun­
desbank einzureichen; bei Kreditinstituten, die einem ge­
nossenschaftlichen Prüfungsverband angehören oder 
durch die Prüfungsstelle eines Sparkassen- und Girover­
bandes geprüft werden, ist der Prüfungsbericht nur auf 
Anforderung einzureichen. 

(2) Hat im Zusammenhang mit einer Sicherungseinrich­
tung eines Verbandes der Kreditinstitute eine zusätzliche 
Prüfung stattgefunden, so hat der Prüfer den Bericht über 
diese Prüfung dem Bundesaufsichtsamt und der Deut­
schen Bundesbank unverzüglich einzureichen. 

(3) Kreditinstitute, die einen Konzernabschluß oder ei­
nen Konzernlagebericht aufstellen, haben diese Unterla­
gen dem Bundesaufsichtsamt und der Deutschen Bundes­
bank unverzüglich einzureichen. Absatz 1 Satz 3 über die 
Einreichung von Prüfungsberichten gilt entsprechend, 
wenn Prüfungsberichte von Konzernabschlußprüfern er­
stellt werden. 

6. Prüfung und Prüferbestellung 

§ 27 

Prüfung der Anlage 

In die Prüfung des Jahresabschlusses nach § 340 k des 
Handelsgesetzbuchs und bei Genossenschaften nach 
§ 53 Abs. 2 des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften ist auch die Anlage nach 
§ 26 Abs. Satz 1 einzubeziehen. 

§ 28 

Bestellung des Prüfers in besonderen Fällen 

(1) Die Kreditinstitute haben dem Bundesaufsichtsamt 
und der Deutschen Bundesbank den von ihnen bestellten 
Prüfer unverzüglich nach der Bestellung anzuzeigen. Das 
Bundesaufsichtsamt kann innerhalb eines Monats nach 

Zugang der Anzeige die Bestellung eines anderen Prüfers 
verlangen, wenn dies zur Erreichung des Prüfungszwecks 
geboten ist; Widerspruch und Anfechtungsklage hiergegen 
haben keine aufschiebende Wirkung. 

(2) Das Registergericht des Sitzes des Kreditinstituts hat 
auf Antrag des Bundesaufsichtsamtes einen Prüfer zu 
bestellen, wenn 

1. die Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 nicht unverzüglich 
nach Ablauf des Geschäftsjahres erstattet wird; 

2. das Kreditinstitut dem Verlangen auf Bestellung eines 
anderen Prüfers nach Absatz 1 Satz 2 nicht unverzüg­
lich nachkommt; 

3. der gewählte Prüfer die Annahme des Prüfungsauftra­
ges abgelehnt hat, weggefallen ist oder am rechtzeiti­
gen Abschluß der Prüfung verhindert ist und das Kredit­
institut nicht unverzüglich einen anderen Prüfer bestellt 
hat. 

Die Bestellung durch das Gericht ist endgültig. § 318 Abs. 5 
des Handelsgesetzbuchs ist entsprechend anzuwenden. 
Das Registergericht kann auf Antrag des Bundesaufsichts­
amtes einen nach Satz 1 bestellten Prüfer abberufen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Kreditinstitute, 
die einem genossenschaftlichen Prüfungsverband ange­
schlossen sind oder durch die Prüfungsstelle eines Spar­
kassen- und Giroverbandes geprüft werden. 

§ 29 

Besondere Pflichten des Prüfers 

(1) Bei der Prüfung des Jahresabschlusses sowie des 
Zwischenabschlusses nach § 1 O Abs. 7 Satz 4 hat der 
Prüfer auch die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kreditin­
stituts zu prüfen; bei der Prüfung des Jahresabschlusses 
hat er festzustellen, ob das Kreditinstitut die Anzeigepflich­
ten nach § 1 O Abs. 4a Satz 4, Abs. 5 Satz 5, Abs. 5a 
Satz 6, Abs. 8 Satz 1 und 2, § 12 a Abs. 1 Satz 3, § 13 
Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 2 Satz 5 und 6, § 13 a Abs. 4 
Satz 1, § 14 Abs. 1, § 15 Abs. 4 Satz 4 zweiter Halbsatz, 
§ 16 Satz 1 und 2, §§ 24, 24a Abs. 1 und die Pflicht zur 
Einreichung von Sammelaufstellungen oder Sammelan­
zeigen nach § 1 O Abs. 8 Satz 3, § 13 Abs. 1 Satz 4, § 13 a 
Abs. 4 Satz 1, § 16 Satz 3, § 24 Abs. 1 Nr. 3 und 12 sowie 
die Verpflichtungen nach den §§ 12 und 18 erfüllt hat; 
sofern dem haftenden Eigenkapital des Kreditinstituts nicht 
realisierte Reserven nach§ 10 Abs. 4a·satz 1 Nr. 4 zuge­
rechnet werden, hat der Prüfer bei der Prüfung des Jahres­
abschlusses auch zu prüfen, ob bei der Ermittlung dieser 
Reserven § 1 O Abs. 4a Satz 2 und 3 und Abs. 4b und 4c 
beachtet worden ist. Das Ergebnis ist in den Prüfungs­
bericht aufzunehmen. 

(2) Werden dem Prüfer bei der Prüfung Tatsachen be­
kannt, welche die Einschränkung oder Versagung des 
Bestätigungsvermerks rechtfertigen, den Bestand des Kre­
ditinstituts gefährden oder seine Entwicklung wesentlich 
beeinträchtigen können oder die schwerwiegende Verstö­
ße der Geschäftsleiter gegen Gesetz, Satzung oder Ge­
sellschaftsvertrag erkennen lassen, hat er dies unverzüg­
lich dem Bundesaufsichtsamt und der Deutschen Bundes­
bank anzuzeigen. Auf Verlangen des Bundesaufsichtsam­
tes oder der Deutschen Bundesbank hat der Prüfer ihnen 
den Prüfungsbericht zu erläutern und sonstige bei der 
Prüfung bekanntgewordene Tatsachen mitzuteilen, die ge-
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gen eine ordnungsmäßige Durchführung der Geschäfte 
des Kreditinstituts sprechen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann nach Anhö­
rung der Deutschen Bundesbank durch Rechtsverordnung 
nähere Bestimmungen über den Inhalt der Prüfungsbe­
richte erlassen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben des 
Bundesaufsichtsamtes erforderlich ist, insbesondere um 
einheitliche Unterlagen zur Beurteilung der von den Kredit­
instituten durchgeführten Bankgeschäfte zu erhalten. Er 
kann diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf 
das Bundesaufsichtsamt übertragen. 

§ 30 

Depotprüfung 

(1) Bei Kreditinstituten, die das Effektengeschäft oder 
das Depotgeschäft betreiben, sind diese Geschäfte in der 
Regel einmal jährlich zu prüfen (Depotprüfung). Die Prü­
fung hat sich auch auf die Einhaltung des § 128 des 
Aktiengesetzes über die Mitteilungen durch Kreditinstitute 
und des § 135 des Aktiengesetzes über die Ausübung des 
Stimmrechts durch Kreditinstitute zu erstrecken. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung nähere Bestimmungen über Art, Um­
fang und Zeitpunkt der Depotprüfung erlassen, soweit dies 
zur Erfüllung der Aufgaben des Bundesaufsichtsamtes 
erforderlich ist, insbesondere um Mißständen beim Effek­
ten- und beim Depotgeschäft entgegenzuwirken und ein­
heitliche Unterlagen zur Beurteilung der von den Kredit­
instituten ausgeführten Effekten- und Depotgeschäfte zu 
erhalten. Er kann diese Ermächtigung durch Rechts­
verordnung auf das Bundesaufsichtsamt übertragen. Die 
Depotprüfer werden vom Bundesaufsichtsamt bestellt. 
Dieses kann das Recht zur Bestellung der Depotprüfer in 
Einzelfällen auf die Deutsche Bundesbank übertragen. 

7. Befreiungen 

§ 31 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann nach An­
hörung der Deutschen Bundesbank durch Rechtsverord­
nung 

1. alle Kreditinstitute oder Arten oder Gruppen von Kredit­
instituten von der Pflicht zur Anzeige bestimmter Kre­
dite und Tatbestände nach § 10 Abs. 8 Satz 2, § 13 
Abs. 1, § 14 Abs. 1, den§§ 16 und 24 Abs. 1 Nr. 1 bis 5, 
7 und 9, Arten oder Gruppen von Kreditinstituten von 
der Pflicht zur Einreichung von Monatsausweisen nach 
§ 25 sowie Geschäftsleiter eines Kreditinstituts von der 
Pflicht zur Anzeige von Beteiligungen nach § 24 Abs. 3 
Nr. 2 freistellen, wenn die Angaben für die Aufsicht 
ohne Bedeutung sind; 

2. Arten oder Gruppen von Kreditinstituten von der Einhal­
tung der Vorschriften der §§ 12, 13 Abs. 3 und 4 sowie 
des § 26 freistellen, wenn die Eigenart des Geschäfts­
betriebes dies rechtfertigt. 

Der Bundesminister der Finanzen kann diese Ermächti­
gung auf das Bundesaufsichtsamt übertragen. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann einzelne Kreditinstitu­
te von Verpflichtungen nach den §§ 12, 13 Abs. 1 bis 4, 
§ 14 Abs. 1, § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 bis 11 und Abs. 2, den 

§§ 16, 24 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 und 5 sowie den §§ 25, 26 und 
30 freistellen, wenn dies aus besonderen Gründen, insbe­
sondere wegen der Art oder des Umfanges der betriebe­
nen Geschäfte, angezeigt ist. Das Bundesaufsichtsamt 
kann einzelne übergeordnete Kreditinstitute im Sinne des 
§ 10a Abs. 2 und des§ 13a Abs. 2 von Verpflichtungen 
nach § 10a Abs. 3 und 4, § 12a Abs. 1 Satz 1, § 13a 
Abs. 3 und 4 hinsichtlich einzelner nachgeordneter Kredit­
institute im Sinne des § 1 O a Abs. 2 und des § 13 a Abs. 2 
freistellen, wenn und solange die Bilanzsumme des einzel­
nen nachgeordneten Kreditinstituts weniger als zwanzig 
Millionen Deutsche Mark und weniger als zwei vom Hun­
dert der Bilanzsumme des übergeordneten Kreditinstituts 
ausmacht, die Einbeziehung dieses nachgeordneten Kre­
ditinstituts für die Aufsicht auf zusammengefaßter Basis 
ohne Bedeutung ist und es dem Bundesaufsichtsamt er­
möglicht wird, die Einhaltung dieser Voraussetzungen zu 
überprüfen. 

Dritter Abschnitt 

Vorschriften 
über die Beaufsichtigung der Kreditinstitute 

1 .. Zulassung zum Geschäftsbetrieb 

§ 32 

Erlaubnis 

(1) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes Bankge­
schäfte in dem in§ 1 Abs. 1 bezeichneten Umfang betrei­
ben will, bedarf der schriftlichen Erlaubnis des Bundes­
aufsichtsamtes. Der Antrag auf Erlaubnis muß enthalten: 

1 . einen geeigneten Nachweis der zum Geschäftsbetrieb 
erforderlichen Mittel; 

2. die Angabe mindestens zweier Geschäftsleiter; 

3. die Angaben, die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit 
der Antragsteller und der in § 1 Abs. 2 Satz 1 bezeich­
neten Personen erforderlich sind; 

4. die Angaben, die für die Beurteilung der zur Leitung 
des Kreditinstituts erforderlichen fachlichen Eignung 
der Inhaber und der in § 1 Abs. 2 Satz 1 bezeichneten 
Personen erforderlich sind; 

5. einen Geschäftsplan, aus dem die Art der geplanten 
Geschäfte, der organisatorische Aufbau und die ge­
planten internen Kontrollverfahren des Kreditinstituts 
hervorgehen und 

6. sofern an dem Kreditinstitut bedeutende Beteiligungen 
gehalten werden: 

a) die Angabe der Inhaber bedeutender Beteiligun­
gen; 

b) die Höhe dieser Beteiligungen; 

c) die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit dieser 
Inhaber oder gesetzlichen Vertreter oder persönlich 
haftenden Gesellschafter erforderlichen Angaben; 

d) sofern diese Inhaber Jahresabschlüsse aufzustellen 
haben: die Jahresabschlüsse der letzten drei Ge­
schäftsjahre nebst Prüfungsberichten von unabhän­
gigen Abschlußprüfern, sofern solche zu erstellen 
sind, und 
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e) sofern diese Inhaber einem Konzern angehören: die 
Angabe der Konzernstruktur und, sofern solche Ab­
schlüsse aufzustellen sind, die konsolidierten Kon­
zernabschlüsse der letzten drei Geschäftsjahre 
nebst Prüfungsberichten von unabhängigen Ab­
schlußprüf ern, sofern solche zu erstellen sind. 

Die nach Satz 2 vorzulegenden Anzeigen und Unterlagen 
sind durch Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4 näher zu 
bestimmen. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann die Erlaubnis unter 
Auflagen erteilen, die sich im Rahmen des mit diesem 
Gesetz verfolgten Zweckes halten müssen. Es kann die 
Erlaubnis auf einzelne Bankgeschäfte beschränken. 

(3) Vor Erteilung der Erlaubnis zum Betreiben des Einla­
gengeschäfts hat das Bundesaufsichtsamt den für das 
Kreditinstitut in Betracht kommenden Verband zu hören. 

§ 33 

Versagung der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, 

1. wenn die zum Geschäftsbetrieb erforderlichen Mittel, 
insbesondere ein ausreichendes haftendes Eigenka­
pital, im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht zur 
Verfügung stehen; beabsichtigt ein Unternehmen, Ein­
lagen oder andere rückzahlbare Gelder des Publi­
kums entgegenzunehmen und das Kreditgeschäft zu 
betreiben, muß mindestens der Gegenwert von fünf 
Millionen ECU an eingezahltem Kapital, Geschäftsgut­
haben oder Rücklagen, abzüglich des Gesamtnenn­
betrages der Aktien, die mit einem nachzuzahlenden 
Vorzug bei der Verteilung des Gewinns ausgestattet 
sind, zur Verfügung stehen; 

2. wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, daß 
ein Antragsteller oder eine der in § 1 Abs. 2 Satz 1 
bezeichneten Personen nicht zuverlässig ist; 

2a. wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, daß 
bei einer bedeutenden Beteiligung an dem Kreditinsti­
tut der Inhaber oder gesetzliche Vertreter oder persön­
lich haftende Gesellschafter des beteiligten Unterneh­
mens nicht den im Interesse einer soliden und umsich­
tigen Führung des Kreditinstituts zu stellenden An­
sprüchen genügen; das ist insbesondere der Fall, 
wenn sie nicht zuverlässig sind; 

3. wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, daß 
der Inhaber oder eine der in § 1 Abs. 2 Satz 1 bezeich­
neten Personen nicht die zur Leitung des Kreditinsti­
tuts erforderliche fachliche Eignung hat und auch nicht 
eine andere Person nach § 1 Abs. 2 Satz 2 oder 3 als 
Geschäftsleiter bezeichnet wird; 

4. wenn das Kreditinstitut nicht mindestens zwei Ge­
schäftsleiter hat, die nicht nur ehrenamtlich für das 
Kreditinstitut tätig sind; 

5. wenn entgegen § 32 Abs. 1 Satz 2 der Antrag keine 
ausreichenden Angaben oder Unterlagen enthält. 

Das Bundesaufsichtsamt kann die Erlaubnis versagen, 
wenn das Kreditinstitut mit dem Inhaber der bedeutenden 
Beteiligung verbunden ist (§15 des Aktiengesetzes) und 
wegen dieser Unternehmensverbindung oder der Struktur 
der Unternehmensverbindung des Inhabers der bedeuten­
den Beteiligung mit anderen Unternehmen eine wirksame 

Aufsicht über das Kreditinstitut nicht möglich ist. Aus ande­
ren als den in den Sätzen 1 und 2 genannten Gründen darf 
die Erlaubnis nicht versagt werden. 

(2) Die fachliche Eignung der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 
genannten Personen für die Leitung eines Kreditinstituts 
setzt voraus, daß sie in ausreichendem Maße theoretische 
und praktische Kenntnisse in Bankgeschäften sowie Lei­
tungserfahrung haben. Die fachliche Eignung für die Lei­
tung eines Kreditinstituts ist regelmäßig anzunehmen, 
wenn eine dreijährige leitende Tätigkeit bei einem Kredit­
institut von vergleichbarer Größe und Geschäftsart nach­
gewiesen wird. 

§ 33a 

Aussetzung oder Beschränkung der Erlaubnis 
bei Unternehmen mit Sitz außerhalb 

der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Das Bundesaufsichtsamt hat die Entscheidung über ei­
nen Antrag auf Erlaubnis von Unternehmen mit Sitz außer­
halb der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder von 
Tochterunternehmen dieser Unternehmen auszusetzen 
oder zu beschränken, wenn ein entsprechender Beschluß 
der Kommission oder des Rates der Europäischen Ge­
meinschaften vorliegt, der nach Artikel 22 Abs. 2 der 
Zweiten Bankrechtskoordinierungsrichtlinie zustande ge­
kommen ist. Die Aussetzung oder Beschränkung darf drei 
Monate vom Zeitpunkt des Beschlusses an nicht über­
schreiten. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für nach dem 
Zeitpunkt des Beschlusses eingereichte Anträge auf Er­
laubnis. Beschließt der Rat der Europäischen Gemein­
schaften die Verlängerung der Frist nach Satz 2, so hat 
das Bundesaufsichtsamt diese Fristverlängerung zu be­
achten. 

§ 33b 

Anhörung der zuständigen Behörden 
eines anderen Mitgliedstaats 

der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Beantragt ein Unternehmen mit Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
die Erlaubnis, Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder 
des Publikums entgegenzunehmen und das Kreditge­
schäft zu betreiben, so hat das Bundesaufsichtsamt vor 
Erteilung der Erlaubnis die zuständigen Behörden des 
Herkunftsmitgliedstaats anzuhören, wenn 

1. ein Tochterunternehmen eines in einem anderen Mit­
gliedstaat zugelassenen Unternehmens nach § 53 b 
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 errichtet werden soll, 

2. ein Tochterunternehmen des Mutterunternehmens ei­
nes in einem anderen Mitgliedstaat zugelassenen Un­
ternehmens nach § 53 b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 
errichtet werden soll oder 

3. das Unternehmen durch dieselben natürlichen oder 
juristischen Personen wie ein in einem anderen Mit­
gliedstaat zugelassenes Unternehmen nach § 53 b 
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 kontrolliert wird. 

§ 34 

Stellvertretung und Fortführung bei Todesfall 

(1) § 45 der Gewerbeordnung findet auf Kreditinstitute 
keine Anwendung. 
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(2) Nach dem Tode des Inhabers der Erlaubnis darf das 
Kreditinstitut ohne Erlaubnis für die Erben bis zur Dauer 
eines Jahres durch zwei Stellvertreter fortgeführt werden. 
Sind diese nicht zuverlässig oder haben sie nicht die 
erforderliche fachliche Eignung, so kann das Bundesauf­
sichtsamt die Fortführung der Geschäfte untersagen. Die 
Stellvertreter sind unverzüglich nach dem Todesfall zu 
bestellen; sie gelten als Geschäftsleiter. Das Bundesauf­
sichtsamt kann die Frist nach Satz 1 aus besonderen 
Gründen verlängern. 

§ 35 

Erlöschen und Aufhebung der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis erlischt, wenn von ihr nicht innerhalb 
eines Jahres seit ihrer Erteilung Gebrauch gemacht wird. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann die Erlaubnis außer 
nach den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgeset­
zes aufheben, 

1. wenn der Geschäftsbetrieb, auf den sich die Erlaubnis 
bezieht, ein Jahr lang nicht mehr ausgeübt worden 
ist; 

2. wenn das Kreditinstitut in der Rechtsform des Einzel­
kaufmanns betrieben wird; 

3. wenn ihm Tatsachen bekannt werden, die die Versa­
gung der Erlaubnis nach 

a) § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder 3 oder 

b) § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 4 oder Satz 2 

rechtfertigen würden; 

4. wenn Gefahr für die Erfüllung der Verpflichtungen eines 
Kreditinstituts gegenüber seinen Gläubigern, insbeson­
dere für die Sicherheit der ihm anvertrauten Vermö­
genswerte besteht und die Gefahr nicht durch andere 
Maßnahmen nach diesem Gesetz abgewendet werden 
kann; eine Gefahr für die Sicherheit der einem Kredit­
institut anvertrauten Vermögenswerte besteht auch 

a) bei einem Verlust in Höhe der Hälfte des nach § 1 O 
Abs. 7 maßgebenden haftenden Eigenkapitals oder 

b) bei einem Verlust in Höhe von jeweils mehr als zehn 
vom Hundert des nach § 1 O Abs. 7 maßgebenden 
haftenden Eigenkapitals in mindestens drei aufein­
anderfolgenden Geschäftsjahren. 

(3) Absatz 2 Nr. 3 Buchstabe bin Verbindung mit§ 33 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 gilt nicht für Kreditinstitute, die von 
einem Einzelkaufmann betrieben werden. 

( 4) § 48 Abs. 4 Satz 1 und § 49 Abs. 2 Satz 2 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes über die Jahresfrist sind 
nicht anzuwenden. 

§ 36 

Abberufung von Geschäftsleitern 

(1) In den Fällen des § 35 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a und 
Nr. 4 kann das Bundesaufsichtsamt, statt die Erlaubnis 
aufzuheben, die Abberufung von Geschäftsleitern verlan­
gen, auf deren Person sich die Tatsachen beziehen oder 
die die Gefahr für die Erfüllung der Verpflichtungen eines 
Kreditinstituts gegenüber seinen Gläubigern zu verantwor­
ten haben, und bei Kreditinstituten in der Rechtsform einer 
juristischen Person diesen Geschäftsleitern auch die Aus­
übung ihrer Tätigkeit untersagen. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann die Abberufung eines 
Geschäftsleiters auch verlangen, wenn dieser vorsätzlich 
oder leichtfertig gegen die Bestimmungen dieses Geset­
zes, die zu seiner Durchführung erlassenen Verordnungen 
oder gegen Anordnungen des Bundesaufsichtsamtes ver­
stoßen hat und trotz Verwarnung durch das Bundesauf­
sichtsamt dieses Verhalten fortsetzt. 

§ 37 

Einschreiten gegen ungesetzliche Geschäfte 

Werden Bankgeschäfte ohne die nach § 32 erforderliche 
Erlaubnis oder werden nach § 3 verbotene Geschäfte 
betrieben, so kann das Bundesaufsichtsamt gegen die 
Fortführung der Geschäfte unmittelbar einschreiten. Das 
Bundesaufsichtsamt kann seine Maßnahmen nach Satz 1 
bekanntmachen. 

§ 38 

Folgen der Aufhebung 
und des Erlöschens der Erlaubnis, 

Maßnahmen bei der Abwicklung 

(1) Hebt das Bundesaufsichtsamt die Erlaubnis auf oder 
erlischt die Erlaubnis, so kann es bei juristischen Personen 
und Personenhandelsgesellschaften bestimmen, daß das 
Kreditinstitut abzuwickeln ist. Seine Entscheidung wirkt 
wie ein Auflösungsbeschluß. Sie ist dem Registergericht 
mitzuteilen und von diesem in das Handels- oder Genos­
senschaftsregister einzutragen. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann für die Abwicklung 
eines Kreditinstituts allgemeine Weisungen erlassen. Das 
Registergericht hat auf Antrag des Bundesaufsichtsamtes 
Abwickler zu bestellen, wenn die sonst zur Abwicklung 
berufenen Personen keine Gewähr für die ordnungsmäßi­
ge Abwicklung bieten. Gegen die Verfügung des Register­
gerichts findet die sofortige Beschwerde statt. 

(3) Das Bundesaufsichtsamt kann die Aufhebung oder 
das Erlöschen der Erlaubnis bekanntmachen. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für juristische 
Personen des öffentlichen Rechts. 

2. Schutz der Bezeichnungen 
,,Bank" und „Sparkasse" 

§ 39 

Bezeichnungen „Bank" und „Bankier" 

(1) Die Bezeichnung „Bank", ,,Bankier" oder eine Be­
zeichnung, in der das Wort „Bank" oder „Bankier" enthalten 
ist, dürfen, soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt 
ist, in der Firma, als Zusatz zur Firma, zur Bezeichnung 
des Geschäftszwecks oder zu Werbezwecken nur führen 

1. Kreditinstitute, die eine Erlaubnis nach § 32 besitzen 
oder Zweigstellen von Unternehmen nach § 53 b Abs. 1 
Satz 1 oder Abs. 7; 

2. andere Unternehmen, die bei Inkrafttreten dieses Ge­
setzes eine solche Bezeichnung nach den bisherigen 
Vorschriften befugt geführt haben. 

(2) Die Bezeichnung „Volksbank" oder eine Bezeich­
nung, in der das Wort „Volksbank'' enthalten ist, dürfen nur 
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Kreditinstitute neu aufnehmen, die in der Rechtsform einer 
eingetragenen Genossenschaft betrieben werden und ei­
nem Prüfungsverband angehören. 

(3) Das Bundesaufsichtsamt kann bei Erteilung der Er­
laubnis bestimmen, daß die in Absatz 1 genannten Be­
zeichnungen nicht geführt werden dürfen, wenn Art oder 
Umfang der Geschäfte des Kreditinstituts nach der Ver­
kehrsanschauung die Führung einer solchen Bezeichnung 
nicht rechtfertigen. 

§ 40 

Bezeichnung „Sparkasse" 

(1) Die Bezeichnung „Sparkasse" oder eine Bezeich­
nung, in der das Wort „Sparkasse" enthalten ist, dürfen in 
der Firma, als Zusatz zur Firma, zur Bezeichnung des 
Geschäftszwecks oder zu Werbezwecken nur führen 

1. öffentlich-rechtliche Sparkassen, die eine Erlaubnis 
nach § 32 besitzen; 

2. andere Unternehmen, die bei Inkrafttreten dieses Ge­
setzes eine solche Bezeichnung nach den bisherigen 
Vorschriften befugt geführt haben. 

(2) Kreditinstitute im Sinne des § 1 des Gesetzes über 
Bausparkassen dürfen die Bezeichnung „Bausparkasse", 
eingetragene Genossenschaften, die einem Prüfungsver­
band angehören, die Bezeichnung „Spar- und Darlehens­
kasse" führen. 

§ 41 

Ausnahmen 

Die §§ 39 und 40 gelten nicht für Unternehmen, die die 
Worte „Bank", ,,Bankier" oder „Sparkasse" in einem Zu­
sammenhang führen, der den Anschein ausschließt, daß 
sie Bankgeschäfte betreiben. Kreditinstitute mit Sitz im 
Ausland dürfen bei ihrer Tätigkeit im Inland die in § 39 
Abs. 2 und in § 40 genannten Bezeichnungen in der Firma, 
als Zusatz zur Firma, zur Bezeichnung des Geschäfts­
zwecks oder zu Werbezwecken führen, wenn sie zur Füh­
rung dieser Bezeichnung in ihrem Sitzstaat berechtigt sind 
und sie die Bezeichnung um einen auf ihren Sitzstaat 
hinweisenden Zusatz ergänzen. 

§ 42 

Entscheidung des Bundesaufsichtsamtes 

Das Bundesaufsichtsamt entscheidet in Zweifelsfällen, 
ob ein Unternehmen zur Führung der in den §§ 39 und 40 
genannten Bezeichnungen befugt ist. Es hat seine Ent­
scheidungen dem Registergericht mitzuteilen. 

§ 43 

Registervorschriften 

(1) Soweit nach § 32 das Betreiben von Bankgeschäften 
einer Erlaubnis bedarf, dürfen Eintragungen in öffentliche 
Register nur vorgenommen werden, wenn dem Register­
gericht die Erlaubnis nachgewiesen ist. 

(2) Führt ein Unternehmen eine Firma oder einen Zusatz 
zur Firma, deren Gebrauch nach den §§ 39 bis 41 unzuläs­
sig ist, so hat das Registergericht die Firma oder den 
Zusatz zur Firma von Amts wegen zu löschen; § 142 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 3 sowie§ 143 des Gesetzes 

über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
gelten entsprechend. Das Unternehmen ist zur Unterlas­
sung des Gebrauchs der Firma oder des Zusatzes zur 
Firma durch Festsetzung von Ordnungsgeld anzuhalten; 
§ 140 des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilli­
gen Gerichtsbarkeit gilt entsprechend. 

(3) Das Bundesaufsichtsamt ist berechtigt, in Verfahren 
des Registergerichts, die sich auf die Eintragung oder 
Änderung der Rechtsverhältnisse oder der Firma von Kre­
ditinstituten beziehen, Anträge zu stellen und die nach 
dem Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit zulässigen Rechtsmittel einzulegen. 

3. Auskünfte und Prüfungen 

§44 

Auskünfte und Prüfungen von Kreditinstituten 

(1) Das Bundesaufsichtsamt ist befugt, 

1 . von den Kreditinstituten und den Mitgliedern ihrer Orga­
ne Auskünfte über alle Geschäftsangelegenheiten so­
wie die Vorlegung der Bücher und Schriften zu verlan­
gen und auch ohne besonderen Anlaß Prüfungen vor­
zunehmen; die Bediensteten des Bundesaufsichtsam­
tes können hierzu die Geschäftsräume des Kreditinsti­
tuts betreten; das Grundrecht des Artikels 13 des 
Grundgesetzes wird insoweit eingeschränkt; 

2. bei Kreditinstituten in der Rechtsform einer juristischen 
Person zu den Hauptversammlungen, Generalver­
sammlungen oder Gesellschafterversammlungen so­
wie zu den Sitzungen der Aufsichtsorgane Vertreter zu 
entsenden; diese können das Wort ergreifen; 

3. von Kreditinstituten in der Rechtsform einer juristischen 
Person die Einberufung der in Nummer 2 bezeichneten 
Versammlungen, die Anberaumung von Sitzungen der 
Verwaltungs- und Aufsichtsorgane sowie die Ankündi­
gung von Gegenständen zur Beschlußfassung zu ver­
langen; in diesem Falle stehen ihm die in Nummer 2 
genannten Befugnisse auch für die Sitzungen der Ver­
waltungsorgane zu. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann Auskünfte über die 
Geschäftsangelegenheiten und die Vorlegung der Bücher 
und Schriften auch von einem Unternehmen verlangen, 
bei dem Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß es 
Kreditinstitut ist oder nach § 3 verbotene Geschäfte be­
treibt. 

(3) Die Befugnisse nach Absatz 1 Nr. 1 stehen auch den 
in § 8 Abs. 1 bezeichneten Personen und Einrichtungen im 
Rahmen ihres Auftrages zu. Die Befugnis, von den Kredit­
instituten und den Mitgliedern ihrer Organe Auskünfte über 
alle Geschäftsangelegenheiten sowie die Vorlegung der 
Bücher und Schriften zu verlangen, steht auch der Deut­
schen Bundesbank zu, soweit sie nach diesem Gesetz 
tätig wird. 

(4) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann 
die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant­
wortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
der Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. 
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§ 44a 

Grenzüberschreitende Auskünfte und Prüfungen 

(1) Rechtsvorschriften, welche die Übermittlung von 
Daten beschränken, sind nicht auf die Übermittlung von 
Daten zwischen einem Kreditinstitut oder einem Unter­
nehmen, dessen Gegenstand auf den Erwerb von Geld­
forderungen, von Beteiligungen oder auf Kapitalanlagen 
gerichtet ist, und einem Unternehmen mit Sitz in einem 
anderen Staat anzuwenden, das mindestens fünfund­
zwanzig vom Hundert der Kapitalanteile an dem Kreditin­
stitut oder an dem Unternehmen unmittelbar oder mittelbar 
hält, wenn die Übermittlung der Daten erforderlich ist, um 
Bestimmungen der Bankaufsicht auf zusammengefaßter 
Basis über das Unternehmen mit Sitz in einem anderen 
Staat zu erfüllen. Das Bundesaufsichtsamt kann einem 
Kreditinstitut die Übermittlung von Daten untersagen, 
wenn die Gegenseitigkeit nicht gewährleistet ist. 

(2) Auf Ersuchen einer für die Bankaufsicht über ein 
Unternehmen mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zuständigen Be­
hörde hat das Bundesaufsichtsamt die Richtigkeit der von 
einem Kreditinstitut im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 für die 
Bankaufsicht auf zusammengefaßter Basis übermittelten 
Daten zu überprüfen oder zu gestatten, daß die ersuchen­
de Behörde, ein Wirtschaftsprüfer oder ein Sachverständi­
ger diese Daten überprüft. § 5 Abs. 2 des Verwaltungsver­
fahrensgesetzes über die Grenzen der Amtshilfe gilt ent­
sprechend. Die Kreditinstitute im Sinne des Absatzes 1 
Satz 1 haben die Prüfung zu dulden. Unberührt bleibt die 
Einräumung von Prüfungsrechten der Bankaufsichtsbe­
hörden durch zwischenstaatliche Vereinbarungen. 

(3) Das Bundesaufsichtsamt ist befugt, bei nachgeord­
neten Unternehmen im Sinne des § 1 O a Abs. 2 Satz 5 
Nr. 3 die nach diesem Gesetz zulässigen Prüfungen 
durchzuführen, insbesondere die Richtigkeit der für die 
quotale Zusammenfassung nach § 10a Abs. 3, § 13a 
Abs. 3 und § 25 Abs. 2 übermittelten Daten zu überprüfen, 
soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben des Bundesauf­
sichtsamtes erforderlich und nach dem Recht des anderen 
Staates zulässig ist. 

(4) Die von einem Kreditinstitut nach§ 24 Abs. 1 Nr. 10 
angezeigten Dienstleistungen teilt das Bundesaufsichts­
amt den zuständigen Behörden des Aufnahmemitglied­
staats innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige 
mit. 

§ 44b 

Prüfung der Inhaber 
bedeutender Beteiligungen 

Sofern Tatsachen Anlaß zu Zweifeln geben, daß der 
Inhaber einer bedeutenden Beteiligung den im Interesse 
einer soliden und umsichtigen Führung des Kreditinstituts 
zu stellenden Ansprüchen genügt oder daß die Struktur 
der Unternehmensverbindung eine wirksame Aufsicht 
über das Kreditinstitut möglich macht, hat der Inhaber der 
bedeutenden Beteiligung auf Verlangen des Bundesauf­
sichtsamtes ihm und der Deutschen Bundesbank die in 
§ 32 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 Buchstabe d und e genannten 
Unterlagen einzureichen. Das Bundesaufsichtsamt kann 
eine Prüfung der in § 32 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 Buchstabe d 
und e genannten Unterlagen durch einen von ihm zu 
bestimmenden Wirtschaftsprüfer anordnen. 

4. Maßnahmen in besonderen Fällen 

§ 45 

Maßnahmen bei unzureichendem Eigenkapital 
oder unzureichender Liquidität 

(1) Entspricht bei einem Kreditinstitut 

1. das haftende Eigenkapital nicht den Anforderungen 
des § 10 Abs. 1 Satz 1 oder 

2. die Anlage seiner Mittel nicht den Anforderungen des 
§ 11 Satz 1 oder § 12, 

so kann das Bundesaufsichtsamt Entnahmen durch die 
Inhaber oder Gesellschafter, die Ausschüttung von Gewin­
nen und die Gewährung von Krediten (§ 19 Abs. 1) unter­
sagen oder beschränken. Im Fall des Satzes 1 Nr. 2 kann 
das Bundesaufsichtsamt dem Kreditinstitut ferner unter­
sagen, verfügbare Mittel in den nach § 12 anzurechnen­
den Vermögenswerten anzulegen. Satz 1 ist auf über­
geordnete Kreditinstitute im Sinne des § 1 O a Abs. 2 ent­
sprechend anzuwenden, wenn das haftende Eigenkapital 
der gruppenangehörigen Kreditinstitute den Anforderun­
gen des § 10 a Abs. 1 nicht entspricht. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt darf die in Absatz 1 be­
zeichneten Anordnungen erst treffen, wenn das Kreditinsti­
tut den Mangel nicht innerhalb einer vom Bundesaufsichts­
amt zu bestimmenden Frist behoben hat. Beschlüsse über 
die Gewinnausschüttung sind insoweit nichtig, als sie einer 
Anordnung nach Absatz 1 widersprechen. 

§ 46 

Maßnahmen bei Gefahr 

(1) Besteht Gefahr für die Erfüllung der Verpflichtungen 
eines Kreditinstituts gegenüber seinen Gläubigern, insbe­
sondere für die Sicherheit der ihm anvertrauten Vermö­
genswerte, so kann das Bundesaufsichtsamt zur Abwen­
dung dieser Gefahr einstweilige Maßnahmen treffen. Es 
kann insbesondere Anweisungen für die Geschäftsführung 
des Kreditinstituts erlassen, die Annahme von Einlagen 
und die Gewährung von Krediten (§ 19 Abs. 1) verbieten 
oder begrenzen, Inhabern und Geschäftsleitern die Aus­
übung ihrer Tätigkeit untersagen oder beschränken und 
Aufsichtspersonen bestellen. Beschlüsse über die Ge­
winnausschüttung sind insoweit nichtig, als sie einer An­
ordnung nach den Sätzen 1 und 2 widersprechen. Bei 
Kreditinstituten, die in anderer Rechtsform als der eines 
Einzelkaufmanns betrieben werden, sind Geschäftsleiter, 
denen die Ausübung ihrer Tätigkeit untersagt worden ist, 
für die Dauer der Untersagung von der Geschäftsführung 
und Vertretung des Kreditinstituts ausgeschlossen. Für die 
Ansprüche aus dem Anstellungsvertrag oder anderen Be­
stimmungen über die Tätigkeit des Geschäftsleiters gelten 
die allgemeinen Vorschriften. Rechte, die einem Ge­
schäftsleiter als Gesellschafter oder in anderer Weise eine 
Mitwirkung an Entscheidungen über Geschäftsführungs­
maßnahmen bei dem Kreditinstitut ermöglichen, können 
für die Dauer der Untersagung nicht ausgeübt werden. 

(2) Soweit nach anderen Rechtsvorschriften in Fällen, in 
denen die erforderlichen gesetzlichen Vertreter fehlen, 
oder bei Kreditinstituten, die von einem Einzelkaufmann 
betrieben werden, der Inhaber weggefallen oder verhindert 
ist, auf Antrag eines Beteiligten das Gericht eine vertre­
tungsberechtigte Person bestellen kann, steht unter den 
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Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 das Antragsrecht 
auch dem Bundesaufsichtsamt zu. 

§ 46a 

Maßnahmen bei Konkursgefahr, 
Bestellung vertretungsbefugter Personen 

(1) liegen die Voraussetzungen des§ 46 Abs. 1 Satz 1 
vor, so kann das Bundesaufsichtsamt zur Vermeidung des 
Konkurses vorübergehend 

1. ein Veräußerungs- und Zahlungsverbot an das Kredit­
institut erlassen, 

2. die Schließung des Kreditinstituts für den Verkehr mit 
der Kundschaft anordnen, 

3. die Entgegennahme von Zahlungen, die nicht zur Til­
gung von Schulden gegenüber dem Kreditinstitut be­
stimmt sind, verbieten, es sei denn, die Sicherungsein­
richtung eines Verbandes der Kreditinstitute übernimmt 
es, die Berechtigten in vollem Umfang zu befriedigen. 
Die Sicherungseinrichtung kann ihre Verpflichtungs­
erklärung davon abhängig machen, daß eingehende 
Zahlungen, soweit sie nicht zur Tilgung von Schulden 
gegenüber dem Kreditinstitut bestimmt sind, von dem 
im Zeitpunkt des Erlasses des Veräußerungs- und Zah­
lungsverbots nach Nummer 1 vorhandenen Vermögen 
des Kreditinstituts zugunsten der Sicherungseinrich­
tung getrennt gehalten und verwaltet werden. 

Das Kreditinstitut darf nach Erlaß des Veräußerungs- und 
Zahlungsverbots nach Satz 1 Nr. 1 die im Zeitpunkt des 
Erlasses laufenden Geschäfte abwickeln und neue Ge­
schäfte eingehen, soweit diese zur Abwicklung erforderlich 
sind, wenn und soweit die Sicherungseinrichtung eines 
Verbandes der Kreditinstitute die zur Durchführung erfor­
derlichen Mittel zur Verfügung stellt oder sich verpflichtet, 
aus diesen Geschäften insgesamt entstehende Vermö­
gensminderungen des Kreditinstituts, soweit dies zur vol­
len Befriedigung sämtlicher Gläubiger erforderlich ist, die­
sem zu erstatten. Das Bundesaufsichtsamt kann darüber 
hinaus Ausnahmen vom Veräußerungs- und Zahlungsver­
bot nach Satz 1 Nr. 1 zulassen, wenn und soweit dies für 
die Durchführung der Verwaltung des Kreditinstituts not­
wendig ist. Solange Maßnahmen nach Satz 1 andauern, 
sind Zwangsvollstreckungen, Arreste und einstweilige Ver­
fügungen in das Vermögen des Kreditinstituts nicht zuläs­
sig. 

(2) Sind bei Kreditinstituten, die in anderer Rechtsform 
als der eines Einzelkaufmanns betrieben werden, Maß­
nahmen nach Absatz 1 Satz 1 angeordnet und ist Ge­
schäftsleitern die Ausübung ihrer Tätigkeit untersagt wor­
den, so hat das Gericht des Sitzes des Kreditinstituts auf 
Antrag des Bundesaufsichtsamtes die erforderlichen ge­
schäftsführungs- und vertretungsbefugten Personen zu 
bestellen, wenn zur Geschäftsführung und Vertretung des 
Kreditinstituts befugte Personen infolge der Untersagung 
nicht mehr in der erforderlichen Anzahl vorhanden sind. 
Die Bestellung oder Abberufung von vertretungsbefugten 
Personen durch das Gericht, deren Vertretungsbefugnis 
sowie das Erlöschen ihres Amtes werden bei Kreditinstitu­
ten, die in ein öffentliches Register eingetragen sind, von 
Amts wegen eingetragen. Die vertretungsbefugten Perso­
nen haben ihre Namensunterschriften zur Aufbewahrung 
beim Gericht zu zeichnen. Solange die Voraussetzungen 
nach Satz 1 vorliegen, können die nach anderen Rechts­
vorschriften hierzu berufenen Personen oder Organe ihr 

Recht, geschäftsführungs- und vertretungsbefugte Perso­
nen zu bestellen, nicht ausüben. 

(3) Die Vertretungsbefugnis einer durch das Gericht 
bestellten Person bestimmt sich nach der Vertretungsbe­
fugnis des Geschäftsleiters, an dessen Stelle die Person 
bestellt worden ist. Ihre Geschäftsführungsbefugnis ist, 
wenn sie nicht durch die dafür zuständigen Organe des 
Kreditinstituts erweitert wird, auf die Durchführung von 
Maßnahmen beschränkt, die zur Vermeidung des Konkur­
ses und zum Schutz der Gläubiger erforderlich sind. 

(4) Die geschäftsführungs- und vertretungsbefugte 
Person, die durch das Gericht bestellt worden ist, hat 
Anspruch auf Ersatz angemessener barer Auslagen und 
auf Vergütung für ihre Tätigkeit. Das Gericht des Sitzes 
des Kreditinstituts setzt auf Antrag der durch das Gericht 
bestellten geschäftsführungs- und vertretungsbefugten 
Person die Auslagen und die Vergütung fest. Die weitere 
Beschwerde ist ausgeschlossen. Aus der rechtskräftigen 
Entscheidung findet die Zwangsvollstreckung nach der 
Zivilprozeßordnung statt. 

(5) Solange Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 angeord­
net sind, kann eine geschäftsführungs- und vertretungsbe­
fugte Person, die durch das Gericht bestellt worden ist, nur 
durch das Gericht auf Antrag des Bundesaufsichtsamtes 
oder des Organs des Kreditinstituts, das für den Ausschluß 
von Gesellschaftern von der Geschäftsführung und Vertre­
tung oder die Abberufung geschäftsführungs- oder vertre­
tungsbefugter Personen zuständig ist, und nur dann abbe­
rufen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

(6) Das Amt einer geschäftsführungs- und vertretungs­
befugten Person, die durch das Gericht bestellt worden ist, 
erlischt in jedem Fall, wenn die Maßnahmen nach Absatz 1 
Satz 1 und die Verfügung aufgehoben werden, mit der 
dem Geschäftsleiter, an dessen Stelle die Person bestellt 
worden ist, die Ausübung seiner Tätigkeit untersagt wor­
den war. Sind nur die Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 
aufgehoben worden, erlischt das Amt einer geschäftsfüh­
rungs- und vertretungsbefugten Person, die durch das 
Gericht bestellt worden ist, sobald die nach anderen 
Rechtsvorschriften hierzu berufenen Personen oder Orga­
ne eine geschäftsführungs- und vertretungsbefugte Per­
son bestellt haben und dieser Person, soweit erforderlich, 
eine Erlaubnis nach § 32 erteilt worden ist. 

(7) Die Absätze 2 bis 6 gelten nicht für juristische Perso­
nen des öffentlichen Rechts. 

§ 46b 

Konkursantrag 

Wird ein Kreditinstitut zahlungsunfähig oder tritt Über­
schuldung ein, so haben die Geschäftsleiter und bei einem 
in der Rechtsform des Einzelkaufmanns betriebenen Kre­
ditinstitut der Inhaber dies dem Bundesaufsichtsamt un­
verzüglich anzuzeigen. Soweit diese Personen nach ande­
ren Rechtsvorschriften verpflichtet sind, bei Zahlungsunfä­
higkeit oder Überschuldung die Konkurseröffnung zu be­
antragen, tritt an die Stelle der Antragspflicht die Anzeige­
pflicht nach Satz 1. Das Konkursverfahren über das Ver­
mögen eines Kreditinstituts findet im Falle der Zahlungs­
unfähigkeit oder der Überschuldung statt. Der Antrag auf 
Konkurseröffnung über das Vermögen des Kreditinstituts 
kann nur von dem Bundesaufsichtsamt gestellt werden. 
Das Konkursgericht hat dem Antrag des Bunde~aufsichts-
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amtes zu entsprechen; die §§ 46 und 84 der Vergleichs­
ordnung sowie § 107 Abs. 1 der Konkursordnung bleiben 
unberührt. Der Eröffnungsbeschluß ist unanfechtbar. 

§ 46c 

Berechnung von Fristen 

Die nach§ 31 Nr. 2, den§§ 32, 32a Satz 2, §§ 33 und 55 
Nr. 3 sowie § 183 Abs. 2 der Konkursordnung, nach § 237 
des Handelsgesetzbuchs und nach § 32 b Satz 1 des 
Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung vom Tage der Konkurseröffnung sowie die nach 
§ 75 Abs. 2 und§ 107 Abs. 2 der Vergleichsordnung vom 
Tage der Eröffnung des Vergleichsverfahrens an zu be­
rechnenden Fristen sind vom Tage des Erlasses einer 
Maßnahme nach § 46 a Abs. 1 an zu berechnen. 

§ 47 

Moratorium, 
Einstellung des Bank- und Börsenverkehrs 

(1) Sind wirtschaftliche Schwierigkeiten bei Kreditinstitu­
ten zu befürchten, die schwerwiegende Gefahren für die 
Gesamtwirtschaft, insbesondere den geordneten Ablauf 
des allgemeinen Zahlungsverkehrs erwarten lassen, so 
kann die Bundesregierung durch Rechtsverordnung 

1. einem Kreditinstitut einen Aufschub für die Erfüllung 
seiner Verbindlichkeiten gewähren und anordnen, daß 
während der Dauer des Aufschubs Zwangsvollstrek­
kungen, Arreste und einstweilige Verfügungen gegen 
das Kreditinstitut sowie das Vergleichsverfahren oder 
der Konkurs über das Vermögen des Kreditinstituts 
nicht zulässig sind; 

2. anordnen, daß die Kreditinstitute für den Verkehr mit 
ihrer Kundschaft vorübergehend geschlossen bleiben 
und im Kundenverkehr Zahlungen und Überweisungen 
weder leisten noch entgegennehmen dürfen; sie kann 
diese Anordnung auf Arten oder Gruppen von Kredit­
instituten sowie auf bestimmte Bankgeschäfte be­
schränken; 

3. anordnen, daß die Wertpapierbörsen vorübergehend 
geschlossen bleiben. 

(2) Vor den Maßnahmen nach Absatz 1 hat die Bundes­
regierung die Deutsche Bundesbank zu hören. 

(3) Trifft die Bundesregierung Maßnahmen nach Ab­
satz 1, so hat sie durch Rechtsverordnung die Rechts­
folgen zu bestimmen, die sich hierdurch für Fristen und 
Termine auf dem Gebiet des bürgerlichen Rechts, des 
Handels-, Gesellschafts-, Wechsel-, Scheck- und Verfah­
rensrechts ergeben. 

§ 48 

Wiederaufnahme des Bank- und Börsenverkehrs 

(1) Die Bundesregierung kann nach Anhörung der Deut­
schen Bundesbank für die Zeit nach einer vorübergehen­
den Schließung der Kreditinstitute und Wertpapierbörsen 
gemäß § 47 Abs. 1 Nr. 2 und 3 durch Rechtsverordnung 
Vorschriften für die Wiederaufnahme des Zahlungs- und 
Überweisungsverkehrs sowie des Börsenverkehrs erlas­
sen. Sie kann hierbei insbesondere bestimmen, daß die 
Auszahlung von Guthaben zeitweiligen Beschränkungen 
unterliegt. Für Geldbeträge, die nach einer vorübergehen-

den Schließung der Kreditinstitute angenommen werden, 
dürfen solche Beschränkungen nicht angeordnet werden. 

(2) Die nach Absatz 1 sowie die nach§ 47 Abs. 1 erlas­
senen Rechtsverordnungen treten, wenn sie nicht vorher 
aufgehoben worden sind, drei Monate nach ihrer Verkün­
dung außer Kraft. 

5. Vollziehbarkeit, Zwangsmittel, 
Kosten und Gebühren 

§ 49 

Sofortige Vollziehbarkeit 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen 
des Bundesaufsichtsamtes haben in den Fällen des§ 2b 
Abs.1 Satz 5 und Abs. 2 Satz 1, des§ 12a Abs. 2, des§ 35 
Abs. 2 Nr. 2, 3 Buchstabe b und 4, der§§ 36, 45, 46, 46a 
Abs. 1 und des § 46 b sowie bei einer Prüfung nach § 44 
Abs. 1 Nr. 1 und§ 44a Abs. 2 Satz 1 keine aufschiebende 
Wirkung. 

§ 50 

Zwangsmittel 

(1) Das Bundesaufsichtsamt kann die Befolgung der 
Verfügungen, die es innerhalb seiner gesetzlichen Befug­
nisse trifft, mit Zwangsmitteln nach den Bestimmungen 
des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes durchsetzen. Es 
kann Zwangsmittel auch gegen Kreditinstitute anwenden, 
die juristische Personen des öffentlichen Rechts sind. 

(2) Die Höhe des Zwangsgeldes beträgt bis zu fünfzig­
tausend Deutsche Mark. 

§ 51 

Kosten und Gebühren 

(1) Die Kosten des Bundesaufsichtsamtes sind, soweit 
sie nicht durch Gebühren oder durch besondere Erstattung 
nach Absatz 3 gedeckt sind, dem Bund von den Kreditinsti­
tuten zu neunzig vom Hundert zu erstatten. Die Kosten 
werden anteilig auf die einzelnen Kreditinstitute nach Maß­
gabe ihres Geschäftsumfanges umgelegt und vom Bun­
desaufsichtsamt nach den Vorschriften des Verwaltungs­
Vollstreckungsgesetzes beigetrieben. Das Nähere über 
die Erhebung der Umlage und über die Beitreibung be­
stimmt der Bundesminister der Finanzen durch Rechts­
verordnung. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann für Entscheidungen 
auf Grund der §§ 32, 34 Abs. 2 und der §§ 35 bis 37 
Gebühren in Höhe von einhundert bis zehntausend Deut­
sche Mark festsetzen. Die Höhe der Gebühr soll sich im 
Einzelfalle nach dem für die Entscheidung erforderlichen 
Arbeitsaufwand und nach dem Geschäftsumfang des be­
troffenen Unternehmens richten. 

(3) Die Kosten, die dem Bund durch die Depotprüfung 
(§ 30), durch eine Bekanntmachung nach§ 38 Abs. 3, eine 
auf Grund von § 44 Abs. 1 Nr. 1 oder § 44 b Satz 2 
vorgenommene Prüfung oder durch die Bestellung einer 
Aufsichtsperson entstehen, sind von dem betroffenen Un­
ternehmen gesondert zu erstatten und auf Verlangen des 
Bundesaufsichtsamtes vorzuschießen. Die Kosten, die 
dem Bund durch eine auf Grund von § 44a Abs. 3 vorge-
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nommene Prüfung der Richtigkeit der für die quotale Zu­
sammenfassung nach § 1 O a Abs. 3, § 13 a Abs. 3 und 
§ 25 Abs. 2 übermittelten Daten entstehen, sind von dem 
zur quotalen Zusammenfassung verpflichteten übergeord­
neten Kreditinstitut gesondert zu erstatten und auf Verlan­
gen des Bundesaufsichtsamtes vorzuschießen. 

Vierter Abschnitt 

Sondervorschriften 

§ 52 

Sonderaufsicht 

Soweit Kreditinstitute einer anderen staatlichen Aufsicht 
unterliegen, bleibt diese neben der Aufsicht des Bundes­
aufsichtsamtes bestehen. 

§ 53 

Zweigstellen von Unternehmen 
mit Sitz in einem anderen Staat 

(1) Unterhält ein Unternehmen mit Sitz in einem anderen 
Staat eine Zweigstelle im Geltungsbereich dieses Geset­
zes, die Bankgeschäfte in dem in § 1 Abs. 1 bezeichneten 
Umfang betreibt, so gilt die Zweigstelle als Kreditinstitut. 
Unterhält das Unternehmen mehrere Zweigstellen im Sin­
ne des Satzes 1, so gelten sie als ein Kreditinstitut. 

(2) Auf die in Absatz 1 bezeichneten Kreditinstitute ist 
dieses Gesetz mit folgender Maßgabe anzuwenden: 

1. Das Unternehmen hat mindestens zwei natürliche Per­
sonen mit Wohnsitz im Geltungsbereich dieses Geset­
zes zu bestellen, die für den Geschäftsbereich des 
Kreditinstituts zur Geschäftsführung und zur Vertretung 
des Unternehmens befugt sind. Solche Personen gel­
ten als Geschäftsleiter. Sie sind zur Eintragung in das 
Handelsregister anzumelden. 

2. Das Kreditinstitut ist verpflichtet, über die von ihm be­
triebenen Geschäfte und über das seinem Geschäfts­
betrieb dienende Vermögen des Unternehmens geson­
dert Buch zu führen und gegenüber dem Bundesauf­
sichtsamt und der Deutschen Bundesbank Rechnung 
zu legen. Die Vorschriften des Handelsgesetzbuchs 
über Handelsbücher gelten insoweit entsprechend. Auf 
der Passivseite der jährlichen Vermögensübersicht ist 
der Betrag des dem Kreditinstitut von dem Unterneh­
men zur Verfügung gestellten Betriebskapitals und der 
Betrag der dem Kreditinstitut zur Verstärkung der eige­
nen Mittel belassenen Betriebsüberschüsse gesondert 
auszuweisen. Der Überschuß der Passivposten über 
die Aktivposten oder der Überschuß der Aktivposten 
über die Passivposten ist am Schluß der Vermögens­
übersicht ungeteilt und gesondert auszuweisen. 

3. Die nach Nummer 2 für den Schluß eines jeden Ge­
schäftsjahres aufzustellende Vermögensübersicht mit 
einer Aufwands- und Ertragsrechnung und einem An­
hang gilt als Jahresabschluß (§ 26). Für die Prüfung 
des Jahresabschlusses gilt § 340 k des Handelsgesetz­
buchs sinngemäß mit der Maßgabe, daß der Prüfer von 
den Geschäftsleitern gewählt und bestellt wird. Mit dem 
Jahresabschluß des Kreditinstituts ist der Jahresab­
schluß des Unternehmens für das gleiche Geschäfts­
jahr einzureichen. 

4. Als haftendes Eigenkapital des Kreditinstituts gilt die 
Summe der Beträge, die in dem Monatsausweis nach 
§ 25 als dem Kreditinstitut von dem Unternehmen zur 
Verfügung gestelltes Betriebskapital und ihm zur Ver­
stärkung der eigenen Mittel belassene Betriebsüber­
schüsse ausgewiesen wird, abzüglich des Betrages 
eines etwaigen aktiven Verrechnungssaldos. Außer­
dem ist dem Kreditinstitut Kapital, das gegen Gewäh­
rung von Genußrechten nach § 1 O Abs. 5 oder auf 
Grund der Eingehung nachrangiger Verbindlichkeiten 
nach § 1 O Abs. 5a von nicht gruppenangehörigen Drit­
ten eingezahlt ist, als haftendes Eigenkapital zuzu­
rechnen, wenn die gemäß § 1 O Abs.5 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
und Abs. 5a Satz 1 Nr. 1 bis 3 getroffenen Vereinbarun­
gen sich jeweils auf das gesamte Unternehmen bezie­
hen. Die Summe der Eigenkapitalbestandteile nach 
Satz 2 darf das haftende Eigenkapital nach Satz 1 nicht 
überschreiten; Kapital, das auf Grund der Eingehung 
nachrangiger Verbindlichkeiten nach § 1 O Abs. 5a ein­
gezahlt ist, darf fünfzig vom Hundert des haftenden 
Eigenkapitals nach Satz 1 nicht überschreiten. Maßge­
bend für die Bemessung des haftenden Eigenkapitals 
ist der jeweils letzte Monatsausweis. 

5. Die Aufnahme der Geschäftstätigkeit einer jeden 
Zweigstelle des Unternehmens bedarf der Erlaubnis. 
Die Erlaubnis kann auch dann versagt werden, wenn 
die Gegenseitigkeit nicht auf Grund zwischenstaat­
licher Vereinbarungen gewährleistet ist. Die Erlaubnis 
ist zu widerrufen, wenn und soweit dem Unternehmen 
die Erlaubnis zum Betreiben von Bankgeschäften von 
der für die Bankaufsicht über das Unternehmen in dem 
anderen Staat zuständigen Behörde entzogen worden 
ist. 

6. Für die Anwendung des § 36 Abs. 1 gilt das Kreditinsti­
tut als juristische Person. 

(3) Für Klagen, die auf den Geschäftsbetrieb einer 
Zweigstelle im Sinne des Absatzes 1 Bezug haben, darf 
der Gerichtsstand der Niederlassung nach § 21 der Zivil­
prozeßordnung nicht durch Vertrag ausgeschlossen wer­
den. 

( 4) Die Absätze 2 und 3 sind nicht anzuwenden, soweit 
zwischenstaatliche Vereinbarungen entgegenstehen, de­
nen die gesetzgebenden Körperschaften in der Form eines 
Bundesgesetzes zugestimmt haben. 

§ 53a 

Repräsentanzen von Unternehmen 
mit Sitz in einem anderen Staat 

Die Errichtung, Verlegung und Schließung einer Reprä­
sentanz im Geltungsbereich dieses Gesetzes durch ein 
Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat, das Bank­
geschäfte betreibt, sind dem Bundesaufsichtsamt und der 
Deutschen Bundesbank von dem Leiter der Repräsentanz 
unverzüglich anzuzeigen. 

§ 53b 

Unternehmen mit Sitz 
in einem anderen Mitgliedstaat 

der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

(1) Ein Unternehmen mit Sitz in einem anderen Mitglied­
staat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, das Ein-
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lagen oder andere rückzahlbare Gelder des Publikums 
entgegennimmt und das Kreditgeschäft betreibt, kann über 
eine Zweigstelle oder durch Erbringung von Dienstleistun­
gen im Geltungsbereich dieses Gesetzes die in § 1 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 bis 5, 7 bis 9 aufgeführten Geschäfte abwei­
chend von § 32 ohne Erlaubnis durch das Bundesauf­
sichtsamt und die in § 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 bis 11 
aufgeführten Geschäfte betreiben sowie Handelsauskünf­
te und Schließfachvermietungen anbieten, wenn dieses 
Unternehmen von den zuständigen Behörden des Her­
kunftsmitgliedstaats zugelassen worden ist und von ihnen 
beaufsichtigt wird, die Geschäfte durch die Zulassung 
abgedeckt sind und dieses Unternehmen den Anforderun­
gen der Zweiten Bankrechtskoordinierungsrichtlinie und 
der Richtlinie 89/64 7 /EWG vom 18. Dezember 1989 über 
einen Solvabilitätskoeffizienten (ABI. EG Nr. L 386 S. 14) 
unterliegt. § 53 ist in diesem Fall nicht anzuwenden. § 14 
der Gewerbeordnung bleibt unberührt. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt hat das Unternehmen, das 
eine Zweigstelle im Geltungsbereich dieses Gesetzes er­
richten will, innerhalb von zwei Monaten nach Eingang der 
von den zuständigen Behörden des Herkunftsmitglied­
staats über die beabsichtigte Errichtung der Zweigstelle 
übermittelten Unterlagen auf die für seine Tätigkeit vorge­
schriebenen Meldungen an das Bundesaufsichtsamt und 
die Deutsche Bundesbank hinzuweisen und die Bedingun­
gen anzugeben, die nach Absatz 3 für die Ausübung der 
von der Zweigstelle geplanten Tätigkeiten aus Gründen 
des Allgemeininteresses gelten. Nach Eingang der Mittei­
lung des Bundesaufsichtsamtes, spätestens nach Ablauf 
der in Satz 1 genannten Frist, kann die Zweigstelle errich­
tet werden und ihre Tätigkeit aufnehmen. 

(3) Auf Zweigstellen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 
sind die §§ 3, 11, 14, 18 bis 20, 23, 23a, 24 Abs. 1 Nr. 6 
bis 9, §§ 25, 30, 37, 39 bis 42, 43 Abs. 2 und 3, § 44 Abs. 1 
Nr. 1, Abs. 2 bis 4, § 44a Abs. 1 und 2 sowie die§§ 46 
bis 50 mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, daß 
eine oder mehrere Zweigstellen desselben Unternehmens 
als ein Kreditinstitut gelten. Für die Erbringung von Dienst­
leistungen nach Absatz 1 Satz 1 gelten die §§ 3, 23a 
und 37 entsprechend. 

( 4) Stellt das Bundesaufsichtsamt bei einer Zweigstelle 
im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 unzureichende Liquidität 
fest, so fordert es die Zweigstelle auf, den Mangel inner­
halb einer von ihm zu bestimmenden Frist zu beheben. 
Kommt die Zweigstelle der Aufforderung nicht nach, so 
unterrichtet das Bundesaufsichtsamt die zuständigen Be­
hörden des Herkunftsmitgliedstaats. Ergreift der Her- · 
kunftsmitgliedstaat keine Maßnahmen oder führen dessen 
Maßnahmen nicht zur Behebung des Mangels, kann das 
Bundesaufsichtsamt nach Unterrichtung der zuständigen 
Behörden des Herkunftsmitgliedstaats die erforderlichen 
Maßnahmen nach den §§ 45 bis 46 b und 50 ergreifen. 

(5) In dringenden Fällen kann das Bundesaufsichtsamt 
vor Einleitung des in Absatz 4 vorgesehenen Verfahrens 
die erforderlichen Maßnahmen nach den §§ 45 bis 46 b 
und 50 ergreifen. Es hat die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften und die zuständigen Behörden des Her­
kunftsmitgliedstaats hiervon unverzüglich zu unterrichten. 
Das Bundesaufsichtsamt hat die Maßnahmen zu ändern 
oder aufzuheben, wenn die Kommission dies nach Anhö­
rung der zuständigen Behörden des Herkunftsmitglied­
staats und des Bundesaufsichtsamtes beschließt. 

(6) Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitglied­
staats können nach vorheriger Unterrichtung des Bundes­
aufsichtsamtes selbst oder durch ihre Beauftragten die für 
die bankaufsichtliche Überwachung der Zweigstelle erfor­
derlichen Informationen bei der Zweigstelle prüfen. 

(7) Ein Unternehmen mit Sitz in einem anderen Mitglied­
staat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, das eine 
der in § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 5, 7 bis 9 aufgeführten 
Tätigkeiten betreibt oder das Finanzinstitut im Sinne des 
§ 1 Abs. 3 ist, kann die in § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 5, 7 
bis 9 aufgeführten Tätigkeiten über eine Zweigstelle oder 
durch Erbringen von Dienstleistungen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes abweichend von § 32 ohne Erlaubnis des 
Bundesaufsichtsamtes und die in§ 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 
bis 11 aufgeführten Geschäfte betreiben sowie Handels­
auskünfte und Schließfachvermietungen anbieten, wenn 
das Unternehmen ein Tochterunternehmen eines Kredit­
instituts oder ein gemeinsames Tochterunternehmen meh­
rerer Kreditinstitute ist, seine Satzung diese Tätigkeiten 
gestattet und die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Das oder die Mutterunternehmen sind in dem Mitglied­
staat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, in 
dem das Tochterunternehmen seinen Sitz hat, als Kre­
ditinstitut zugelassen; 

2. die Tätigkeiten, die das Unternehmen ausübt, werden 
auch im Herkunftsmitgliedstaat betrieben; 

3. das oder die Mutterunternehmen halten mindestens 
neunzig vom Hundert der Stimmrechte des Tochterun­
ternehmens; 

4. das oder die Mutterunternehmen haben gegenüber den 
zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats die 
umsichtige Geschäftsführung des Tochterunterneh­
mens glaubhaft gemacht und sich mit Zustimmung der 
zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats ge­
gebenenfalls gesamtschuldnerisch für die vom Toch­
terunternehmen eingegangenen Verpflichtungen ver­
bürgt; 

5. das Tochterunternehmen ist in die Beaufsichtigung des 
Mutterunternehmens auf konsolidierter Basis einbe­
zogen. 

Satz 1 gilt entsprechend für Tochterunternehmen von in 
Satz 1 genannten Unternehmen, welche die vorgenannten 
Bedingungen erfüllen. Die Absätze 2 bis 6 gelten entspre­
chend. 

§ 53c 

Unternehmen mit Sitz außerhalb 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung 

1. zu bestimmen, daß die Vorschriften dieses Gesetzes 
über ausländische Unternehmen mit Sitz in einem Mit­
gliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
auch auf Unternehmen mit Sitz außerhalb der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft anzuwenden sind, so­
weit dies im Bereich des Niederlassungsrechts oder 
des Dienstleistungsverkehrs auf Grund von Abkommen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft mit Staa­
ten, die dieser nicht angehören, erforderlich ist; 

2. die vollständige oder teilweise Anwendung der Vor­
schriften des§ 53b unter vollständiger oder teilweiser 
Freistellung von den Vorschriften des § 53 auf Unter-
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nehmen mit Sitz außerhalb der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft anzuordnen, wenn die Gegen­
seitigkeit gewährleistet ist und 

a) die Unternehmen in ihrem Sitzstaat in den von der 
Freistellung betroffenen Bereichen nach internatio­
nal anerkannten Grundsätzen beaufsichtigt wer­
den, 

b) Zweigstellen von Kreditinstituten mit Sitz im Inland 
in diesem Staat lnländerbehandlung eingeräumt 
wird und 

c) die zuständigen Behörden des Sitzstaates zu einer 
befriedigenden Zusammenarbeit mit dem Bundes­
aufsichtsamt bereit sind und dies auf der Grundlage 
einer zwischenstaatlichen Vereinbarung sicherge­
stellt ist. 

§ 53d 

Meldungen an die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 

(1) Das Bundesaufsichtsamt meldet der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften 

1. die Erteilung einer Erlaubnis zum Betreiben von Bank­
geschäften im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 2; 

2. die Erteilung einer Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 an ein 
Unternehmen, das Tochterunternehmen eines Mutter­
unternehmens mit Sitz außerhalb der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft ist; die Struktur des Konzerns 
ist in der Mitteilung anzugeben; 

3. den Erwerb einer Beteiligung an einem Kreditinstitut, 
durch den das Kreditinstitut zu einem Tochterunterneh­
men eines Mutterunternehmens mit Sitz außerhalb der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wird; 

4. die Anzahl und die Art der Fälle, in denen die Errichtung 
einer Zweigstelle in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft nicht zustande 
gekommen ist, weil das Bundesaufsichtsamt die Anga­
ben nach§ 24a Abs. 1 Satz 2 nicht an die zuständigen 
Behörden des Aufnahmemitgliedstaats weitergeleitet 
hat; 

5. die Anzahl und die Art der Fälle, in denen Maßnahmen 
nach § 53 b Abs. 4 Satz 3 und Abs. 5 Satz 1 ergriffen 
wurden; 

6. allgemeine Schwierigkeiten, die Kreditinstitute bei der 
Errichtung von Zweigstellen, der Gründung von Toch­
terunternehmen oder bei der Ausübung von Bankge­
schäften und Tätigkeiten nach§ 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 
bis 11 in einem Staat haben, der nicht Mitglied der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ist; 

7. auf Verlangen der Kommission den Erlaubnisantrag 
eines Unternehmens, das Tochterunternehmen eines 
Mutterunternehmens mit Sitz außerhalb der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft ist; 

8. auf Verlangen der Kommission die nach§ 2b gemelde­
te Absicht des Erwerbs einer Beteiligung an einem 
Kreditinstitut, durch den das Kreditinstitut Tochterunter­
nehmen eines Unternehmens mit Sitz außerhalb der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wird. 

(2) Die Meldepflichten nach Absatz 1 Nr. 7 und 8 be­
stehen nur, wenn die Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften feststellt, daß in dem Staat, der nicht Mit-

gliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ist, 
Kreditinstituten mit Sitz in der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft kein effektiver Marktzugang gestattet wird, 
der demjenigen vergleichbar ist, den die Europäische Wirt­
schaftsgemeinschaft den Unternehmen dieses Staates 
gewährt, oder wenn die Kommission feststellt, daß die 
Kreditinstitute mit Sitz in der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft in diesem Staat keine lnländerbehandlung 
erfahren. Die Meldepflichten nach Absatz 1 Nr. 7 und 8 in 
Verbindung mit Satz 1 bestehen nicht mehr, wenn mit dem 
Staat ein Abkommen über den effektiven Marktzugang und 
die lnländerbehandlung der Kreditinstitute mit Sitz in der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft abgeschlossen 
worden ist oder wenn Anträge auf Erlaubnis von Unterneh­
men mit Sitz in diesem Staat nicht mehr nach § 33 a 
ausgesetzt werden müssen. 

Fünfter Abschnitt 

Strafvorschriften, Bußgeldvorschriften 

§ 54 

Verbotene Geschäfte, Handeln ohne Erlaubnis 

(1) Wer 

1. Geschäfte betreibt, die nach § 3, auch in Verbindung 
mit § 53 b Abs. 3 Satz 1 oder 2, verboten sind, oder 

2. Bankgeschäfte ohne die nach § 32 erforderliche Er­
laubnis betreibt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geld­
strafe bestraft. 

(2) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Frei­
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. 

§ 55 

Verletzung der Pflicht 
zur Anzeige der Zahlungsunfähigkeit 

oder der Überschuldung 

(1) Wer es als Geschäftsleiter eines Kreditinstituts oder 
als Inhaber eines in der Rechtsform des Einzelkaufmanns 
betriebenen Kreditinstituts entgegen § 46 b Satz 1 , auch 
in Verbindung mit § 53b Abs. 3 Satz 1, unterläßt, dem 
Bundesaufsichtsamt die Zahlungsunfähigkeit oder Über­
schuldung anzuzeigen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Frei­
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. 

§ 56 

O-rdnungswidrigkeiten 

( 1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 44 Abs. 1 Nr. 1, 
Abs. 2 oder 3, auch in Verbindung mit§ 53b Abs. 3 
Satz 1, eine Auskunft nicht, nicht rechtzeitig, nicht 
vollständig oder unrichtig erteilt, die Bücher oder Schrif­
ten nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollständig vorlegt 
oder die Ausübung der in § 44 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 
zweiter Halbsatz oder Abs. 3 Satz 1, auch in Verbin­
dung mit § 53 b Abs. 3 Satz 1 , bezeichneten Befugnisse 
nicht duldet, 
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2. vorsätzlich oder fahrlässig einer Rechtsverordnung 
nach § 24 Abs. 4 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, 
§ 25 Abs. 4 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 3, § 30 
Abs. 2 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, § 31 
Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, § 47 
Abs. 1 Nr. 2 oder 3 oder§ 48 Abs. 1 zuwiderhandelt, 
soweit diese für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist, 

3. vorsätzlich oder fahrlässig einer auf Grund des § 2 b 
Abs. 1 Satz 5, des § 12 a Abs. 2, des § 23 Abs. 1, auch 
in Verbindung mit§ 53b Abs. 3 Satz 1, des§ 32 Abs. 2 
Satz 1, des § 44 Abs. 1 Nr. 3 erster Halbsatz, des § 45 
Abs. 1 , des § 46 Abs. 1 Satz 1 oder 2, auch in Verbin­
dung mit§ 53b Abs. 3 Satz 1, des§ 46a Abs. 1 Satz 1, 
auch in Verbindung mit§ 53b Abs. 3 Satz 1, oder des 
§ 53 b Abs. 4 Satz 3 in Verbindung mit§ 45 Abs. 1, § 46 
Abs. 1 Satz 1 oder 2 oder§ 46a Abs. 1 Satz 1 erlasse­
nen vollziehbaren Verfügung zuwiderhandelt, 

4. vorsätzlich oder leichtfertig der Pflicht zur Anzeige nach 
§ 2 b Abs. 1 Satz 1 bis 4 oder 6 oder Abs. 4, § 1 O Abs. 8 
Satz 1 oder 2, § 12 a Abs. 1 Satz 3, § 13 Abs. 1 Satz 1 
oder 2, Abs. 2 Satz 5 oder 6, § 13a Abs. 4 Satz 1, § 14 
Abs. 1, auch in Verbindung mit § 53b Abs. 3 Satz 1, 
§ 15 Abs. 4 Satz 4 zweiter Halbsatz, § 16 Satz 1 oder 2, 
§ 24 Abs. 1 oder 3, Abs. 1 Nr. 6 bis 9, auch in Verbin­
dung mit § 53b Abs. 3 Satz 1, § 24a Abs. 1 oder 3, 
auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach 
§ 24a Abs. 4, § 28 Abs. 1 Satz 1 oder§ 53a nicht, nicht 
rechtzeitig oder nicht vollständig nachkommt oder in 
einer solchen Anzeige unrichtige Angaben macht; für 
die Anzeigepflichten nach den §§ 13 und 13 a gilt dies 
nur insoweit, als der Großkredit 50 vom Hundert des 
haftenden Eigenkapitals nicht übersteigt, 

5. vorsätzlich oder leichtfertig der Pflicht zur Einreichung 
von Zwischenabschlüssen und Prüfungsberichten nach 
§ 1 O Abs. 7 Satz 5, von Monatsausweisen nach § 25 
Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, oder 
Abs. 2 Satz 1, auch in Verbindung mit § 53b Abs. 3 
Satz 1, von Jahresabschlüssen, des Prüfungsberichts, 
des Konzernabschlusses, des Konzernlageberichts 
oder des Prüfungsberichts der Konzernabschlußprüfer 
nach § 26 Abs. 1 oder 3 nicht, nicht rechtzeitig oder 
nicht vollständig nachkommt oder in einem Monatsaus­
weis unrichtige Angaben macht, 

6. vorsätzlich oder fahrlässig einer Vorschrift des § 1 O 
Abs. 5 Satz 5, auch in Verbindung mit § 10 Abs. 5a 
Satz 6, über das Verbot des Erwerbs in Wertpapieren 
verbriefter eigener Genußrechte oder eigener nach­
rangiger Verbindlichkeiten, des § 12 Abs. 1 über die 
Begrenzung von Anlagen, des § 12 Abs. 5 über eine 
bedeutende Beteiligung, des§ 12a Abs. 1 Satz 1 über 
die Begründung von Unternehmensbeziehungen, des 
§ 13 Abs. 3 oder 4 oder des § 13 a Abs. 4 Satz 2 über 
die Einhaltung der Grenzen für Großkredite oder des 
§ 18 Satz 1, auch in Verbindung mit § 53b Abs. 3 
Satz 1 , über Kreditunterlagen zuwiderhandelt, 

7. vorsätzlich oder fahrlässig entgegen§ 23a Satz 1 oder 2, 
auch in Verbindung mit§ 53b Abs. 3 Satz 1 oder 2, auf 
die fehlende Mitgliedschaft nicht oder nicht in der vor­
geschriebenen Weise hinweist oder entgegen § 23a 
Satz 3, auch in Verbindung mit § 53b Abs. 3 Satz 1 
oder 2, vom Ausscheiden nicht oder nicht rechtzeitig 
unterrichtet oder 

8. seine Tätigkeit als Inhaber oder Geschäftsleiter eines 
Kreditinstituts trotz Untersagung durch das Bundesauf­
sichtsamt nach § 36 Abs. 1 oder § 46 Abs. 1 Satz 2 
fortsetzt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu hunderttausend Deutsche Mark geahndet werden. 

§§ 57 und 58 

(weggefallen) 

§ 59 

Geldbußen gegen Kreditinstitute 

§ 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten gilt für 
Kreditinstitute in der Rechtsform einer juristischen Person 
oder Personenhandelsgesellschaft oder für Unternehmen 
im Sinne des § 53 b Abs. 1 Satz 1 , Abs. 7 Satz 1 , die über 
eine Zweigstelle oder durch Erbringung von Dienstleistun­
gen im Geltungsbereich dieses Gesetzes tätig sind, auch 
dann, wenn ein Geschäftsleiter, der nicht nach Gesetz, 
Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung des Kre­
ditinstituts oder Unternehmens berufen ist, eine Straftat 
oder Ordnungswidrigkeit begangen hat. 

§ 60 

Zuständige Verwaltungsbehörde 

Verwaltungsbehörde im Sinne des§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bundesauf­
sichtsamt für das Kreditwesen. 

Sechster Abschnitt 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 61 

Erlaubnis für bestehende Kreditinstitute 

Soweit ein Kreditinstitut bei Inkrafttreten dieses Geset­
zes Bankgeschäfte in dem in § 1 Abs. 1 bezeichneten 
Umfang betreiben durfte, gilt die Erlaubnis nach § 32 als 
erteilt. Die in § 35 Abs. 1 genannte Frist beginnt mit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes zu laufen. 

§ 62 

Überleitungsbestimmungen 

( 1) Die auf dem Gebiet des Kreditwesens bestehenden 
Rechtsvorschriften sowie die auf Grund der bisherigen 
Rechtsvorschriften erlassenen Anordnungen bleiben auf­
rechterhalten, soweit ihnen nicht Bestimmungen dieses 
Gesetzes entgegenstehen. Rechtsvorschriften, die für die 
geschäftliche Betätigung bestimmter Arten von Kreditinsti­
tuten weitergehende Anforderungen stellen als dieses 
Gesetz, bleiben unberührt. 

(2) Aufgaben und Befugnisse, die in Rechtsvorschriften 
des Bundes der Bankaufsichtsbehörde zugewiesen sind, 
gehen auf das Bundesaufsichtsamt über. 

(3) Die Zuständigkeiten der Länder für die Anerkennung 
als verlagertes Geldinstitut nach der Fünfunddreißigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz, für die 
Bestätigung der Umstellungsrechnung und der Altbanken-
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rechnung sowie für die Aufgaben und Befugnisse nach 
den Wertpapierbereinigungsgesetzen und dem Bereini­
gungsgesetz für deutsche Auslandsbonds bleiben unbe­
rührt. 

(4) Die Vorschriften der §§ 10 bis 38, 45, 46 und 51 
Abs. 1 sind auf Kreditinstitute, die Geschäfte im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 betreiben, hinsichtlich der Verpflich­
tungen nicht anzuwenden, die sich auf vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes begründete Darlehensforderungen be­
ziehen, wenn deren Abtretung und Rückerwerb durch das 
Kreditinstitut von vornherein vorgesehen war. Dies gilt 
nicht, wenn das Kreditinstitut die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bestehenden Vorkehrungen, die die Erfüllung 
seiner Verpflichtungen sichern sollen, zum Nachteil der 
Gläubiger wesentlich ändert. 

(5) Unternehmen, die am 31. Dezember 1989 als ge­
meinnützige Wohnungsunternehmen anerkannt waren 
und die nur Geschäfte betreiben, die sie nach den am 
31. Dezember 1989 geltenden Vorschriften des Woh­
nungsgemeinnützigkeitsgesetzes betreiben durften, unter­
liegen 

1. für Bankgeschäfte, die zu den ihnen eigentümlichen 
Geschäften gehören, bis zum 31. Dezember 1994 nicht 
der Erlaubnispflicht nach § 32 Abs. 1 und 

2. bis zum 31. Dezember 1994 nicht den Vorschriften der 
§§ 10, 10 a, 12 bis 20, 25, 30 und 33 Abs. 2 Satz 2, 
soweit ihnen eine Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 zum 
Betreiben von Bankgeschäften erteilt wurde. 

Für Unternehmen, die am 31. Dezember 1989 als Organe 
der staatlichen Wohnungspolitik anerkannt waren, gilt 
Satz 1 Nr. 1 entsprechend, sofern sie nicht überwiegend 
Bankgeschäfte betreiben. Werden dem Abschlußprüfer 
oder dem Prüfungsverband Tatsachen bekannt, die darauf 
schließen lassen, daß das Unternehmen seinen bisheri­
gen Geschäftskreis ausgedehnt hat, als eingetragene Ge­
nossenschaft seine Geschäftstätigkeit nicht mehr überwie­
gend auf die Vermietung von Wohnungen an ihre Mitglie­
der richtet oder nicht ihm eigentümliche oder überwiegend 
Bankgeschäfte betreibt, hat er dies unverzüglich dem Bun­
desaufsichtsamt für das Kreditwesen und der Deutschen 
Bundesbank anzuzeigen. 

(6) Die Vorschriften des§ 23a sind auf private Bauspar­
kassen ab dem 1. Juli 1993 anzuwenden. 

§ 63 

(Aufhebung und Änderung von Rechtsvorschriften) 

§ 63a 

Sondervorschriften für das in Artikel 3 
des Einigungsvertrages genannte Gebiet 

(1) und (2) (weggefallen) 

(3) Soweit ein Kreditinstitut mit Sitz in der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) am 
1. Juli 1990 Bankgeschäfte in dem in § 1 Abs. 1 bezeich­
neten Umfang betreiben durfte, gilt die Erlaubnis nach § 32 
als erteilt. § 61 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Das Bundesaufsichtsamt kann Gruppen von Kredit­
instituten oder einzelne Kreditinstitute mit Sitz in dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet von 
Verpflichtungen auf Grund dieses Gesetzes freistellen, 

wenn dies aus besonderen Gründen, insbesondere wegen 
der noch fehlenden Angleichung des Rechts in dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet an das 
Bundesrecht, angezeigt ist. 

(5) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet im er­
sten und letzten Rechtszug über Klagen gegen Entschei­
dungen des Bundesaufsichtsamtes nach diesem oder 
anderen Gesetzen oder wegen Untätigkeit des Bundes­
aufsichtsamtes, wenn der Kläger seinen Sitz oder Wohn­
sitz in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten 
Gebiet hat. 

(6) § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3, § 46a Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 
Satz 2, § 46b Satz 1 bis 5, §§ 46c und 47 Abs. 1 Nr. 1 
gelten mit der Maßgabe, daß für Kreditinstitute mit Sitz in 
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
an die Stelle des Konkursverfahrens das Verfahren nach 
der Gesamtvollstreckungsordnung tritt und daß die Ge­
samtvollstreckung nur auf Antrag des Bundesaufsichts­
amtes eröffnet werden kann. 

§ 64 

Deutsche Bundespost POSTBANK 

Bis zum Ablauf des 31. Dezember 1995 unterliegt die 
Deutsche Bundespost POSTBANK hinsichtlich der von ihr 
betriebenen Geschäfte lediglich den auf Grund der §§ 23, 
47 Abs. 1 Nr. 2 und § 48 getroffenen Maßnahmen. Ab 
1. Januar 1996 gilt die Erlaubnis nach § 32 als erteilt. 
§ 23 a gilt nicht, solange die Deutsche Bundespost POST­
BANK ein Sondervermögen des Bundes ist. 

§ 64a 

Grenzen für Anlagen 
von bestehenden Kreditinstituten 

(1) Hält ein Kreditinstitut am 1. Januar 1993 wegen der 
Änderung des § 12 Abs. 1 die in dieser Vorschrift vorgese­
henen Grenzen für Anlagen nicht ein, so hat das Kredit­
institut innerhalb von drei Jahren von diesem Zeitpunkt an 
die Anforderungen dieser Vorschrift zu erfüllen. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann in begründeten Fällen 
auf Antrag die Frist nach Absatz 1 verlängern, wenn sich 
das Verhältnis von Anlagen nach § 12 zum haftenden 
Eigenkapital innerhalb dieser Frist verringert hat. 

(3) Hält ein Kreditinstitut oder eine Kreditinstitutsgruppe 
am 1. Januar 1993 die nach § 12 Abs. 5 Satz 1 oder 2 
vorgesehenen Grenzen für Beteiligungen nicht ein, so hat 
das Kreditinstitut oder die Kreditinstitutsgruppe innerhalb 
von zehn Jahren von diesem Zeitpunkt an die Anforderun­
gen dieser Vorschrift zu erfüllen. 

§ 64b 

Kapital von bestehenden Kreditinstituten 

(1) Kreditinstituten, die Einlagen oder andere rückzahl­
bare Gelder des Publikums entgegennehmen und das 
Kreditgeschäft betreiben und die am 1. Januar 1993 nach 
§ 32 zugelassen sind, darf abweichend von § 33 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 zweiter Halbsatz an eingezahltem Kapital, 
Geschäftsguthaben oder Rücklagen, abzüglich des Betra­
ges der Aktien, die mit einem nachzuzahlenden Vorzug bei 
der Verteilung des Gewinns ausgestattet sind, ein niedri­
gerer Betrag als der Gegenwert von 5 Millionen ECU zur 
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(2) Die Prüfung erstreckt sich auf folgende Inhalte: 

1. Funktion, Aufbau, Entwicklung, Altersstadien und 
Lebensvorgänge von Bäumen und die ökologische 
Bedeutung von Bäumen, 

2. natürliche Standortfaktoren und ihre Auswirkungen auf 
Wachstum und Entwicklung von Bäumen, 

3. Verwendung von Bäumen und von Pflanzen des Baum­
umfeldes unter Berücksichtigung der Standort- und 
Pflegeansprüche, 

4. Beurteilung der Pflanzenqualität, Gütebestimmungen, 

5. Ursachen und Erkennungsmerkmale von Baumschä­
den, Baumschadensdiagnose, 

6. Aufgaben, Ziele und Bereiche der Baumpflege und 
Baumsanierung, 

7. Bedeutung des Natur- und Umweltschutzes bei der 
Baumpflege und Baumsanierung, 

8. Materialien sowie Maschinen und Geräte zur Scha­
densdiagnose sowie zur Baumpflege und Baumsanie­
rung, 

9.. Kriterien zur Baumerhaltung und baumpflegerische 
Bewertungen. 

(3) Die Prüfung umfaßt eine praktische Arbeit nach 
Absatz 4 und eine schriftliche Arbeit nach Absatz 5. 

(4) Als praktische Arbeit ist eine Baumschadensdiagno­
se selbständig zu planen, durchzuführen und in einem 
Prüfungsgespräch zu erläutern. Die praktische Arbeit ein­
schließlich des Prüfungsgespräches soll nicht länger als 
90 Minuten dauern. 

(5) Die schriftliche Prüfung besteht aus einer unter Auf­
sicht anzufertigenden Arbeit und soll nicht länger als drei 
Stunden dauern. Sie ist durch eine mündliche Prüfung zu 
ergänzen, wenn diese für das Bestehen der Prüfung oder 
für die eindeutige Beurteilung der Prüfungsleistung von 
Bedeutung ist. Die mündliche Ergänzungsprüfung soll je 
Prüfungsteilnehmer nicht länger als 30 Minuten dauern. 

§5 

Prüfungsteil 
Maßnahmen der Baumpflege und Baumsanierung 

(1) Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, daß er 
Maßnahmen der Baumpflege und Baumsanierung unter 
Berücksichtigung des Umweltschutzes, der Arbeitssicher­
heit und einschlägiger Rechtsvorschriften selbständig 
planen, durchführen und beurteilen kann. 

(2} Die Prüfung besteht aus zwei Arbeitseinsätzen aus 
den nachfolgenden Arbeitsbereichen: 

1. Baumpflegemaßnahmen, 

2. Sanierungsmaßnahmen im Baumumfeld, 

3. Baumsanierungsmaßnahmen. 

Die Arbeitseinsätze sind jeweils gesondert zu planen, 
durchzuführen und in jeweils einem Prüfungsgespräch zu 
erläutern. 

(3) Die zwei Arbeitseinsätze sollen einschließlich der 
Prüfungsgespräche insgesamt nicht länger als drei Stun­
den dauern. 

§6 

Prüfungsteil Wirtschaft, Recht und Soziales 

(1) Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, daß er 
wirtschaftliche, rechtliche und soziale zusammenhänge in 
seinem Aufgabenbereich erkennen, analysieren und be­
urteilen kann. 

(2) Die Prüfung erstreckt sich auf folgende Inhalte: 

1. Leistungsbeschreibung für Baumpflege- und Baum-
sanierungsarbeiten, 

2. Ausschreibung, Kalkulation und Vergabewesen, 

3. Arbeitsorganisation, 

4. Abnahme, Abrechnung und Gewährleistung, 

5. Zustandekommen von Rechtsgeschäften und Haftungs­
recht, 

6. Rechtsvorschriften zur Durchführung von Baumpflege­
und Baumsanierungsarbeiten, Bestimmungen des Ar­
beits-, Betriebsverfassungs-, Sozial- und Arbeitsförde-
rungsrechts, · 

7. berufsständische Organisationen und Gewerkschaft. 

(3) Die Prüfung umfaßt eine praxisbezogene Aufgabe 
nach Absatz 4 und eine schriftliche Prüfung nach Absatz 5. 

(4) Bei der Lösung der praxisbezogenen Aufgabe soll 
der Prüfungsteilnehmer anhand eines Fallbeispiels nach­
weisen, daß er die wirtschaftlichen, rechtlichen und sozia­
len Zusammenhänge in seinem Funktionsbereich erken­
nen, analysieren und beurteilen kann. Die Ergebnisse sind 
schriftlich niederzulegen und in einem Prüfungsgespräch 
zu erläutern. Für die Lösung der praxisbezogenen Auf­
gabe stehen bis zu drei Stunden zur Verfügung. Das 
Prüfungsgespräch soll je Prüfungsteilnehmer nicht länger 
als 30 Minuten dauern. 

(5) Die schriftliche Prüfung besteht aus einer unter Auf­
sicht anzufertigenden Arbeit und soll nicht länger als zwei 
Stunden dauern. Sie bezieht sich insbesondere auf Inhal­
te, die nicht Gegenstand der praxisbezogenen Aufgabe 
sind. Die schriftliche Prüfung ist durch eine mündliche 
Prüfung zu ergänzen, wenn diese für das Bestehen der 
Prüfung oder für die eindeutige Beurteilung der Prüfungs­
leistung von Bedeutung ist. Die mündliche Ergänzungsprü­
fung soll je Prüfungsteilnehmer nicht länger als 30 Minuten 
dauern. 

§7 

Bestehen der Prüfung 

(1) Die drei Teile der Prüfung sind gesondert zu bewer­
ten. Für den Teil „Grundlagen der Baumpflege und Baum­
sanierung" ist die Note als arithmetisches Mittel aus der 
Bewertung der Leistung in der praktischen Arbeit und der 
schriftlichen Prüfung zu bilden. Für den Teil „Maßnahmen 
der Baumpflege und Baumsanierung" ist die Note als 
arithmetisches Mittel aus den Bewertungen der Leistungen 
in den zwei Arbeitseinsätzen zu bilden. Für den Teil „Wirt­
schaft, Recht und Soziales" ist die Note als arithmetisches 
Mittel aus der Bewertung der Leistungen in der praxis­
bezogenen Aufgabe und der schriftlichen Prüfung zu 
bilden. 

(2) Die Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfungsteil­
nehmer in jedem Prüfungsteil mindestens die Note „aus-
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Verordnung 
über die Prüfung zum anerkannten Abschluß 

Geprüfter Fachagrarwirt/Geprüfte Fachagrarwirtin - Baumpflege und Baumsanierung 

Vom 29. Juni 1993 

Auf Grund des § 46 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes 
vom 14. August 1969 (BGBI. 1 S. 1112), der zuletzt durch 
§ 24 Nr. 2 des Gesetzes vom 24. August 1976 (BGBI. 1 
S. 2525) geändert worden ist, verordnet das Bundesmini­
sterium für Bildung und Wissenschaft nach Anhörung des 
Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung 
gemäß § 19 Nr. 1 des Berufsbildungsförderungsgesetzes 
vom 23. Dezember 1981 (BGBI. 1 S. 1692) und im Einver­
nehmen mit dem Bundesministerium für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten: 

§ 1 

Ziel der Prüfung 
und Bezeichnung des Abschlusses 

(1) Zum Nachweis von Kenntnissen, Fertigkeiten und 
Erfahrungen, die durch die berufliche Fortbildung zum 
Fachagrarwirt/zur Fachagrarwirtin - Baumpflege und 
Baumsanierung erworben worden sind, kann die zuständi­
ge Stelle Prüfungen nach den §§ 2 bis 8 durchführen. 

(2) Durch die Prüfung ist festzustellen, ob der Prüfungs­
teilnehmer die notwendigen Kenntnisse, Fertigkeiten und 
Erfahrungen besitzt, folgende Aufgaben eines Fachagrar­
wirts sachgerecht und eigenverantwortlich wahrzuneh­
men: 

1. Erläutern und Begründen baumpflegerischer Maß­
nahmen, Beratung, 

2. Erfassen von Baumschäden, Erkennen der Schad­
ursachen, Beurteilen der Sanierungswürdigkeit und 
-möglichkeit und Kalkulieren der Kosten, 

3. Vorbereiten und Einrichten von Baustellen, Disponie­
ren der für die Baumpflege und -sanierung benötigten 
Betriebsmittel, Maschinen und Geräte, 

4. Organisieren des Arbeitsablaufes und Übertragen von 
Aufgaben auf die Mitarbeiter, 

5. Durchführen der erforderlichen Maßnahmen des Ar­
beitsschutzes und der Unfallverhütung sowie der erfor­
derlichen Verkehrssicherung, 

6. Durchführen von Pflege- und Sanierungsmaßnahmen 
am Baum und im Baumumfeld, 

7. Abwickeln von Baustellen nach kaufmännischen und 
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten. 

(3) Die erfolgreich abgelegte Prüfung führt zum an­
erkannten Abschluß Geprüfter Fachagrarwirt/Geprüfte 
Fachagrarwirtin - Baumpflege und Baumsanierung. 

§2 

Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer 

1. eine mit Erfolg abgelegte Abschlußprüfung in den 
anerkannten Ausbildungsberufen Gärtner/Gärtnerin, 
Forstwirt/Forstwirtin, Winzer/Winzerin oder Landwirt/ 
Landwirtin und danach eine mindestens dreijährige 
Berufspraxis in Baumschulen, in Betrieben des Garten­
und Landschaftsbaus, des Obstbaus, der Forstwirt­
schaft oder der Landwirtschaft mit wesentlichem Wald­
bauanteil oder 

2. eine mindestens fünfjährige Tätigkeit in Betrieben des 
Gartenbaus, der Forstwirtschaft, des Weinbaus oder 
der Landwirtschaft und eine mindestens dreijährige 
Berufspraxis in Baumschulen, in Betrieben des Garten­
und Landschaftsbaus, des Obstbaus, der Forstwirt­
schaft oder der Landwirtschaft mit wesentlichem Wald­
bauanteil nachweist. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann zur Prüfung auch 
zugelassen werden, wer durch Vorlage von Zeugnissen 
oder auf andere Weise glaubhaft macht, daß er Kenntnis­
se, Fertigkeiten und Erfahrungen erworben hat, die die 
Zulassung zur Prüfung rechtfertigen. 

§3 

Gliederung und Inhalt der Prüfung 

(1) Die Prüfung gliedert sich in die Prüfungsteile 

1. Grundlagen der Baumpflege und Baumsanierung, 

2. Maßnahmen der Baumpflege und Baumsanierung, 

3. Wirtschaft, Recht und Soziales. 

(2) Die Prüfung ist nach Maßgabe der §§ 4 bis 6 prak­
tisch, schriftlich und mündlich durchzuführen. 

§4 

Prüfungsteil 
Grundlagen der Baumpflege und Baumsanierung 

(1) Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, daß er die 
notwendigen Kenntnisse besitzt, Baumpflege- und Baum­
sanierungsarbeiten fach- und sachgerecht durchzuführen, 
und eine Baumschadensdiagnose vornehmen kann. 
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(2) Die Prüfung erstreckt sich auf folgende Inhalte: 

1. Funktion, Aufbau, Entwicklung, Altersstadien und 
Lebensvorgänge von Bäumen und die ökologische 
Bedeutung von Bäumen, 

2. natürliche Standortfaktoren und ihre Auswirkungen auf 
Wachstum und Entwicklung von Bäumen, 

3. Verwendung von Bäumen und von Pflanzen des Baum­
umfeldes unter Berücksichtigung der Standort- und 
Pflegeansprüche, 

4. Beurteilung der Pflanzenqualität, Gütebestimmungen, 

5. Ursachen und Erkennungsmerkmale von Baumschä­
den, Baumschadensdiagnose, 

6. Aufgaben, Ziele und Bereiche der Baumpflege und 
Baumsanierung, 

7. Bedeutung des Natur- und Umweltschutzes bei der 
Baumpflege und Baumsanierung, 

8. Materialien sowie Maschinen und Geräte zur Scha­
densdiagnose sowie zur Baumpflege und Baumsanie­
rung, 

9. Kriterien zur Baumerhaltung und baumpflegerische 
Bewertungen. 

(3) Die Prüfung umfaßt eine praktische Arbeit nach 
Absatz 4 und eine schriftliche Arbeit nach Absatz 5. 

(4) Als praktische Arbeit ist eine Baumschadensdiagno­
se selbständig zu planen, durchzuführen und in einem 
Prüfungsgespräch zu erläutern. Die praktische Arbeit ein­
schließlich des Prüfungsgespräches soll nicht länger als 
90 Minuten dauern. 

(5) Die schriftliche Prüfung besteht aus einer unter Auf­
sicht anzufertigenden Arbeit und soll nicht länger als drei 
Stunden dauern. Sie ist durch eine mündliche Prüfung zu 
ergänzen, wenn diese für das Bestehen der Prüfung oder 
für die eindeutige Beurteilung der Prüfungsleistung von 
Bedeutung ist Die mündliche Ergänzungsprüfung soll je 
Prüfungsteilnehmer nicht länger als 30 Minuten dauern. 

§5 

Prüfungsteil 
Maßnahmen der Baumpflege und Baumsanierung 

(1) Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, daß er 
Maßnahmen der Baumpflege und Baumsanierung unter 
Berücksichtigung des Umweltschutzes, der Arbeitssicher­
heit und einschlägiger Rechtsvorschriften selbständig 
planen, durchführen und beurteilen kann. 

(2) Die Prüfung besteht aus zwei Arbeitseinsätzen aus 
den nachfolgenden Arbeitsbereichen: 

1 . Baumpflegemaßnahmen, 

2. Sanierungsmaßnahmen im Baumumfeld, 

3. Baumsanierungsmaßnahmen. 

Die Arbeitseinsätze sind jeweils gesondert zu planen, 
durchzuführen und in jeweils einem Prüfungsgespräch zu 
erläutern. 

(3) Die zwei Arbeitseinsätze sollen einschließlich der 
Prüfungsgespräche insgesamt nicht länger als drei Stun­
den dauern. 

§6 

Prüfungsteil Wirtschaft, Recht und Soziales 

(1) Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, daß er 
wirtschaftliche, rechtliche und soziale zusammenhänge in 
seinem Aufgabenbereich erkennen, analysieren und be­
urteilen kann. 

(2) Die Prüfung erstreckt sich auf folgende Inhalte: 

1. Leistungsbeschreibung für Baumpflege- und Baum-
sanierungsarbeiten, 

2. Ausschreibung, Kalkulation und Vergabewesen, 

3. Arbeitsorganisation, 

4. Abnahme, Abrechnung und Gewährleistung, 

5. Zustandekommen von Rechtsgeschäften und Haftungs­
recht, 

6. Rechtsvorschriften zur Durchführung von Baumpflege­
und Baumsanierungsarbeiten, Bestimmungen des Ar­
beits-, Betriebsverfassungs-, Sozial- und Arbeitsförde-
rungsrechts, · 

7. berufsständische Organisationen und Gewerkschaft. 

(3) Die Prüfung umfaßt eine praxisbezogene Aufgabe 
nach Absatz 4 und eine schriftliche Prüfung nach Absatz 5. 

(4) Bei der Lösung der praxisbezogenen Aufgabe soll 
der Prüfungsteilnehmer anhand eines Fallbeispiels nach­
weisen, daß er die wirtschaftlichen, rechtlichen und sozia­
len zusammenhänge in seinem Funktionsbereich erken­
nen, analysieren und beurteilen kann. Die Ergebnisse sind 
schriftlich niederzulegen und in einem Prüfungsgespräch 
zu erläutern. Für die Lösung der praxisbezogenen Auf­
gabe stehen bis zu drei Stunden zur Verfügung. Das 
Prüfungsgespräch soll je Prüfungsteilnehmer nicht länger 
als 30 Minuten dauern. 

(5) Die schriftliche Prüfung besteht aus einer unter Auf­
sicht anzufertigenden Arbeit und soll nicht länger als zwei 
Stunden dauern. Sie bezieht sich insbesondere auf Inhal­
te, die nicht Gegenstand der praxisbezogenen Aufgabe 
sind. Die schriftliche Prüfung ist durch eine mündliche 
Prüfung zu ergänzen, wenn diese für das Bestehen der 
Prüfung oder für die eindeutige Beurteilung der Prüfungs­
leistung von Bedeutung ist. Die mündliche Ergänzungsprü­
fung soll je Prüfungsteilnehmer nicht länger als 30 Minuten 
dauern. 

§7 

Bestehen der Prüfung 

(1) Die drei Teile der Prüfung sind gesondert zu bewer­
ten. Für den Teil „Grundlagen der Baumpflege und Baum­
sanierung" ist die Note als arithmetisches Mittel aus der 
Bewertung der Leistung in der praktischen Arbeit und der 
schriftlichen Prüfung zu bilden. Für den Teil „Maßnahmen 
der Baumpflege und Baumsanierung" ist die Note als 
arithmetisches Mittel aus den Bewertungen der Leistungen 
in den zwei Arbeitseinsätzen zu bilden. Für den Teil „Wirt­
schaft, Recht und Soziales" ist die Note als arithmetisches 
Mittel aus der Bewertung der Leistungen in der praxis­
bezogenen Aufgabe und der schriftlichen Prüfung zu 
bilden. 

(2) Die Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfungsteil­
nehmer in jedem Prüfungsteil mindestens die Note „aus-
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reichend" erzielt hat. Sie ist nicht bestanden, wenn in der 
gesamten Prüfung mindestens eine der Leistungen in den 
Prüfungen gemäß Absatz 1 mit „ungenügend" oder mehr 
als eine dieser Leistungen mit „mangelhaft" benotet wor­
den ist. 

(3) Über die Gesamtleistung in der Prüfung ist eine Note 
zu bilden; sie ist als arithmetisches Mittel aus den Noten 
der drei Prüfungsteile zu errechnen. 

§8 

Wiederholung der Prüfung 

(1) Eine Prüfung, die nicht bestanden ist, kann zweimal 
wiederholt werden. 

Bonn, den2~Juni 1993 

(2) In der Wiederholungsprüfung ist der Prüfungsteilneh­
mer auf Antrag von der Prüfung in einzelnen Prüfungstei­
len und in einzelnen Prüfungsleistungen gemäß § 7 Abs. 1 
zu befreien, wenn seine Leistungen darin in einer vorange­
gangenen Prüfung mindestens mit der Note „ausreichend" 
bewertet worden sind, und er sich innerhalb von zwei 
Jahren, gerechnet vom Tage der Beendigung der nicht 
bestandenen Prüfung an, zur Wiederholungsprüfung an­
gemeldet hat. 

§9 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1993 in Kraft. 

Der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft 

Rainer Ortleb 
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Verordnung 
über die Prüfung zum anerkannten Abschluß 

Geprüfter Industriemeister/Geprüfte Industriemeisterin -
Fachrichtung Isolierung (Wärme-, Kälte-, Schall- und Brandschutz) 

Vom 29. Juni 1993 

Auf Grund des § 46 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes 
vom 14. August 1969 (BGBI. 1 S. 1112), der zuletzt durch 
§ 24 Nr. 2 des Gesetzes vom 24. August 1976 (BGBI. 1 
S. 2525) geändert worden ist, verordnet das Bundesmini­
sterium für Bildung und Wissenschaft nach Anhörung des 
Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung 
gemäß § 19 Nr. 1 des Berufsbildungsförderungsgesetzes 
vom 23. Dezember 1981 (BGBI. 1 S. 1692) und im Einver­
nehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft: 

§1 

Ziel der Prüfung 
und Bezeichnung des Abschlusses 

(1) Zum Nachweis von Kenntnissen, Fertigkeiten und 
Erfahrungen, die durch die berufliche Fortbildung zum 
Industriemeister/zur Industriemeisterin - Fachrichtung Iso­
lierung (Wärme-, Kälte-, Schall- und Brandschutz) erwor­
ben worden sind, kann die zuständige Stelle Prüfungen 
nach den §§ 2 bis 10 durchführen. 

(2) Durch die Prüfung ist festzustellen, ob der Prüfungs­
teilnehmer die notwendigen Kenntnisse, Fertigkeiten und 
Erfahrungen hat, folgende Aufgaben eines Industriemei­
sters als Führungskraft zwischen Planung und Ausführung 
in dem ihm übertragenen Aufgabenbereich wahrzuneh­
men: 

1. Mitwirken bei der Planung und Einrichtung der Be­
triebsmittel; Überwachen der Betriebsmittel im Hinblick 
auf Qualitätsanforderungen und Störungen; Veranlas­
sen der Instandhaltung und Verbesserung der Be­
triebsmittel; 

2. Übertragen der Aufgaben unter Berücksichtigung 
technischer, wirtschaftlicher und sozialer Aspekte auf 
die Mitarbeiter entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit, 
Qualifikation und Eignung; Einarbeitung und Anleitung 
der Mitarbeiter; Anstreben eines partnerschaftlichen 
Verhältnisses zu den Mitarbeitern; Weiterleiten der An­
regungen und Anliegen der Mitarbeiter mit einer eige­
nen Beurteilung; Bemühen um Zusammenarbeit mit 
Geschäftsführung und Betriebsrat; berufliche Bildung 
der Mitarbeiter; 

3. Überwachen der Kostenentwicklung sowie der Arbeits­
leistung; Sicherstellen der Kontrollen der ein- und aus­
gehenden Erzeugnisse hinsichtlich ihrer Quantität und 
Qualität; Beeinflussen des Material- und Produktions­
flusses zur Gewährleistung eines störungsfreien und 
termingerechten Arbeitens; Hinwirken auf eine rei­
bungslose konstruktive Zusammenarbeit im Betriebs­
ablauf; Zusammenarbeit mit anderen Betriebseinhei­
ten; 

4. Durchführen der erforderlichen Maßnahmen des Ar­
beitsschutzes, der Unfallverhütung und des Umwelt­
schutzes in Abstimmung mit den im Betrieb mit der 
Arbeitssicherheit und dem Umweltschutz befaßten 
Stellen und Personen. 

(3) Die erfolgreich abgelegte Prüfung führt zum aner­
kannten Abschluß Geprüfter Industriemeister/Geprüfte In­
dustriemeisterin - Fachrichtung Isolierung (Wärme-, Käl­
te-, Schall- und Brandschutz). 

§2 

Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Zur Industriemeisterprüfung ist zuzulassen, wer 

1. eine mit Erfolg abgelegte Abschlußprüfung in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf, der der Fachrichtung 
Isolierung (Wärme-, Kälte-, Schall- und Brandschutz) 
zugeordnet werden kann, und danach eine mindestens 
dreijährige Berufspraxis im Bereich Isolierung oder 

2. eine mindestens achtjährige Berufspraxis im Bereich 
Isolierung 

nachweist. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann zur Industriemeister­
prüfung auch zugelassen werden, wer durch Vorlage von 
Zeugnissen oder auf andere Weise glaubhaft macht, daß 
er Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen erworben hat, 
die die Zulassung zur Prüfung rechtfertigen. 

§3 

Gliederung und Inhalt der Prüfung 

(1) Die Industriemeisterprüfung gliedert sich in 

1. einen fachrichtungsübergreifenden Teil, 

2. einen fachrichtungsspezifischen Teil, 

3. einen berufs- und arbeitspädagogischen Teil. 

(2) Die Prüfung ist unbeschadet des § 7 nach Maßgabe 
der §§ 4 bis 6 schriftlich und mündlich und im berufs- und 
arbeitspädagogischen Teil bei der praktisch durchzufüh­
renden Unterweisung außerdem in Form von praktischen 
Übungen durchzuführen. Wird die schriftliche Prüfung 
programmiert durchgeführt, kann ihre Dauer gekürzt wer­
den. 

(3) Die einzelnen Prüfungsteile können in beliebiger 
Reihenfolge an verschiedenen Prüfungsterminen geprüft 
werden; dabei ist mit dem letzten Prüfungsteil spätestens 
zwei Jahre nach dem ersten Prüfungstag des ersten Prü­
fungsteiles zu beginnen. 
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§4 

Fachrichtungsübergreifender Teil 

(1) Im fachrichtungsübergreifenden Teil ist in folgenden 
Fächern zu prüfen: 

1. Grundlagen für kostenbewußtes Handeln, 

2. Grundlagen für rechtsbewußtes Handeln, 

3. Grundlagen für die Zusammenarbeit im Betrieb. 

(2) Im Prüfungsfach „Grundlagen für kostenbewußtes 
Handeln" soll der Prüfungsteilnehmer nachweisen, daß er 
wirtschaftliche Grundkenntnisse besitzt sowie wirtschaft­
liche Zusammenhänge erkennen und beurteilen kann. 
Darüber hinaus soll er insbesondere nachweisen, daß er 
Organisationsprobleme des Betriebes auch in ihrer Bedeu­
tung als Kostenfaktoren beurteilen und notwendige Orga­
nisationstechniken anhand von Beispielen aus der Praxis 
anwenden kann. In diesem Rahmen können geprüft 
werden: 

1. aus der Volkswirtschaftslehre: 

a) Produktionsformen, 

b) Wirtschaftssysteme, 

c) nationale und internationale Unternehmens- und 
Organisationsformen und ihre Zusammenschlüsse, 

d) nationale und internationale Organisationen und 
Verbände der Wirtschaft; 

2. aus der Betriebswirtschaftslehre: 

a) Betriebsorganisation: 

aa) Aufbauorganisation, 

bb) Arbeitsplanung, 

cc) Arbeitssteuerung, 

dd) Arbeitskontrolle, 

b) Organisations- und Informationstechniken, 

c) Kostenrechnung. 

(3) Im Prüfungsfach „Grundlagen für rechtsbewußtes 
Handeln" soll der Prüfungsteilnehmer rechtliche Grund­
kenntnisse nachweisen. Er soll insbesondere anhand von 
betriebsbezogenen und praxisnahen Fällen nachweisen, 
daß er die Bedeutung der Rechtsvorschriften für seinen 
Funktionsbereich erkennen und beurteilen kann. In diesem 
Rahmen können geprüft werden: 

1. aus dem Grundgesetz: 

a) Grundrechte, 

b) Gesetzgebung, 

c) Rechtsprechung; 

2. aus dem Arbeits- und Sozialrecht: 

a) Arbeitsvertragsrecht, 

b) Arbeitsschutzrecht einschließlich Arbeitssicher-
heitsrecht, 

c) Betriebsverfassungsrecht, Mitbestimmungsrecht, 

d) Tarifvertragsrecht, 

e) Sozialversicherungsrecht; 

3. Umweltschutzrecht. 

daß er über soziologische Grundkenntnisse verfügt und 
soziologische zusammenhänge im Betrieb erkennen und 
beurteilen kann. In diesem Rahmen können geprüft wer­
den: 

1. Grundlagen des Sozialverhaltens der Menschen: 

a) Entwicklungsprozeß des einzelnen, 

b) Gruppenverhalten; 

2. Einflüsse des Betriebes auf das Sozialverhalten: 

a) Arbeitsorganisation und soziale Maßnahmen, 

b) Arbeitsplatz- und Betriebsgestaltung, 

c) Führungsgrundsätze; 

3. Einflüsse des Industriemeisters auf die Zusammenar­
beit im Betrieb: 

a) Rolle des Industriemeisters, 

b) Kooperation und Kommunikation, 

c) Führungstechniken und Führungsverhalten. 

(5) Die Prüfung in den in Absatz 1 genannten Prüfungs­
fächern ist schriftlich und in dem in Absatz 1 Nr. 3 genann­
ten Prüfungsfach auch mündlich durchzuführen. 

(6) Die schriftliche Prüfung soll nicht länger als sechs 
Stunden dauern; sie besteht je Prüfungsfach aus einer 
unter Aufsicht anzufertigenden Arbeit. Die Mindestzeiten 
betragen im Prüfungsfach: 

1. Grundlagen für kosten­
bewußtes Handeln: 

2. Grundlagen für rechts-

2 Stunden, 

bewußtes Handeln: 1 Stunde, 

3. Grundlagen für die Zusammen-
arbeit im Betrieb: 2 Stunden. 

(7) In der mündlichen Prüfung in dem in Absatz 1 Nr. 3 
genannten Prüfungsfach soll der Prüfungsteilnehmer 
nachweisen, daß er in der Lage ist, bestimmte berufsty­
pische Situationen zu erkennen, ihre Ursachen zu klären 
und sachgerechte Lösungsvorschläge zu machen. Es ist 
von einer praxisbezogenen, betrieblichen Situationsaufga­
be auszugehen. Die Prüfung soll je Prüfungsteilnehmer 
nicht länger als 30 Minuten dauern. 

(8) Die schriftliche Prüfung ist in den in Absatz 1 Nr. 1 
und 2 genannten Prüfungsfächern auf Antrag des 
Prüfungsteilnehmers oder nach Ermessen des Prüfungs­
ausschusses durch eine mündliche Prüfung zu ergänzen, 
wenn sie für das Bestehen der Prüfung oder für die eindeu­
tige Beurteilung der Prüfungsleistung von wesentlicher 
Bedeutung ist. Die Ergänzungsprüfung soll je Prüfungs­
fach und Prüfungsteilnehmer nicht länger als zehn Minuten 
dauern. Absatz 7 Satz 1 und 2 gilt entsprechend. 

§5 

Fachrichtungsspezifischer Teil 

(1) Im fachrichtungsspezifischen Teil ist in folgenden 
Fächern zu prüfen: 

1. Mathematische und naturwissenschaftliche Grundla­
gen, 

2 Technische Kommunikation und Information, 
(4) Im Prüfungsfach „Grundlagen für die Zusammenar- · 

beit im Betrieb" soll der Prüfungsteilnehmer nachweisen, 3. Verarbeitung der Dämm- und Hilfsstoffe, 
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4. Organisation der Baustelle, Arbeitssicherheit und Um­
weltschutz, 

5. Fachrichtungsspezifische Situationsaufgabe. 

(2) Im Prüfungsfach „Mathematische und naturwissen­
schaftliche Grundlagen" soll der Prüfungsteilnehmer 
nachweisen, daß er grundlegende mathematische und 
naturwissenschaftliche Kenntnisse zur Lösung praxisrele­
vanter Aufgabenstellungen anwenden kann. Dies schließt 
ein, daß er elementare Gesetzmäßigkeiten der Physik und 
der allgemeinen Chemie, die für den Bereich der Isolier­
technik von Bedeutung sind, kennt. Außerdem soll er 
deutlich machen, daß er die mit seiner Tätigkeit zusam­
menhängenden Berechnungen unter Nutzung der entspre­
chenden Gleichungen ausführen kann. In diesem Rahmen 
können geprüft werden: 

1. Grundkenntnisse über: 

a) Zusammenhänge von Strom, Spannung und elektri­
schem Widerstand, 

b) physikalische Gesetzmäßigkeiten, insbesondere 
der Wärmeübertragung, Schallerzeugung und 
Schallübertragung, der Grundlagen des vorbeugen­
den baulichen Brandschutzes und der Wasser­
dampfdiffusion, 

c) Korrosion, insbesondere ihre Einflüsse auf die Ma­
terialien und ihre Verhütung, 

d) Eigenschaften und Verhalten von Materialien im 
Zusammenhang mit Temperatur, Schall, Feuchtig­
keit und Brand; Eigenschaften und Verhalten fester, 
flüssiger und gasförmiger Stoffe; Schutzmaßnah­
men; 

2. Berechnen von: 

a) Längen, Flächen, Rauminhalten sowie Kräften und 
Momenten auch unter Anwendung der Winkelfunk­
tionen, 

b) Wärmemengen und Maßänderungen durch Tem­
peratureinfluß, 

c) Wärmeströmen durch Dämmschichten im Behar­
rungszustand, 

d) Wärmeströmen für einschlägige Wärmedämmung 
mit Hilfe von Diagrammen und Zahlentafeln; 

3. Grundkenntnisse aus der Statistik. 

(3) Im Prüfungsfach „Technische Kommunikation und 
Information" soll der Prüfungsteilnehmer nachweisen, daß 
er die dem jeweiligen Stand der Technik entsprechenden 
Kommunikations- und Informationsmittel kennt und an­
wenden kann. Er soll in der Lage sein, Daten und Anwei­
sungen verschiedener Informationsträger richtig zu inter­
pretieren und in berufliches Handeln mit Vorbereitung, 
Realisierung und Kontrolle der Arbeitsschritte umzuset­
zen. Darüber hinaus soll er befähigt sein, technische Pro­
bleme zu erfassen, Lösungsansätze aufzuzeigen und In­
formationen auf geeigneten Informationsträgern weiter­
zugeben. In diesem Rahmen können geprüft werden: 

1. Lesen und Interpretieren von Informationen und Daten 
unterschiedlicher Informationsträger, insbesondere 
technischer Zeichnungen und Stücklisten, von Plänen 
betriebstechnischer Anlagen, isometrischer Darstel­
lungen, Tabellen, Diagrammen und Statistiken unter 
Berücksichtigung einschlägiger Normen; 

2. Erfassen und Auswerten von Daten, insbesondere 
durch Darstellen in Tabellen, Statistiken und grafischen 
Aufbereitungen zu ihrer Verwendung als Entschei­
dungshilfen; 

3. Umsetzen der Informationen und Daten verschiedener 
Informationsträger in die Arbeitsplanung, Erstellen von 
Arbeitsanweisungen; 

4. Darstellung technischer Sachverhalte einschließlich ih­
rer Lösungsansätze auf geeigneten Informationsträ­
gern, insbesondere Erstellen von Baustellenfort­
schrittsberichten, Anfertigen von Werkstattfertigungs­
und Montageskizzen sowie von Teil- und Sonder­
zeichnungen, Erstellen von Aufmaß und Aufmaßzeich­
nungen nach dem vereinheitlichten isometrischen 
Aufmaßsystem. 

(4) Im Prüfungsfach „Verarbeitung der Dämm- und 
Hilfsstoffe" soll der Prüfungsteilnehmer nachweisen, daß 
er in der Lage ist, unter Anwendung einschlägiger techni­
scher Regelwerke Aufbau und Eigenschaften der Dämm­
und Hilfsstoffe zu bestimmen und daraus auf materialge­
rechte Lagerung, Transport, Bearbeitung und Verwendung 
zu schließen. Er soll neben der sachgerechten Auswahl 
der Materialien weiterhin in der Lage sein, Entscheidungen 
über ihre zweckmäßige Anbringung treffen zu können. Bei 
seinen Entscheidungen sind neben technischen und orga­
nisatorischen Gesichtspunkten auch Kostengesichtspunk­
te sowie die Aspekte der Energieeinsparung, der Arbeitssi­
cherheit und des Umweltschutzes zu berücksichtigen. In 
di~sem Rahmen können geprüft werden: 

1. Lagerung und Transport von Dämm- und Hilfsstoffen 
unter Einhaltung der Sicherheits- und Beladevorschrif­
ten, einschließlich qualitativer und quantitativer Waren­
eingangs- und Warenausgangskontrollen; 

2. Auswahl, Verwendung und Anbringung von Dämm­
und Hilfsstoffen unter Berücksichtigung insbesondere 
ihres Aufbaus, ihrer physikalischen und technischen 
Eigenschaften, ihrer Kosten und ihrer Umweltverträg­
lichkeit; 

3. Auswahl, Verwendung und Anbringung von Verbin­
dungs- und Befestigungselementen sowie der Umman­
telungen unter Berücksichtigung insbesondere ihres 
Aufbaus, ihrer physikalischen und technischen Eigen­
schaften, ihrer Kosten und ihrer Umweltverträglichkeit; 

4. Auswahl und Aufbau von Hilfs- und Trägerkonstruktio­
nen unter Berücksichtigung insbesondere der Monta­
gefreundlichkeit, von Arbeitssicherheits- und Umwelt­
schutzaspekten; 

5. Verhalten beim Umgang mit gesundheitsgefährdenden 
Arbeitsstoffen und gefährlichen chemischen Stoffen; 

6. Kenntnisse einschlägiger Werkstoff- und Halbzeug­
normen. 

(5) Im Prüfungsfach „Organisation der Baustelle, Ar­
beitssicherheit und Umweltschutz" soll der Prüfungsteil­
nehmer nachweisen, daß er Aufbau, Funktionsprinzip und 
Einsatzmöglichkeiten der technischen Einrichtungen, der 
Betriebsstätte und der Anwendungsstelle im Hinblick auf 
einen rationellen Fertigungs- und Montageablauf be­
herrscht. Er soll in der Lage sein, die einschlägigen Appa­
rate, Geräte, Maschinen und Anlagen sowie Gerüstkon­
struktionen für die Anbringung der Dämmstoffe auszuwäh­
len und die Wartung sowie Instandhaltung sicherzustellen. 
Dabei sind die betrieblichen Aufgaben so zu koordinieren, 
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daß ein möglichst reibungsloser Betriebsablauf sicherge­
stellt wird und auftretende Probleme einer Lösung zuge­
führt werden, die wirtschaftlichen, sozialen, arbeitssicher­
heits- und umweltorientierten Erfordernissen Rechnung 
trägt. In diesem Rahmen können geprüft werden: 

1. Energieversorgung in der Betriebsstätte und der An­
wendungsstelle, Arbeitssicherheit, Umweltschutz: 

a) Energiearten, Energieversorgungsanlagen und de­
ren Einsatz, energiesparende und umweltschützen­
de Maßnahmen, 

b) Schutzvorrichtungen und Schutzmaßnahmen, spe­
zifische Rechtsvorschriften, 

c) Verhalten bei Störungen und Unfällen, Erste Hilfe 
und Maßnahmen zur Unfallverhütung; 

2 .. Apparate, Geräte, Maschinen und Anlagen, Arbeitssi­
cherheit und Umweltschutz: 

a) Funktion, Einsatz, Sicherstellung der Betriebsbe­
reitschaft, insbesondere von Kranen, Aufzügen, 
Staplern, Bearbeitungsmaschinen und Verkehrsträ­
gern im innerbetrieblichen und außerbetrieblichen 
Transport, 

b) Schutzvorrichtungen und Schutzausrüstungen, 

c) Umweltschutz durch Maßnahmen zur Verhinderung 
von Emissionen, Lärm und anderen Schadens­
ereignissen, 

d) umweltgerechte Entsorgung und Wiedergewin­
nungskreisläufe sowie sonstige Maßnahmen zum 
Schutze der Umwelt; 

3. Dämmverfahren einschließlich Kostenkalkulation, Per­
sonaleinsatz und Qualitätssicherung: 

a) Wärmedämm- und Kältedämmverfahren, Brand­
schutzmöglichkeiten und Schalldämmverfahren, 
Isolierung gegen Feuchtigkeit, 

b) Kalkulationsverfahren insbesondere Divisionskal­
kulation, Äquivalenzziffernrechnung und Zuschlags­
rechnung zur Vor-, Zwischen- und Nachkalkulation 
sowie Kalkulationsfaktoren, insbesondere Sach-, 
Personalkosten und Investitionen, Erstellen von 
Leistungsbeschreibungen, 

c) Personaleinsatz unter Berücksichtigung von Qualifi­
kationen und Arbeitsplatzanforderungen, Konflikt­
begrenzung, Gesetze und Bestimmungen bei der 
Personalgewinnung, 

d) Qualitätssicherung und -kontrolle, insbesondere 
Möglichkeiten und Verfahren, Prüf- und Kontroll­
methoden sowie Fehlerbeseitigung und Abnahme 
unter Einhaltung von Normen, Vorschriften und 
Bestimmungen. 

(6) Im Prüfungsfach „Fachrichtungsspezifische Situa­
tionsaufgabe" soll der Prüfungsteilnehmer nachweisen, 
daß er bei einer praxisbezogenen betrieblichen Situations­
aufgabe Lösungen unter Beachtung der in den Absätzen 2 
bis 5 aufgeführten Prüfungsinhalte darstellen und begrün­
den kann. Insbesondere soll er in der Lage sein, berufsty­
pische Situationen zu erkennen, ihre Ursachen zu klären 
und sachgerechte Lösungsvorschläge zu machen und zu 
begründen. In der Situationsaufgabe soll die Verantwor­
tung des Industriemeisters für die technischen, organisato­
rischen und sozialen Belange, die Kosten- und Zeitpla­
nung sowie die Arbeitssicherheits- und Umweltschutzbe-

stimmungen und -grundsätze besonders zum Ausdruck 
kommen. 

(7) Die Prüfung in den in Absatz 1 Nr. 1 bis 4 genannten 
Prüfungsfächern ist schriftlich und in dem in Absatz 1 Nr. 5 
genannten Prüfungsfach nur mündlich durchzuführen. 

(8) Die schriftliche Prüfung besteht je Prüfungsfach aus 
einer unter Aufsicht anzufertigenden Arbeit und soll nicht 
länger als zwölf Stunden betragen; die Mindestzeiten be­
tragen im Prüfungsfach: 

1. Mathematische und naturwissen­
schaftliche Grundlagen: 

2. Technische Kommunikation 
und Information: 

3. Verarbeitung der Dämm­
und Hilfsstoffe: 

4. Organisation der Baustelle, 
Arbeitssicherheit und 
Umweltschutz: 

2 Stunden, 

2 Stunden, 

1,5 Stunden, 

4 Stunden. 

(9) Die mündliche Prüfung in dem in Absatz 1 Nr. 5 
genannten Prüfungsfach soll je Prüfungsteilnehmer nicht 
länger als 30 Minuten dauern. 

(10) Die schriftliche Prüfung ist in den in Absatz 1 Nr. 1 
bis 4 genannten Prüfungsfächern auf Antrag des Prüfungs­
teilnehmers oder nach Ermessen des Prüfungsausschus­
ses durch eine mündliche Prüfung zu ergänzen, wenn sie 
für das Bestehen der Prüfung oder für die eindeutige 
Beurteilung der Prüfungsleistung von wesentlicher Bedeu­
tung ist. Die Ergänzungsprüfung soll je Prüfungsfach und 
Prüfungsteilnehmer nicht länger als zehn Minuten dau­
ern. 

§6 

Berufs- und arbeitspädagogischer Teil 

(1) Im berufs- und arbeitspädagogischen Teil ist in fol­
genden Fächern zu prüfen: 

1. Grundfragen der Berufsbildung, 

2. Planung und Durchführung der Ausbildung, 

3. Der Jugendliche in der Ausbildung, 

4. Rechtsgrundlagen der Berufsbildung. 

(2) Im Prüfungsfach „Grundfragen der Berufsbildung" 
können geprüft werden: 

1. Aufgaben und Ziele der Berufsbildung im Bildungssy­
stem, individueller und gesellschaftlicher Anspruch auf 
Chancengleichheit, Mobilität und Aufstieg, individuelle 
und soziale Bedeutung von Arbeitskraft und Arbeitslei­
stung, Zusammenhänge zwischen Berufsbildung und 
Arbeitsmarkt; 

2. Betriebe, überbetriebliche Einrichtungen und berufliche 
Schulen als Ausbildungsstätten im System der beruf­
lichen Bildung; 

3. Aufgabe, Stellung und Verantwortung des Ausbilden­
den und des Ausbilders. 

(3) Im Prüfungsfach „Planung und Durchführung der 
Ausbildung" können geprüft werden: 

1. Ausbildungsinhalte, Ausbildungsberufsbild, Ausbil­
dungsrahmenplan, Prüfungsanforderungen; 
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2. didaktische Aufbereitung der Ausbildungsinhalte: 

a) Festlegen von Lernzielen, Gliederung der Ausbil­
dung, 

b) Festlegen der lehrgangs- und produktionsgebunde­
nen Ausbildungsabschnitte, Auswahl der betrieb­
lichen und überbetrieblichen Ausbildungsplätze, 
Erstellen des betrieblichen Ausbildungsplans; 

3. Zusammenarbeit mit der Berufsschule, der Berufsbera­
tung und dem Ausbildungsberater; 

4. Lehrverfahren und Lernprozesse in der Ausbildung: 

a) Lehrformen, insbesondere Unterweisen und Üben 
am Ausbildungs- und Arbeitsplatz, Lehrgespräch, 
Demonstration von Ausbildungsvorgängen, 

b) Ausbildungsmittel, 

c) Lern- und Führungshilfen, 

d) Beurteilen und Bewerten. 

(4) Im Prüfungsfach „Der Jugendliche in der Ausbildung" 
können geprüft werden: 

1 . Notwendigkeit und Bedeutung einer jugendgemäßen 
Berufsausbildung; 

2. Leistungsprofil, Fähigkeiten und Eignung; 

3. typische Entwicklungserscheinungen und Verhaltens­
weisen im Jugendalter, Motivation und Verhalten, grup­
penpsychologische Verhaltensweisen; 

4. betriebliche und außerbetriebliche Umwelteinflüsse, 
soziales und politisches Verhalten Jugendlicher; 

5. Verhalten bei besonderen Erziehungsschwierigkeiten 
des Jugendlichen; 

6. gesundheitliche Betreuung des Jugendlichen ein­
schließlich der Vorbeugung gegen Berufskrankheiten, 
Beachtung der Leistungskurve, Unfallverhütung. 

(5) Im Prüfungsfach „Rechtsgrundlagen der Berufsbil­
dung" können geprüft werden: 

1. die wesentlichen Bestimmungen des Grundgesetzes, 
der jeweiligen Landesverfassung und des Berufsbil­
dungsgesetzes; 

2. die wesentlichen Bestimmungen des Arbeits- und So­
zialrechts sowie des Arbeitsschutz- und Jugend­
schutzrechts, insbesondere des Arbeitsvertragsrechts, 
des Betriebsverfassungsrechts, des Tarifvertrags­
rechts, des Arbeitsförderungs- und Ausbildungsförde­
rungsrechts, des Jugendarbeitsschutzrechts und des 
Unfallschutzre,chts; 

3. die rechtlichen Beziehungen zwischen dem Ausbil­
denden, dem Ausbilder und dem Auszubildenden. 

(6) Die Prüfung ist schriftlich und mündlich durchzufüh­
ren. 

(7) Die schriftliche Prüfung soll in der Regel insgesamt 
fünf Stunden dauern und aus je einer unter Aufsicht anzu­
fertigenden Arbeit aus den in Absatz 1 Nr. 2 bis 4 aufge­
führten Prüfungsfächern bestehen. Die mündliche Prüfung 
soll die in Absatz 1 genannten Prüfungsfächer umfassen 
und je Prüfungsteilnehmer in der Regel 30 Minuten dau­
ern. Außerdem soll eine vom Prüfungsteilnehmer praktisch 
durchzuführende Unterweisung von Auszubildenden 
stattfinden. 

§7 

Anrechnung anderer Prüfungsleistungen 

(1) Von der Prüfung in einzelnen Prüfungsteilen und 
Prüfungsfächern gemäß den §§ 4 und 5 kann der Prü­
fungsteilnehmer auf Antrag von der zuständigen Stelle 
freigestellt werden, wenn er vor einer zuständigen Stelle, 
einer öffentlichen oder staatlich anerkannten Bildungsein­
richtung oder vor einem staatlichen Prüfungsausschuß 
eine Prüfung in den letzten fünf Jahren vor Antragsstellung 
bestanden hat, deren Inhalt den Anforderungen dieser 
Prüfungsteile oder Prüfungsfächer entspricht. Eine voll­
ständige Freistellung ist nicht zulässig. 

(2) Von der Prüfung im berufs- und arbeitspädagogi­
schen Prüfungsteil ist der Prüfungsteilnehmer auf Antrag 
von der zuständigen Stelle freizustellen, wenn er eine nach 
dem Berufsbildungsgesetz, der Handwerksordnung oder 
dem Seemannsgesetz geregelte Prüfung bestanden hat, 
deren Inhalt den in § 6 genannten Anforderungen ent­
spricht. Dasselbe gilt für Prüfungsteilnehmer, die die be­
rufs- und arbeitspädagogische Eignung auf Grund des 
Bundesbeamtengesetzes nachgewiesen haben. Wer eine 
sonstige staatliche, staatlich anerkannte oder von einer 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft abgenommene Prüfung 
bestanden hat, deren Inhalt den in § 6 genannten Anforde­
rungen entspricht, kann auf Antrag von der zuständigen 
Stelle von der Prüfung im berufs- und arbeitspädagogi­
schen Prüfungsteil freigestellt werden. 

§8 

Bestehen der Prüfung 

(1) Die drei Teile der Prüfung sind gesondert zu beweri. 
ten. Für jeden Teil der Prüfung ist eine Note als arithmeti­
sches Mittel aus den Bewertungen der Leistungen in den 
einzelnen Prüfungsfächern zu bilden. Die Noten der 
schriftlichen und mündlichen Prüfungsleistungen in einem 
Prüfungsfach sind zu einer Note zusammenzufassen; da­
bei hat die Note der mündlichen Prüfungsleistungen ge­
mäß § 4 Abs. 7 das doppelte Gewicht. Die Note für die 
praktisch durchzuführende Unterweisung im berufs- und 
arbeitspädagogischen Teil ist als gesonderte Note den 
jeweiligen Noten für die einzelnen Prüfungsfächer dieses 
Teils zuzurechnen und daraus das arithmetische Mittel zu 
bilden. 

(2) Die Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfungsteil­
nehmer in jedem der drei Prüfungsteile und im Prüfungs­
fach gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 4 mindestens ausreichende 
Leistungen erbracht hat; dabei dürfen nur in höchstens 
einem Prüfungsfach je Prüfungsteil nicht ausreichende 
Leistungen vorliegen. Bei einer ungenügenden Prüfungs­
leistung in einem Prüfungsfach ist die Prüfung nicht be­
standen. 

(3) Über das Bestehen der Prüfung ist ein Zeugnis 
gemäß der Anlage, Seite 1, auszustellen. Auf Antrag des 
Prüfungsteilnehmers ist ein Zeugnis gemäß der Anlage, 
Seite 1 und 2, auszustellen, aus dem die in den Prüfungs­
teilen, Prüfungsfächern und in der praktisch durchzufüh­
renden Unterweisung erzielten Noten hervorgehen müs­
sen. Im Fall der Freistellung gemäß § 7 sind Ort und 
Datum sowie Bezeichnung des Prüfungsgremiums der 
anderweitig abgelegten Pr~fung anzugeben. 



1122 Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1993, Teil 1 

§9 

Wiederholung der Prüfung 

(1) Eine Prüfung, die nicht bestanden ist, kann zweimal 
wiederholt werden. 

(2) In der Wiederholungsprüfung ist der Prüfungsteilneh­
mer auf Antrag von der Prüfung in einzelnen Prüfungstei­
len und Prüfungsfächern zu befreien, wenn seine Leistun­
gen darin in einer vorangegangenen Prüfung ausgereicht 
haben und er sich innerhalb von zwei Jahren, gerechnet 
vom Tage der Beendigung der nicht bestandenen Prüfung 
an, zur Wiederholungsprüfung anmeldet. 

§ 10 

Übergangsvorschriften 

(1) Die bei Inkrafttreten dieser Verordnung laufenden 
Industriemeisterprüfungen im Bereich Isolierung können 
nach den bisherigen Vorschriften zu Ende geführt wer­
den. 

(2) Prüfungsteilnehmer, die die Industriemeisterprüfung 
nach den bisherigen Vorschriften nicht bestanden haben 

Bonn, den 29. Juni 1993 

und sich innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung zu einer Wiederholungsprüfung an­
melden, können die Wiederholungsprüfung nach den bis­
herigen Vorschriften ablegen. Die zuständige Stelle kann 
auf Antrag des Prüfungsteilnehmers die Wiederholungs­
prüfung gemäß dieser Verordnung durchführen; § 9 Abs. 2 
findet in diesem Falle keine Anwendung. 

§ 11 

Aufhebung von Vorschriften 

Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung treten unbe­
schadet des § 1 O die Rechtsvorschriften der zuständigen 
Stellen, die die Industriemeisterprüfung im Bereich Isolie­
rung regeln, außer Kraft. 

§ 12 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1993 in Kraft. 

Der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft 

Rainer Ortleb 
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Muster 

(Bezeichnung der zuständigen Stelle) 

Zeugnis 

über die 

Prüfung zum anerkannten Abschluß 
Geprüfter Industriemeister/Geprüfte Industriemeisterin 

- Fachrichtung Isolierung (Wärme-, Kälte-, Schall- und Brandschutz) 

1123 

Anlage 
(zu § 8 Abs. 3) 

Seite 1 

Herr/Frau .................................................................................. - . • • • 

geboren am . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . in .......................................................... . 

hat am . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . die Prüfung zum anerkannten Abschluß 

Geprüfter Industriemeister/Geprüfte Industriemeisterin 
- Fachrichtung Isolierung (Wärme-, Kälte-, Schall- und Brandschutz) 

gemäß der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluß Geprüfter Industriemeister/Geprüfte Industrie­
meisterin - Fachrichtung Isolierung (Wärme-, Kälte-, Schall- und Brandschutz) vom 29. Juni 1993 (BGBI. 1 S. 1117) 

bestanden. 

Datum .................................. . 

Unterschrift .............................. . 

(Siegel der zuständigen Stelle) 
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Seite 2 

Ergebnisse der Prüfung 
Note 

1. Fachrichtungsübergreifender Teil 

1. Grundlagen für kostenbewußtes Handeln 

2. Grundlagen für rechtsbewußtes Handeln 

3. Grundlagen für die Zusammenarbeit im Betrieb 

(Im Fall des § 7 Abs. 1: ,,Der Prüfungsteilnehmer wurde gemäß§ 7 Abs. 1 im Hinblick auf die am in . . . . . . vor ..... . 
abgelegte Prüfung in diesem Prüfungsteil/im Prüfungsfach . . . . . ................................................. . 
freigestellt.") 

II. Fachrichtungsspezifischer Teil 

1. Mathematische und naturwissenschaftliche Grundlagen 

2. Technische Kommunikation und Information 

3. Verarbeitung der Dämm- und Hilfsstoffe 

4. Organisation der Baustelle, Arbeitssicherheit und Umweltschutz 

5. Fachrichtungsspezifische Situationsaufgabe 

(Im Fall des § 7 Abs. 1: entsprechend Klammervermerk unter 1. 3.) 

III. Berufs- und arbeitspädagogischer Teil 

1. Grundfragen der Berufsbildung 

2. Planung und Durchführung der Ausbildung 

3. Der Jugendliche in der Ausbildung 

4. Rechtsgrundlagen der Berufsbildung 

5. Praktisch durchzuführende Unterweisung 

(Im Fall des§ 7 Abs. 2: ,,Der Prüfungsteilnehmer wurde gemäß§ 7 Abs. 2 im Hinblick auf die am in . . . . . . vor . • • • • • 
abgelegte Prüfung in diesem Prüfungsteil ...................................................... • • • • • • • • • • • · · · · 
freigestellt.") 
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Zwanzigste Verordnung 
zur Anpassung der Unterhaltshilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz 

(20. Unterhaltshilfe-Anpassungsverordnung-LAG - 20. UhAnpV} 

Vom 5. Juli 1993 

Auf Grund 

- des durch das Gesetz vom 24. August 1972 (BGBI. 1 
S. 1521) eingefügten, zuletzt durch Artikel 73 des 
Gesetzes vom 18. Dezember 1989 (BGBI. 1 S. 2261) 
geänderten § 277 a, 

- der durch das Gesetz vom 24. August 1972 (BGBI. 1 
S. 1521) eingefügten, durch das Gesetz vom 13. Fe­
bruar 1974 (BGBI. 1 S. 177) geänderten § 279 Abs. 3 
und § 292 Abs. 7 sowie 

- des § 367 Abs. 1 

des Lastenausgleichsgesetzes in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 1. Oktober 1969 (BGBI. 1 S. 1909), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 21. Dezember 
1992 (BGBI. 1 S. 2094), verordnet die Bundesregierung: 

§ 1 

Anpassung der Unterhaltshilfe 

Vom 1. Juli 1993 ab werden erhöht: 

1. der Einkommenshöchstbetrag und der Satz der Unter­
haltshilfe 

a) für Berechtigte (§ 267 Abs. 1 Satz 1, § 269 Abs. 1 
des Gesetzes) 
von 7 45 auf 778 Deutsche Mark, 

b) für den jeweiligen Ehegatten (§ 267 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1, § 269 Abs. 2 des Gesetzes) 
von 497 auf 519 Deutsche Mark, 

c) für jedes Kind (§ 267 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, § 269 
Abs. 2 des Gesetzes) 
von 252 auf 263 Deutsche Mark, 

d) für Vollwaisen(§ 275 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes) 
von 410 auf 428 Deutsche Mark, 

2. der Erhöhungsbetrag zur Pflegezulage (§ 267 Abs. 1 
letzter Satz des Gesetzes) 
von 254 auf 268 Deutsche Mark, 

3. der Selbständigenzuschlag 

a) für Berechtigte(§ 269a Abs. 2 des Gesetzes) 
in Zuschlagsstufe 

1 
2 
3 
4 
5 
6 

von 170 auf 178 Deutsche Mark, 
von 215 auf 225 Deutsche Mark, 
von 258 auf 269 Deutsche Mark, 
von 286 auf 299 Deutsche Mark, 
von 315 auf 329 Deutsche Mark, 
von 345 auf 360 Deutsche Mark, 

b) für den jeweiligen Ehegatten (§ 269a Abs. 3 des 
Gesetzes) 
in Zuschlagsstufe 

1 
2 
3 
4 
5 
6 

4. der Sozialzuschlag 

von 90 auf 94 Deutsche Mark, 
von 103 auf 108 Deutsche Mark, 
von 115 auf 120 Deutsche Mark, 
von 129 auf 135 Deutsche Mark, 
von 148 auf 155 Deutsche Mark, 
von 175 auf 183 Deutsche Mark, 

a) für Berechtigte (§ 269 b Abs. 2 Satz 1 des Geset­
zes) 
von 103 auf 108 Deutsche Mark, 

b) für den jeweiligen Ehegatten(§ 269b Abs. 2 Satz 2 
Nr. 1 des Gesetzes) 
von 129 auf 135 Deutsche Mark, 

c) für jedes Kind (§ 269b Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 des 
Gesetzes) 
von 162 auf 169 Deutsche Mark, 

d) für Vollwaisen(§ 275 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes) 
von 60 auf 63 Deutsche Mark, 

5. der Zuschlag zur weggefallenen monatlichen Zahlung 
bei der Rentnerunterhaltshilfe (§ 274 Abs. 2 Satz 1 
erster Halbsatz des Gesetzes) 
von 891 auf 935 vom Hundert. 

§2 

Anpassung von Beträgen 
in § 276 Abs. 4 des Gesetzes 

Vom 1. Juli 1993 ab werden erhöht: 

1. die Einbehaltungsbeträge bei längerdauernder Kran­
kenhausbehandlung (§ 276 Abs. 4 Satz 1 des Geset­
zes) 

a) für untergebrachte alleinstehende Berechtigte 
jeweils von 236 auf 247 Deutsche Mark, 

b) für den jeweiligen untergebrachten nicht dauernd 
getrennt lebenden Ehegatten 
von 17 4 auf 182 Deutsche Mark, 

c) für untergebrachte Kinder und Vollwaisen 
von 109 auf 114 Deutsche Mark, 

2. der Schonbetrag in § 276 Abs. 4 Satz 5 des Geset­
zes 
von 297 auf 310 Deutsche Mark. 
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§3 d) für Vollwaisen 

Anpassung des Einkommenshöchstbetrages 
der Entschädigungsrente 

von 590 auf 608 Deutsche Mark. 

§4 

Anpassung von Beträgen 
in § 292 des Gesetzes 

Vom 1. Juli 1993 ab werden erhöht: 

1. der Einkommenshöchstbetrag der Entschädigungs­
rente nach § 279 Abs. 1 Satz 1 bis 3 des Gesetzes 

a) für Berechtigte 
von 1 133 auf 1 171 Deutsche Mark, 

b) für den jeweiligen Ehegatten 
von 701 auf 729 Deutsche Mark, 

c) für jedes Kind 
von 260 auf 271 Deutsche Mark, 

d) für Vollwaisen 
von 475 auf 493 Deutsche Mark, 

2. der Einkommenshöchstbetrag nach § 279 Abs. 1 
Satz 4 des Gesetzes 

a) für Berechtigte 
von 1 363 auf 1 401 Deutsche Mark, 

b) für den jeweiligen Ehegatten 
von 756 auf 784 Deutsche Mark, 

c) für jedes Kind 
von 311 auf 322 Deutsche Mark, 

Vom 1. Juli 1993 ab werden erhöht: 

1. der Schonbetrag in § 292 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Satz 2 
und Abs. 4 Nr. 1 des Gesetzes 
jeweils von 297 auf 31 O Deutsche Mark, 

2. die Taschengeldsätze in§ 292 Abs. 4 vorletzter Satz 
des Gesetzes 

a) für untergebrachte alleinstehende Berechtigte oder 
untergebrachte jeweilige Ehegatten 
von 111 auf 116 Deutsche Mark, 

b) für gemeinsam untergebrachte Ehegatten 
von 192 auf 201 Deutsche Mark, 

c) für untergebrachte Kinder und Vollwaisen 
von 38 auf 40 Deutsche Mark. 

§5 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1993 in 
Kraft. 

Der Bundesrat hat zugestimmt. 

Bonn, den 5. Juli 1993 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister der Finanzen 
Theo Waigel 

Der Bundesminister des Innern 
R. Seiters 

Berichtigung 
der Elften Verordnung 

zur Änderung der Futtermittelverordnung 

Die Elfte Verordnung zur Änderung der Futtermittelverordnung vom 19. Mai 
1993 (BGBI. 1 S. 711) ist wie folgt zu berichtigen: 

In Artikel 1 Satz 1 sind die Wörter,,, geändert durch Artikel 77 des Gesetzes vom 
27. April 1993 (BGBI. 1 S. 512)," zu streichen. 
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